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VERORDNUNG (EU) Nr. 1094/2010 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 24. November 2010 

zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche 
Altersversorgung), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG 
und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/79/EG der Kommission 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf Artikel 114, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Finanzkrise 2007 und 2008 hat erhebliche Schwachstellen bei 
der Finanzaufsicht, sowohl in Einzelfällen als auch hinsichtlich 
des Finanzsystems als Ganzem, offenbart. Aufsichtsmodelle auf 
nationaler Ebene konnten mit der Globalisierung des Finanzsek­
tors sowie mit der Realität der Integration und Verknüpfung der 
europäischen Finanzmärkte mit vielen grenzüberschreitend tätigen 
Finanzinstituten nicht länger Schritt halten. Die Krise brachte 
Mängel bei der Zusammenarbeit, bei der Koordinierung, bei der 
kohärenten Anwendung des Unionsrechts und einen Mangel an 
Vertrauen zwischen den nationalen Aufsichtsbehörden zutage. 

(2) Vor und während der Finanzkrise hat das Europäische Parlament eine 
stärker integrierte europäische Aufsicht gefordert, damit wirklich 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle auf Unionsebene tätigen 
Akteure gewährleistet werden und der zunehmenden Integration der 
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Finanzmärkte in der Union Rechnung getragen wird (Entschließun­
gen des Europäischen Parlaments vom 13. April 2000 zu der Mit­
teilung der Kommission „Umsetzung des Finanzmarktrahmens: Ak­
tionsplan“ ( 1 ), vom 21. November 2002 zu den aufsichtsrechtlichen 
Vorschriften in der Europäischen Union ( 2 ), vom 11. Juli 2007 zu der 
Finanzdienstleistungspolitik für die Jahre 2005-2010 — Weiß­
buch ( 3 ), vom 23. September 2008 mit Empfehlungen an die Kom­
mission zu Hedge-Fonds und Private Equity ( 4 ), vom 9. Oktober 
2008 mit Empfehlungen an die Kommission zu 
Lamfalussy-Folgemaßnahmen: Künftige Aufsichtsstruktur ( 5 ) sowie 
Standpunkte des Europäischen Parlaments vom 22. April 2009 zu 
dem geänderten Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Par­
laments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 
Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit — Solvabilität 
II ( 6 ) und vom 23. April 2009 zu dem Vorschlag für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des Rates über Ratingagentu­
ren ( 7 )). 

(3) Die Kommission beauftragte im November 2008 eine hochran­
gige Gruppe unter dem Vorsitz von Jacques de Larosière mit der 
Ausarbeitung von Empfehlungen, wie die europäischen Auf­
sichtsregelungen gestärkt werden können, um die Bürger besser 
zu schützen und das Vertrauen in das Finanzsystem wiederherzu­
stellen. In ihrem Schlussbericht vom 25. Februar 2009 (im Fol­
genden „De-Larosière-Bericht“) empfahl die hochrangige Gruppe, 
den Aufsichtsrahmen zu stärken, um das Risiko und den Schwe­
regrad künftiger Finanzkrisen zu vermindern. Sie empfahl Refor­
men der Aufsichtsstruktur für den Finanzsektor in der Union. Die 
Gruppe kam überdies zu dem Schluss, dass ein Europäisches 
System der Finanzaufsicht geschaffen werden solle, das sich 
aus drei Europäischen Finanzaufsichtsbehörden zusammensetzt, 
und zwar aus einer Behörde für den Bankensektor, einer Behörde 
für den Wertpapiersektor sowie einer Behörde für Versicherungen 
und die betriebliche Altersversorgung; des Weiteren empfahl die 
Gruppe die Errichtung eines Europäischen Ausschusses für Sys­
temrisiken. Der Bericht enthielt die von den Experten für notwen­
dig erachteten Reformen, zu denen die Arbeiten unverzüglich 
aufgenommen werden mussten. 

(4) In ihrer Mitteilung vom 4. März 2009 „Impulse für den Auf­
schwung in Europa“ schlug die Kommission die Vorlage von 
Entwürfen für Rechtsvorschriften vor, mit denen ein Europäisches 
System der Finanzaufsicht und ein Europäischer Ausschuss für 
Systemrisiken geschaffen werden sollten. In ihrer Mitteilung vom 
27. Mai 2009 mit dem Titel „Europäische Finanzaufsicht“ erläu­
terte die Kommission im Einzelnen die mögliche Struktur eines 
solchen neuen Aufsichtsrahmens, der die wesentlichen Richtungs­
vorgaben des De-Larosière-Berichts widerspiegelt. 
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(5) In seinen Schlussfolgerungen vom 19. Juni 2009 bestätigte der 
Europäische Rat, dass ein Europäisches System der Finanzauf­
sicht bestehend aus drei neuen Europäischen Aufsichtsbehörden 
errichtet werden sollte. Mit dem System sollten die Qualität und 
Kohärenz der nationalen Aufsicht verbessert, die Beaufsichtigung 
grenzübergreifend tätiger Gruppen gestärkt und ein einheitliches 
europäisches Regelwerk eingeführt werden, das für alle Finanz­
institute im Binnenmarkt gilt. Der Europäische Rat betonte, dass 
die Europäischen Aufsichtsbehörden auch über Aufsichtsbefug­
nisse für Ratingagenturen verfügen sollten, und forderte die Kom­
mission auf, konkrete Vorschläge für die Art und Weise auszuar­
beiten, wie das Europäische System der Finanzaufsicht in Krisen­
situationen eine wirksame Rolle spielen könnte; dabei unterstrich 
er, dass die von den Europäischen Aufsichtsbehörden erlassenen 
Beschlüsse die haushaltspolitischen Zuständigkeiten der Mitglied­
staaten nicht berühren sollten. 

(6) Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat zu realen und schwerwie­
genden Risiken für die Stabilität des Finanzsystems und das 
Funktionieren des Binnenmarkts geführt. Die Wiederherstellung 
und Aufrechterhaltung eines stabilen und verlässlichen Finanz­
systems ist eine Grundvoraussetzung für die Wahrung des Ver­
trauens in den Binnenmarkt und seiner Kohärenz und dadurch für 
die Wahrung und Verbesserung der Bedingungen im Hinblick auf 
die Schaffung eines vollständig integrierten und gut funktionie­
renden Binnenmarkts im Bereich der Finanzdienstleistungen. Da­
rüber hinaus bieten tiefere und stärker integrierte Finanzmärkte 
bessere Möglichkeiten für Finanzierungen und die Risikodiver­
sifizierung, was wiederum die Kapazität der Volkswirtschaften 
bei der Abfederung von Schocks verbessert. 

(7) Die Union hat die Grenzen dessen erreicht, was im Rahmen der 
gegenwärtig bestehenden Europäischen Ausschüsse der Auf­
sichtsbehörden geschehen kann. Die Union darf sich nicht damit 
abfinden, dass es keinen Mechanismus gibt, der sicherstellt, dass 
die nationalen Aufsichtsbehörden bei Aufsichtsentscheidungen für 
grenzübergreifend tätige Finanzinstitute zur bestmöglichen Lö­
sung gelangen, dass Zusammenarbeit und Informationsaustausch 
zwischen den nationalen Aufsehern unzureichend sind, dass ein 
gemeinsames Vorgehen der nationalen Behörden komplizierte 
Vereinbarungen erfordert, um den sehr unterschiedlichen 
Regulierungs- und Aufsichtsanforderungen Rechnung zu tragen, 
dass die nationalen Lösungen in den meisten Fällen die einzig 
vertretbare Antwort auf Probleme auf Unionsebene sind und dass 
ein und derselbe Rechtstext von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
unterschiedlich ausgelegt wird. Das Europäische System der Fi­
nanzaufsicht (im Folgenden „ESFS“) sollte so konzipiert sein, 
dass es diese Mängel überwindet und ein System schafft, das 
dem Ziel eines stabilen und einheitlichen Finanzmarkts der Union 
für Finanzdienstleistungen entspricht und die nationalen Auf­
sichtsbehörden innerhalb eines starken Netzwerks der Union ver­
bindet. 

(8) Beim ESFS sollte es sich um ein integriertes Netz nationaler Auf­
sichtsbehörden und Aufsichtsbehörden der Union handeln, in dem 
die laufende Beaufsichtigung auf nationaler Ebene verbleibt. Auch 
sollte eine größere Harmonisierung und kohärente Anwendung von 
Vorschriften für die Finanzinstitute und -märkte in der Union erreicht 
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werden. Zusätzlich zur Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Behörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersver­
sorgung) (im Folgenden „Behörde“) sollten eine Europäische Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) und eine Euro­
päische Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktauf­
sichtsbehörde) sowie ein Gemeinsamer Ausschuss der Europäischen 
Aufsichtsbehörden (im Folgenden „Gemeinsamer Ausschuss“) er­
richtet werden. Ein Europäischer Ausschuss für Systemrisiken (im 
Folgenden „ESRB“) sollte Teil des ESFS zur Wahrnehmung der 
Aufgaben gemäß dieser Verordnung und der Verordnung (EU) 
Nr. 1092/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) sein. 

(9) Die Europäischen Aufsichtsbehörden (im Folgenden zusammen 
„ESA“) sollten an die Stelle des Ausschusses der europäischen 
Bankaufsichtsbehörden, der durch den Beschluss 2009/78/EG der 
Kommission ( 2 ) eingesetzt wurde, des Ausschusses der Europäi­
schen Aufsichtsbehörden für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung, der durch den Beschluss 
2009/79/EG der Kommission ( 3 ) eingesetzt wurde, und des Aus­
schusses der europäischen Wertpapierregulierungsbehörden, der 
durch den Beschluss 2009/77/EG der Kommission ( 4 ) eingesetzt 
wurde, treten und sämtliche Aufgaben und Zuständigkeiten dieser 
Ausschüsse, einschließlich gegebenenfalls der Fortführung laufen­
der Arbeiten und Projekte, übernehmen. Der Tätigkeitsbereich 
jeder Europäischen Aufsichtsbehörde sollte klar festgelegt wer­
den. Die ESA sollten dem Europäischen Parlament und dem 
Rat gegenüber rechenschaftspflichtig sein. Bezieht sich diese Re­
chenschaftspflicht auf sektorübergreifende Fragen, die über den 
Gemeinsamen Ausschuss koordiniert wurden, so sollten die ESA 
über den Gemeinsamen Ausschuss für diese Koordinierung re­
chenschaftspflichtig sein. 

(10) Die Behörde sollte dazu beitragen, dass das Funktionieren des 
Binnenmarkts verbessert wird, indem insbesondere unter Berück­
sichtigung der verschiedenen Interessen aller Mitgliedstaaten und 
der Verschiedenartigkeit der Finanzinstitute ein hohes, wirksames 
und kohärentes Maß an Regulierung und Beaufsichtigung ge­
währleistet ist. Die Behörde sollte öffentliche Werte wie die Sta­
bilität des Finanzsystems und die Transparenz der Märkte und 
Finanzprodukte schützen und den Schutz von Versicherungsneh­
mern, Altersversorgungsanwärtern und Begünstigten gewährleis­
ten. Die Behörde sollte ferner Aufsichtsarbitrage verhindern und 
gleiche Wettbewerbsbedingungen gewährleisten und die interna­
tionale Koordinierung der Aufsicht zum Wohle der Volkswirt­
schaften insgesamt, einschließlich der Finanzinstitute sowie sons­
tigen Interessengruppen, Verbraucher und Arbeitnehmer aus­
bauen. Zu den Aufgaben der Behörde sollte auch gehören, die 
Angleichung der Aufsicht zu fördern und die Organe der Union 
auf dem Gebiet der Regulierung und Aufsicht im Sektor der 
Versicherung, der Rückversicherung und der betrieblichen Alters­
versorgung sowie in damit zusammenhängenden Fragen der Un­
ternehmensführung, der Rechnungsprüfung und der Rechnungs­
legung zu beraten. Die Behörde sollte ebenfalls mit bestimmten 
Zuständigkeiten für bestehende und neue Finanztätigkeiten be­
traut werden. 

(11) Die Behörde sollte auch in der Lage sein, bestimmte Finanztätig­
keiten, durch die das ordnungsgemäße Funktionieren und die 
Integrität der Finanzmärkte oder die Stabilität des gesamten 
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oder von Teilen des Finanzsystems in der Union gefährdet wird, 
in den Fällen und unter den Bedingungen, die in den in dieser 
Verordnung genannten Gesetzgebungsakten festgelegt sind, vorü­
bergehend zu verbieten oder zu beschränken. Ist es notwendig, 
ein solches vorübergehendes Verbot im Krisenfall auszusprechen, 
so sollte die Behörde dies gemäß dieser Verordnung und unter 
den darin festgelegten Bedingungen tun. In den Fällen, in denen 
die vorübergehende Untersagung oder Beschränkung bestimmter 
Finanztätigkeiten sektorübergreifende Auswirkungen hat, sollten 
die sektorspezifischen Vorschriften vorsehen, dass die Behörde 
über den Gemeinsamen Ausschuss die Europäische Aufsichts­
behörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) und die Europäi­
sche Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) kon­
sultieren und gegebenenfalls ihre Maßnahmen mit diesen abstim­
men sollte. 

(12) Die Behörde sollte die Auswirkung ihrer Tätigkeiten auf Wett­
bewerb und Innovation innerhalb des Binnenmarkts, auf die glo­
bale Wettbewerbsfähigkeit der Union, die finanzielle Integration 
und auf die neue Strategie der Union für Wachstum und Beschäf­
tigung angemessen berücksichtigen. 

(13) Um ihre Ziele zu erreichen, sollte die Behörde Rechtspersönlich­
keit sowie administrative und finanzielle Autonomie besitzen. 

(14) Ausgehend von den Arbeiten internationaler Gremien sollte das 
Systemrisiko als ein Risiko der Störung des Finanzsystems de­
finiert werden, die das Potenzial hat, zu schwerwiegenden nega­
tiven Folgen für den Binnenmarkt und die Realwirtschaft zu 
führen. Alle Arten von Finanzintermediären, -märkten und -infra­
strukturen können potenziell in gewissem Maße systemrelevant 
sein. 

(15) Zu den grenzübergreifenden Risiken gehören alle Risiken, die 
durch wirtschaftliche Ungleichgewichte oder Finanzausfälle in 
der Gesamtheit oder in einem Teil der Union verursacht wurden 
und die das Potenzial haben, erhebliche negative Folgen für die 
Transaktionen zwischen den Wirtschaftsbeteiligten aus zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten, für das Funktionieren des Binnenmarkts 
oder für die öffentlichen Finanzen der Union oder jedes ihrer 
Mitgliedstaaten nach sich zu ziehen. 

(16) Der Gerichtshof der Europäischen Union hat in seinem Urteil 
vom 2. Mai 2006 in der Rechtssache C-217/04 (Vereinigtes Kö­
nigreich Großbritannien und Nordirland gegen Europäisches Par­
lament und Rat der Europäischen Union) anerkannt, „dass der 
Wortlaut des Artikels 95 EG-Vertrag [jetzt Artikel 114 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)] 
nicht den Schluss erlaubt, dass die vom Gemeinschaftsgesetz­
geber auf der Grundlage dieser Vorschrift erlassenen Maßnahmen 
nur an die Mitgliedstaaten gerichtet sein dürften. Der Gemein­
schaftsgesetzgeber kann nämlich aufgrund seiner Sachwürdigung 
die Schaffung einer Gemeinschaftseinrichtung für notwendig er­
achten, deren Aufgabe es ist, in Situationen, in denen der Erlass 
von nicht zwingenden Begleit- und Rahmenmaßnahmen zur Er­
leichterung der einheitlichen Durchführung und Anwendung von 
auf Artikel 95 EG gestützten Rechtsakten geeignet erscheint, zur 
Verwirklichung des Harmonisierungsprozesses beizutragen“ ( 1 ). 
Zweck und Aufgaben der Behörde, d. h. den zuständigen 
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nationalen Aufsichtsbehörden bei der kohärenten Auslegung und 
Anwendung der Unionsvorschriften Hilfe zu leisten und einen 
Beitrag zur für die Finanzintegration erforderlichen Finanzstabili­
tät zu leisten, sind eng mit den Zielen verknüpft, die im Besitz­
stand der Union für den Binnenmarkt für Finanzdienstleistungen 
festgeschrieben sind. Deshalb sollte die Behörde auf der Grund­
lage von Artikel 114 AEUV errichtet werden. 

(17) Die folgenden Gesetzgebungsakte legen die Aufgaben der zustän­
digen Behörden der Mitgliedstaaten, einschließlich der Zusam­
menarbeit untereinander sowie mit der Kommission, fest: Richt­
linie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung 
der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabi­
lität II) ( 1 ), mit Ausnahme des Titels IV, Richtlinie 2002/92/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Dezember 
2002 über Versicherungsvermittlung ( 2 ), Richtlinie 2003/41/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. Juni 2003 
über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen 
der betrieblichen Altersversorgung ( 3 ), Richtlinie 2002/87/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 
über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Ver­
sicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkon­
glomerats ( 4 ), Richtlinie 64/225/EWG des Rates vom 25. Februar 
1964 zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei­
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet der 
Rückversicherung und Retrozession ( 5 ), Richtlinie 73/239/EWG 
des Rates vom 24. Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Aus­
übung der Tätigkeit der Direktversicherung (mit Ausnahme der 
Lebensversicherung) ( 6 ), Richtlinie 73/240/EWG des Rates vom 
24. Juli 1973 zur Aufhebung der Beschränkungen der Nieder­
lassungsfreiheit auf dem Gebiet der Direktversicherung mit Aus­
nahme der Lebensversicherung ( 7 ), Richtlinie 76/580/EWG des 
Rates vom 29. Juni 1976 zur Änderung der Richtlinie 
73/239/EWG zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätig­
keit der Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversiche­
rung) ( 8 ), Richtlinie 78/473/EWG des Rates vom 30. Mai 1978 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf 
dem Gebiet der Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene ( 9 ), 
Richtlinie 84/641/EWG des Rates vom 10. Dezember 1984 zur 
insbesondere auf die touristische Beistandsleistung bezüglichen 
Änderung der Ersten Richtlinie 73/239/EWG zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Auf­
nahme und Ausübung der Tätigkeit der Direktversicherung (mit 
Ausnahme der Lebensversicherung) ( 10 ), Richtlinie 87/344/EWG 
des Rates vom 22. Juni 1987 zur Koordinierung der Rechts- und 
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Verwaltungsvorschriften für die Rechtsschutzversicherung ( 1 ), 
Richtlinie 88/357/EWG des Rates vom 22. Juni 1988 zur Koor­
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Di­
rektversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) und 
zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienst­
leistungsverkehrs ( 2 ), Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 
18. Juni 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Le­
bensversicherung) (Dritte Richtlinie Schadenversicherung) ( 3 ), 
Richtlinie 98/78/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. Oktober 1998 über die zusätzliche Beaufsichtigung der 
einer Versicherungsgruppe angehörenden Versicherungsunterneh­
men ( 4 ), Richtlinie 2001/17/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 19. März 2001 über die Sanierung und Liquida­
tion von Versicherungsunternehmen ( 5 ), Richtlinie 2002/83/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. November 
2002 über Lebensversicherungen ( 6 ) und Richtlinie 2005/68/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. November 
2005 über die Rückversicherung ( 7 ). In Bezug auf Einrichtungen 
der betrieblichen Altersversorgung sollten die Maßnahmen der 
Behörde jedoch die nationalen sozial- und arbeitsrechtlichen Vor­
schriften unberührt lassen. 

(18) Zu den vorhandenen Unionsvorschriften, die den durch diese 
Verordnung abgedeckten Bereich regulieren, zählen ebenfalls 
die einschlägigen Teile der Richtlinie 2005/60/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 zur Ver­
hinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geld­
wäsche und der Terrorismusfinanzierung ( 8 ) und der Richtlinie 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. September 2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleis­
tungen an Verbraucher ( 9 ). 

(19) Es ist wünschenswert, dass die Behörde einen Beitrag zur Beur­
teilung der Notwendigkeit eines mit angemessenen Finanzmitteln 
ausgestatteten und ausreichend harmonisierten europäischen Netz­
werks von nationalen Sicherungssystemen für Versicherungen 
leistet. 

(20) Gemäß der der Erklärung (Nr. 39) zu Artikel 290 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) zur 
Schlussakte der Regierungskonferenz, die den Vertrag von Lissa­
bon angenommen hat, ist für die Ausarbeitung technischer Re­
gulierungsstandards die Unterstützung durch Sachverständige in 
einer für den Bereich der Finanzdienstleistungen spezifisch Form 
erforderlich. Die Behörde muss diese Sachkenntnis auch zu Stan­
dards oder Teile von Standards zur Verfügung stellen können, die 
sich nicht auf einen von ihr ausgearbeiteten Entwurf technischer 
Standards stützen. 
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(21) Zur Festlegung harmonisierter technischer Regulierungsstandards 
für Finanzdienstleistungen und um sicherzustellen, dass mittels 
eines einheitlichen Regelwerks gleiche Wettbewerbsbedingungen 
und ein angemessener Schutz von Versicherungsnehmern, Alters­
versorgungsanwärtern und sonstigen Begünstigten in der Union 
gewährleistet sind, bedarf es der Einführung eines wirksamen 
Rechtsinstruments. Als ein Organ mit hochspezialisierter Sach­
kenntnis, ist es wirksam und angemessen, die Behörde in vom 
Unionsrecht genau festgelegten Bereichen mit der Ausarbeitung 
von Entwürfen technischer Regulierungsstandards zu betrauen, 
die an keine politischen Entscheidungen geknüpft sind. 

(22) Die Kommission sollte diese Entwürfe technischer Regulierungs­
standards mittels delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 290 
AEUV billigen, um ihnen verbindliche Rechtswirkung zu verlei­
hen. Sie sollten nur in äußerst begrenzten Fällen und unter au­
ßergewöhnlichen Umständen geändert werden dürfen, da die Be­
hörde der Akteur ist, der sich im engen Kontakt mit den Finanz­
märkten befindet und deren tägliches Funktionieren am besten 
kennt. Entwürfe technischer Regulierungsstandards müssten in 
Fällen geändert werden, in denen sie nicht mit dem Unionsrecht 
vereinbar wären, gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
verstoßen würden oder grundlegenden Prinzipien des Binnen­
markts für Finanzdienstleistungen zuwider laufen würden, so 
wie sie im Besitzstand der Union für Rechtsvorschriften auf 
dem Gebiet der Finanzdienstleistungen verankert sind. Die Kom­
mission sollte den Inhalt der von der Behörde ausgearbeiteten 
Entwürfe technischer Regulierungsstandards nicht ändern, ohne 
sich vorher mit der Behörde abgestimmt zu haben. Um eine 
reibungslose und rasche Annahme dieser Standards zu gewähr­
leisten, sollte die Billigung von Entwürfen technischer Regulie­
rungsstandards durch die Kommission an eine Frist gebunden 
sein. 

(23) Angesichts der Sachkenntnis der Behörde in den Bereichen, in 
denen technische Regulierungsstandards entwickelt werden soll­
ten, sollte die erklärte Absicht der Kommission zur Kenntnis 
genommen werden, in der Regel auf die Entwürfe technischer 
Regulierungsstandards zurückzugreifen, die die Behörde ihr im 
Hinblick auf die Annahme der entsprechenden delegierten 
Rechtsakte übermittelt hat. Legt die Behörde jedoch nicht inner­
halb der in dem einschlägigen Gesetzgebungsakt angegebenen 
Frist einen Entwurf technischer Regulierungsstandards vor, so 
sollte sichergestellt werden, dass das Ergebnis der Ausübung 
der delegierten Befugnis tatsächlich erreicht wird und die Effi­
zienz des Prozesses der Beschlussfassung erhalten bleibt. Daher 
sollte die Kommission in diesen Fällen befugt sein, in Erman­
gelung eines von der Behörde vorgelegten Entwurfs technische 
Regulierungsstandards anzunehmen. 

(24) Der Kommission sollte ferner die Befugnis übertragen werden, 
technische Durchführungsstandards mittels Durchführungsrechts­
akten gemäß Artikel 291 AEUV zu erlassen. 

(25) In von den technischen Regulierungs- oder Durchführungsstan­
dards nicht abgedeckten Bereichen sollte die Behörde befugt sein, 
Leitlinien und Empfehlungen zur Anwendung des Unionsrechts 
abzugeben. Zur Gewährleistung der Transparenz und verstärkten 
Einhaltung dieser Leitlinien und Empfehlungen seitens der natio­
nalen Aufsichtsbehörden sollte es der Behörde möglich sein, die 
Gründe für die Nichteinhaltung der Leitlinien und Empfehlungen 
durch die Aufsichtsbehörden zu veröffentlichen. 
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(26) Für die Integrität, Transparenz, Effizienz und das ordnungs­
gemäße Funktionieren der Finanzmärkte, für die Stabilität des 
Finanzsystems und neutrale Wettbewerbsbedingungen für Finanz­
institute in der Union ist es eine unabdingbare Voraussetzung, 
dass das Unionsrecht korrekt und vollständig angewandt wird. 
Deshalb sollte ein Mechanismus eingeführt werden, mit dem 
die Behörde Fälle einer Nichtanwendung oder nicht ordnungs­
gemäßen Anwendung des Unionsrechts, die eine Verletzung des­
selben darstellen, angehen kann. Dieser Mechanismus sollte in 
Bereichen angewandt werden, in denen das Unionsrecht klare 
und unbedingte Verpflichtungen vorsieht. 

(27) Um auf Fälle einer nicht ordnungsgemäßen oder unzureichenden 
Anwendung des Unionsrechts angemessen reagieren zu können, 
sollte ein Drei-Stufen-Mechanismus eingeführt werden. Erstens 
sollte die Behörde befugt sein, Nachforschungen über eine ver­
mutete nicht ordnungsgemäße oder unzureichende Anwendung 
der Verpflichtungen nach dem Unionsrecht durch die nationalen 
Behörden in deren Aufsichtspraxis anzustellen, die durch eine 
Empfehlung abgeschlossen werden sollte. Kommt die zuständige 
nationale Behörde der Empfehlung nicht nach, so sollte die Kom­
mission zweitens die Befugnis haben, eine förmliche Stellung­
nahme abzugeben, in der sie die zuständige Behörde unter Be­
rücksichtigung der Empfehlung der Behörde auffordert, die not­
wendigen Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung des Unions­
rechts zu gewährleisten. 

(28) Um Ausnahmesituationen vorzubeugen, in denen die zuständige 
Behörde nachhaltig nicht reagiert, sollte die Behörde als drittes 
und letztes Mittel die Befugnis haben, Beschlüsse zu erlassen, die 
an einzelne Finanzinstitute gerichtet sind. Diese Befugnis sollte 
auf Ausnahmefälle beschränkt sein, in denen eine zuständige Be­
hörde der an sie gerichteten förmlichen Stellungnahme nicht 
Folge leistet und das Unionsrecht kraft bestehender oder künftiger 
Unionsverordnungen unmittelbar auf Finanzinstitute anwendbar 
ist. 

(29) Ernsthafte Bedrohungen für das ordnungsgemäße Funktionieren 
und die Integrität der Finanzmärkte oder der Stabilität des Finanz­
systems in der Union erfordern eine rasche und konzertierte Ant­
wort auf Unionsebene. Die Behörde sollte von den nationalen 
Behörden daher fordern können, in einer Krisensituation spezi­
fische Abhilfemaßnahmen zu ergreifen. Die Befugnis zur Fest­
stellung, dass eine Krisensituation vorliegt, sollte im Anschluss 
an ein Ersuchen einer der ESA, der Kommission oder des ESRB 
dem Rat übertragen werden. 

(30) Die Behörde sollte von den nationalen Aufsichtsbehörden fordern 
können, in einer Krisensituation spezifische Abhilfemaßnahmen 
zu ergreifen. Die Behörde sollte die Maßnahmen in dieser Hin­
sicht unbeschadet der Befugnis der Kommission treffen, nach 
Artikel 258 AEUV ein Vertragsverletzungsverfahren gegen den 
Mitgliedstaat dieser Aufsichtsbehörde wegen Nichtergreifens sol­
cher Maßnahmen einzuleiten, sowie unbeschadet des Rechts der 
Kommission, unter diesen Umständen vorläufige Maßnahmen ge­
mäß der Verfahrensordnung des Gerichtshofs der Europäischen 
Union zu beantragen. Ferner sollten die Maßnahmen der Behörde 
jegliche Haftung, der dieser Mitgliedstaat gemäß der Rechtspre­
chung des Gerichtshofs der Europäischen Union unterliegen 
könnte, unberührt lassen, wenn dessen Aufsichtsbehörden die 
von der Behörde geforderten Maßnahmen nicht ergreifen. 
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(31) Zur Gewährleistung einer effizienten und wirksamen Aufsicht 
und einer ausgewogenen Berücksichtigung der Positionen der zu­
ständigen Behörden in den verschiedenen Mitgliedstaaten sollte 
die Behörde in grenzübergreifenden Fällen bestehende Differen­
zen zwischen diesen zuständigen Behörden — auch in den Auf­
sichtskollegien — verbindlich schlichten können. Es sollte eine 
Schlichtungsphase vorgesehen werden, in der die zuständigen 
Behörden eine Einigung erzielen können. Die Befugnis der Be­
hörde sollte sich auf Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf das 
Vorgehen oder den Inhalt einer Maßnahme oder das Nichttätig­
werden einer zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats in den 
Fällen, die in den verbindlichen Rechtsakten der Union nach 
dieser Verordnung genannt sind, erstrecken. In solchen Fällen 
sollte eine der betroffenen Aufsichtsbehörden befugt sein, die 
Behörde mit der Frage zu befassen, die im Einklang mit dieser 
Verordnung tätig werden sollte. Die Behörde sollte die Befugnis 
erhalten, von den betreffenden zuständigen Behörden mit für 
diese verbindlicher Wirkung zu verlangen, zur Beilegung der 
Angelegenheit und zur Einhaltung des Unionsrechts bestimmte 
Maßnahmen zu treffen oder von solchen abzusehen. Kommt 
eine zuständige nationale Behörde dem gegen sie ergangenen 
Schlichtungsbeschluss nicht nach, sollte die Behörde befugt sein, 
unmittelbar an die Finanzinstitute gerichtete Beschlüsse in Berei­
chen des direkt auf sie anwendbaren Unionsrechts zu erlassen. 
Von der Befugnis zum Erlass solcher Beschlüsse sollte nur als 
letztes Mittel und dann nur zur Sicherstellung einer korrekten und 
kohärenten Anwendung des Unionsrechts Gebrauch gemacht wer­
den. In den Fällen, in denen die einschlägigen Rechtsvorschriften 
der Union den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten ein ei­
genes Ermessen einräumen, können die Beschlüsse der Behörde 
die Ausübung dieses Ermessens im Einklang mit dem Unions­
recht nicht ersetzen. 

(32) Die Krise hat gezeigt, dass das derzeitige System der Zusammen­
arbeit zwischen nationalen Behörden, deren Befugnisse auf die 
einzelnen Mitgliedstaaten begrenzt sind, mit Blick auf grenzüber­
greifend tätige Finanzinstitute unzureichend ist. 

(33) Von den Mitgliedstaaten eingesetzte Expertengruppen, die die 
Ursachen der Krise prüfen und Vorschläge zur Verbesserung 
der Regulierung und Beaufsichtigung des Finanzsektors unter­
breiten sollten, haben bestätigt, dass die bestehenden Regelungen 
keine solide Grundlage für die künftige Regulierung und Beauf­
sichtigung grenzüberschreitend tätiger Finanzinstitute in der 
Union als Ganzer sind. 

(34) Wie im De-Larosière-Bericht festgestellt wird, „haben wir [im 
Grunde] zwei Möglichkeiten: Jeder für sich, im Alleingang auf 
Kosten der anderen, oder aber eine verstärkte, pragmatische und 
vernünftige Zusammenarbeit in Europa zugunsten aller, um eine 
offene Weltwirtschaft zu erhalten. [….] [Diese] Lösung [wird] 
unbestritten wirtschaftliche Vorteile bringen.“ 

(35) Die Aufsichtskollegien spielen bei der effizienten, wirksamen und 
kohärenten Beaufsichtigung grenzübergreifend tätiger Finanzinsti­
tute eine zentrale Rolle. Die Behörde sollte dazu beitragen, eine 
effiziente, wirksame und einheitliche Funktionsweise der Auf­
sichtskollegien zu fördern und zu überwachen und in dieser Hin­
sicht eine führende Rolle bei der Gewährleistung einer einheitli­
chen und kohärenten Funktionsweise der Aufsichtskollegien für 
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grenzübergreifend tätige Institute in der gesamten Union über­
nehmen. Die Behörde sollte daher an diesen Aufsichtskollegien 
voll beteiligt sein, um ihre Funktionsweise und ihre Informations­
austauschverfahren zu straffen sowie die Angleichung und die 
Kohärenz bei der Anwendung des Unionsrechts durch diese Auf­
sichtskollegien zu fördern. Wie der De-Larosière-Bericht betont, 
müssen „durch unterschiedliche Aufsichtspraktiken bedingte 
Wettbewerbsverzerrungen und Arbitrage […] vermieden werden, 
weil sie die Stabilität des Finanzsystems unter anderem dadurch 
untergraben können, dass sie die Verlagerung von Finanztätig­
keiten in Länder mit laxer Aufsicht fördern. Das Aufsichtssystem 
muss als fair und ausgewogen empfunden werden“. 

(36) Angleichung in den Bereichen Verhütung, Management und Be­
wältigung von Krisen, einschließlich der Finanzierungsmechanis­
men, ist notwendig, damit gewährleistet ist, dass die Behörden in 
der Lage sind, insolvenzbedrohte Finanzinstitute abzuwickeln und 
dabei gleichzeitig die Auswirkungen von Insolvenzen auf das 
Finanzsystem, den Rückgriff auf Steuermittel zur Rettung von 
Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen und den Ein­
satz öffentlicher Mittel zu minimieren, den Schaden für die Wirt­
schaft zu begrenzen und die Anwendung nationaler Abwicklungs­
maßnahmen zu koordinieren. Im Hinblick darauf sollte die Kom­
mission in der Lage sein, die Behörde zu ersuchen, einen Beitrag 
zu der Bewertung gemäß Artikel 242 der Richtlinie 2009/138/EG 
zu leisten, unter besonderer Berücksichtigung der Kooperation 
der Aufsichtsbehörden innerhalb des Kollegiums der Aufsichts­
behörden sowie dessen Funktionsweise, der Aufsichtspraktiken 
bei der Festsetzung der Kapitalaufschläge, des Nutzens einer ver­
stärkten Gruppenaufsicht und eines verstärkten Kapitalmanage­
ments innerhalb einer Gruppe von Versicherungs- oder Rückver­
sicherungsunternehmen, einschließlich möglicher Maßnahmen zur 
Stärkung eines intakten grenzüberschreitenden Managements von 
Versicherungsgruppen, insbesondere im Hinblick auf Risiken und 
Vermögensverwaltung, und ferner Bericht zu erstatten über neue 
Entwicklungen und Fortschritte hinsichtlich eines Bündels von 
koordinierten nationalen Krisenbewältigungsvorkehrungen, ein­
schließlich darüber, ob ein System kohärenter und glaubwürdiger 
Finanzierungsmechanismen mit geeigneten Finanzierungsinstru­
menten notwendig ist oder nicht. 

(37) Bei der derzeitigen Überprüfung der Richtlinie 94/19/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 1994 
über Einlagensicherungssysteme ( 1 ) und der Richtlinie 97/9/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 
über Systeme für die Entschädigung der Anleger ( 2 ) will die 
Kommission der Notwendigkeit, unionsweit für eine weitere Har­
monisierung zu sorgen, besondere Aufmerksamkeit widmen. Im 
Versicherungssektor will die Kommission die Möglichkeit prüfen, 
Unionsregeln einzuführen, mit denen Versicherungsnehmer im 
Falle der drohenden Insolvenz einer Versicherungsgesellschaft 
geschützt werden. Die ESA sollten in diesen Bereichen eine 
wichtige Rolle übernehmen und es sollten ihnen geeignete Befug­
nissen in Bezug auf das europäische Netzwerk von nationalen 
Sicherungssystemen für Versicherungen übertragen werden. 
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(38) Die Delegation von Aufgaben und Zuständigkeiten kann ein nütz­
liches Instrument für das Funktionieren des Netzes der Aufsichts­
behörden sein, wenn es darum geht, Doppelarbeit bei den Auf­
sichtsaufgaben zu verringern, die Zusammenarbeit zu fördern und 
dadurch die Aufsichtsprozesse zu vereinfachen und die Verwal­
tungslast für Finanzinstitute abzubauen. In dieser Verordnung 
sollte folglich eine klare Rechtsgrundlage für eine solche Dele­
gation geschaffen werden. Zwar sollte die allgemeine Regel, dass 
die Delegation erlaubt sein sollte, eingehalten werden, doch sollte 
den Mitgliedstaaten erlaubt sein, spezifische Bedingungen für die 
Delegation von Zuständigkeiten — beispielsweise in Bezug auf 
die Informationen über Delegationsregelungen und die Notifizie­
rung dieser Regelungen — vorzusehen. Die Delegation von Auf­
gaben bedeutet, dass Aufgaben von der Behörde oder von einer 
anderen nationalen Aufsichtsbehörde als der eigentlich zuständi­
gen wahrgenommen werden, obwohl die Zuständigkeit für Auf­
sichtsbeschlüsse bei der delegierenden Behörde verbleibt. Durch 
die Delegation von Zuständigkeiten sollte es der Behörde oder 
einer nationalen Aufsichtsbehörde (der „Bevollmächtigten“) er­
möglicht werden, in einer bestimmten Aufsichtsangelegenheit 
selbst anstelle der der delegierenden Behörde zu beschließen. 
Die Delegationen sollten dem Prinzip folgen, dass die Aufsichts­
kompetenz auf eine Aufsichtsbehörde übertragen wird, die am 
besten geeignet ist, in der entsprechenden Angelegenheit Maß­
nahmen zu ergreifen. Eine Umverteilung der Zuständigkeiten 
wäre dann zweckmäßig, wenn es z. B. um Größen- oder Ver­
bundvorteile, die Kohärenz bei der Gruppenaufsicht und eine 
optimale Nutzung des technischen Sachverstands der verschiede­
nen nationalen Aufsichtsbehörden geht. Entscheidungen der Be­
vollmächtigten sollten von der delegierenden Behörde und von 
anderen zuständigen Behörden als maßgeblich anerkannt werden, 
sofern sie im Rahmen der Delegation erfolgen. In einschlägigen 
Unionsvorschriften könnten überdies die Grundsätze der Umver­
teilung von Zuständigkeiten aufgrund von Vereinbarungen fest­
gelegt werden. 

Die Behörde sollte Delegationsvereinbarungen zwischen den na­
tionalen Aufsichtsbehörden mit allen angemessenen Mitteln för­
dern und kontrollieren. Auch sollte sie im Voraus über geplante 
Vereinbarungen unterrichtet werden, um gegebenenfalls dazu 
Stellung nehmen zu können. Sie sollte die Veröffentlichung der­
artiger Vereinbarungen zentralisieren, um entsprechend frist­
gerechte, transparente und leicht zugängliche Informationen für 
alle interessierten Kreise zu gewährleisten. Sie sollte vorbildliche 
Vorgehensweisen im Bereich Delegation und Delegationsverein­
barungen ermitteln und bekannt machen. 

(39) Im Hinblick auf die Schaffung einer gemeinsamen Aufsichtskul­
tur sollte die Behörde die Angleichung der Aufsicht in der Union 
fördern. 

(40) Vergleichende Analysen („Peer Reviews“) sind ein effizientes 
und wirksames Instrument für die Förderung der Kohärenz inner­
halb des Netzes der Finanzaufsichtsbehörden. Deshalb sollte die 
Behörde eine Rahmenmethode für derlei Bewertungen entwickeln 
und diese regelmäßig durchführen. Im Mittelpunkt sollten dabei 
nicht nur die Angleichung der Aufsichtspraktiken stehen, sondern 
auch die Fähigkeit der Aufsichtsbehörden, qualitativ hochwertige 
Aufsichtsergebnisse zu erzielen, und die Unabhängigkeit der zu­
ständigen Behörden. Die Ergebnisse der vergleichenden Analysen 
sollten mit Zustimmung der der Bewertung unterzogenen zustän­
digen Behörde veröffentlicht werden. Des Weiteren sollten vor­
bildliche Vorgehensweisen ermittelt und veröffentlicht werden. 
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(41) Die Behörde sollte eine abgestimmte Antwort der Union in Auf­
sichtsfragen fördern, um vor allem das ordnungsgemäße Funk­
tionieren und die Integrität von Finanzmärkten und die Stabilität 
des Finanzsystems in der Union sicherzustellen. Über ihre Befug­
nisse für die Ergreifung von Maßnahmen in Krisenfällen hinaus 
sollte der Behörde eine allgemeine Koordinierungsrolle im ESFS 
zukommen. Die Maßnahmen der Behörde sollten insbesondere 
einen reibungslosen Fluss aller wichtigen Informationen zwischen 
den zuständigen Behörden sicherstellen. 

(42) Zur Sicherung der Finanzstabilität müssen frühzeitig Trends, po­
tenzielle Risiken und Schwachstellen bei der Aufsicht auf Mikro­
ebene sowie bei grenz- und sektorübergreifenden Tätigkeiten aus­
gemacht werden. Die Behörde sollte diese Entwicklungen in ih­
rem Zuständigkeitsbereich überwachen und bewerten und erfor­
derlichenfalls das Europäische Parlament, den Rat, die Kommis­
sion, die anderen Europäischen Aufsichtsbehörden sowie den 
ESRB regelmäßig oder, wenn erforderlich, auf Ad-hoc-Basis da­
rüber unterrichten. Die Behörde sollte überdies in Zusammen­
arbeit mit dem ESRB unionsweite Stresstests initiieren und koor­
dinieren, um die Widerstandsfähigkeit von Finanzinstituten ge­
genüber ungünstigen Marktentwicklungen bewerten zu können, 
und sie sollte dabei sicherstellen, dass auf nationaler Ebene 
eine soweit wie möglich kohärente Methode für diese Tests zu­
grunde gelegt wird. Um ihre Aufgaben angemessen wahrnehmen 
zu können, sollte die Behörde wirtschaftliche Analysen der 
Märkte vornehmen und untersuchen, wie sich mögliche Markt­
entwicklungen auswirken könnten. 

(43) Angesichts der Globalisierung der Finanzdienstleistungen und der 
zunehmenden Bedeutung internationaler Standards sollte die Be­
hörde den Dialog und die Zusammenarbeit mit Aufsichtsstellen 
außerhalb der Union fördern. Sie sollte die Befugnis erhalten, 
Kontakte zu Aufsichtsbehörden und Verwaltungseinrichtungen 
in Drittländern sowie zu internationalen Organisationen zu knüp­
fen und Verwaltungsvereinbarungen mit diesen zu schließen; da­
bei sollte sie die jeweilige Rolle und die jeweiligen Zuständig­
keiten der Mitgliedstaaten und der Organe der Union beachten. 
Die Beteiligung an der Arbeit der Behörde sollte Ländern offen 
stehen, die mit der Union Abkommen geschlossen haben, denen 
zufolge sie das Unionsrecht übernommen haben und anwenden, 
und die Behörde sollte mit Drittländern zusammenarbeiten kön­
nen, die Rechtsvorschriften anwenden, die als den Rechtsvor­
schriften der Union gleichwertig anerkannt wurden. 

(44) Die Behörde sollte in ihrem Zuständigkeitsbereich unabhängig 
beratend für das Europäische Parlament, den Rat und die Kom­
mission tätig sein. Unbeschadet der Zuständigkeiten der betref­
fenden zuständigen Behörden sollte die Behörde im Rahmen der 
der Richtlinie 92/49/EWG und der Richtlinien 2002/83/EG und 
2005/68/EG in der durch Richtlinie 2007/44/EG geänderten Fas­
sung ( 1 ) auch ihre Stellungnahme zur aufsichtsrechtlichen Beur­
teilung des Erwerbs und der Erhöhung von Beteiligungen im 
Finanzsektor in Fällen abgeben können, in denen nach der ge­
nannten Richtlinie eine Konsultation zwischen den zuständigen 
Behörden von zwei oder mehr Mitgliedstaaten erforderlich ist. 
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(45) Um ihre Aufgaben wirksam wahrzunehmen, sollte die Behörde 
alle notwendigen Informationen anfordern können. Zur Vermei­
dung doppelter Meldepflichten für Finanzinstitute sollten derlei 
Informationen in der Regel von den nationalen Aufsichtsbehörden 
übermittelt werden, die den Finanzmärkten und -instituten am 
nächsten sind, und die Behörde sollte bereits vorhandene Statis­
tiken berücksichtigen. Allerdings sollte die Behörde nach Aus­
schöpfung aller Möglichkeiten befugt sein, in Fällen, in denen 
eine zuständige nationale Behörde diese Informationen nicht frist­
gerecht übermittelt oder übermitteln kann, ein gebührend gerecht­
fertigtes und begründetes Ersuchen um Informationen direkt an 
ein Finanzinstitut zu richten. Die Behörden der Mitgliedstaaten 
sollten verpflichtet sein, der Behörde bei der Durchsetzung der­
artiger direkter Anfragen zu helfen. In diesem Zusammenhang ist 
die Arbeit an gemeinsamen Berichtsformaten wichtig. Die Maß­
nahmen für die Erhebung von Informationen sollten den Rechts­
rahmen des Europäischen Statistischen Systems und des Europäi­
schen Systems der Zentralbanken im Bereich der Statistik unbe­
rührt lassen. Diese Verordnung sollte daher die Verordnung (EG) 
Nr. 223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. März 2009 über europäische Statistiken ( 1 ) und die Verord­
nung (EG) Nr. 2533/98 des Rates vom 23. November 1998 über 
die Erfassung statistischer Daten durch die Europäische Zentral­
bank ( 2 ) unberührt lassen. 

(46) Eine enge Zusammenarbeit zwischen der Behörde und dem 
ESRB ist von grundlegender Bedeutung, um die Funktionsweise 
des ESRB und die Folgemaßnahmen zu seinen Warnungen und 
Empfehlungen voll wirksam zu gestalten. Die Behörde und der 
ESRB sollten alle wichtigen Informationen miteinander teilen. 
Daten über einzelne Unternehmen sollten nur auf eine begründete 
Anfrage hin übermittelt werden. Nach dem Erhalt von Warnun­
gen oder Empfehlungen, die der ESRB an die Behörde oder eine 
nationale Aufsichtsbehörde richtet, sollten die Behörde gegebe­
nenfalls Folgemaßnahmen gewährleisten. 

(47) Die Behörde sollte interessierte Parteien zu technischen 
Regulierungs- oder Durchführungsstandards, Leitlinien oder Emp­
fehlungen konsultieren und ihnen ausreichend Gelegenheit geben, 
zu den vorgeschlagenen Maßnahmen Stellung zu nehmen. Vor 
der Annahme von Entwürfen technischer Regulierungs- oder 
Durchführungsstandards, Leitlinien und Empfehlungen sollte die 
Behörde eine Folgenabschätzung durchführen. Aus Gründen der 
Effizienz sollte zu diesem Zweck eine Interessengruppe Versiche­
rung und Rückversicherung und eine Interessengruppe betriebli­
che Altersversorgung genutzt werden, in denen jeweils die ein­
schlägigen in der Union tätigen Finanzinstitute (die die verschie­
denen Modelle und Größen von Finanzinstituten und Finanz­
unternehmen repräsentieren), kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU), Gewerkschaften, Wissenschaftler, Verbrau­
cher, andere private Nutzer dieser Dienstleistungen sowie Ver­
treter der einschlägigen Berufsverbände in einem ausgewogenen 
Maße vertreten sein sollten. Diese Interessengruppen sollten als 
Schnittstelle zu anderen Nutzergruppen im Finanzdienstleistungs­
bereich dienen, die von der Kommission oder aufgrund von 
Rechtsvorschriften der Union eingesetzt wurden. 
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(48) Die Mitglieder der Interessengruppen, die Organisationen ohne 
Erwerbszweck oder die Wissenschaft vertreten, sollten eine an­
gemessene Erstattung erhalten, damit die Personen, die weder 
über solide finanzielle Mittel verfügen noch Wirtschaftsvertreter 
sind, in umfassender Weise an den Erörterungen über die Finanz­
regulierung teilnehmen können. 

(49) Die Behörde sollte die Interessengruppen konsultieren und diese 
sollten bei ihr Stellungnahmen und Ratschläge zu Fragen im 
Zusammenhang mit der fakultativen Anwendung auf Institute 
vorlegen können, die unter die Richtlinie 2002/83/EG oder die 
Richtlinie 2003/41/EG fallen. 

(50) Zur Gewährleistung eines koordinierten Krisenmanagements und 
der Wahrung der Finanzstabilität in Krisensituationen kommt den 
Mitgliedstaaten eine Schlüsselverantwortung zu, insbesondere 
was die Stabilisierung und die Rettung notleidender Finanzinsti­
tute betrifft. Beschlüsse der Behörde in Krisensituationen oder bei 
der Beilegung von Differenzen, die die Stabilität eines Finanz­
instituts beeinträchtigen, sollten sich nicht auf die haushaltspoli­
tischen Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten auswirken. Es sollte 
ein Mechanismus eingeführt werden, der es den Mitgliedstaaten 
gestattet, sich auf diese Schutzklausel zu berufen und die Ange­
legenheit in letzter Instanz an den Rat weiterzuleiten, so dass 
dieser darüber befinden kann. Dieser Schutzmechanismus sollte 
jedoch nicht missbraucht werden, und zwar insbesondere im Zu­
sammenhang mit einem Beschluss der Behörde, der keine sig­
nifikanten oder wesentlichen haushaltspolitischen Auswirkungen 
hat, wie etwa eine Einkommenskürzung infolge des vorüber­
gehenden Verbots spezifischer Tätigkeiten oder Produkte zum 
Zwecke des Verbraucherschutzes. Bei der Beschlussfassung ge­
mäß dieser Schutzklausel sollte der Rat bei der Abstimmung nach 
dem Grundsatz vorgehen, dass jedes Mitglied eine Stimme hat. 
Angesichts der besonderen Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten 
auf diesem Gebiet ist es angemessen, dem Rat in dieser Angele­
genheit eine Rolle zu übertragen. Aufgrund der Sensibilität der 
Thematik sollten strenge Vertraulichkeitsregelungen gewährleistet 
werden. 

(51) Bei ihren Beschlussfassungsverfahren sollte die Behörde an Uni­
onsregeln und allgemeine Grundsätze für ein ordnungsgemäßes 
Verfahren und Transparenz gebunden sein. Das Recht der Adres­
saten, an die die Beschlüsse der Behörde gerichtet sind, auf An­
hörung sollte umfassend geachtet werden. Die Rechtsakte der 
Behörde sollten integraler Bestandteil des Unionsrechts sein. 

(52) Ein Rat der Aufseher, der sich aus den Leitern der jeweils zu­
ständigen Behörde jedes Mitgliedstaats zusammensetzt und unter 
der Leitung des Vorsitzenden der Behörde steht, sollte das Haupt­
beschlussfassungsorgan der Behörde sein. Vertreter der Kommis­
sion, des ESRB, der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Bankenaufsichtsbehörde) und der Europäischen Aufsichtsbehörde 
(Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) sollten als 
Beobachter an den Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder des Ra­
tes der Aufseher sollten unabhängig und lediglich im Interesse 
der Union handeln. 

(53) In der Regel sollte der Rat der Aufseher seinen Beschluss mit 
einfacher Mehrheit nach dem Grundsatz treffen, dass jedes Mit­
glied eine Stimme hat. Für Rechtsakte allgemeiner Art einschließ­
lich jener im Zusammenhang mit von technischen Regulierungs- 
und Durchführungsstandards, Leitlinien und Empfehlungen, im 
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Hinblick auf Haushaltsfragen sowie für Anträge von Mitglied­
staaten auf Überprüfung des Beschlusses der Behörde, bestimmte 
Finanztätigkeiten vorübergehend zu verbieten oder zu beschrän­
ken, ist es jedoch angemessen, die in Artikel 16 Absatz 4 des 
Vertrags über die Europäische Union und in dem dem Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügten Pro­
tokoll (Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen festgelegten 
Regeln für Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit anzuwen­
den. Fälle, in denen es um die Beilegung von Meinungsverschie­
denheiten zwischen den nationalen Aufsichtsbehörden geht, soll­
ten von einem objektiven Gremium mit begrenzter Repräsentation 
untersucht werden, das sich aus Mitgliedern zusammensetzt, die 
weder Vertreter der zuständigen Behörden sind, zwischen denen 
die Meinungsverschiedenheit besteht, noch ein Interesse an der 
Meinungsverschiedenheit oder direkte Verbindungen zu den be­
treffenden zuständigen Behörden haben. Die Zusammensetzung 
des Gremiums sollte angemessen ausgewogen sein. Der Be­
schluss des Gremiums sollte von den Mitgliedern des Rates der 
Aufseher mit einfacher Mehrheit nach dem Grundsatz, dass jedes 
Mitglied über eine Stimme verfügt, gebilligt werden. Bei Be­
schlüssen, die von der konsolidierenden Aufsichtsbehörde gefasst 
werden, können die von dem Gremium vorgeschlagenen Be­
schlüsse jedoch durch Mitglieder, die eine Sperrminorität gemäß 
Artikel 16 Absatz 4 des Vertrags über die Europäische Union und 
gemäß Artikel 3 des Protokolls (Nr. 36) über die Übergangs­
bestimmungen darstellen, abgelehnt werden. 

(54) Ein Verwaltungsrat, der sich aus dem Vorsitzenden der Behörde, 
Vertretern der nationalen Aufsichtsbehörden und der Kommission 
zusammensetzt, sollte gewährleisten, dass die Behörde ihren Auf­
trag erfüllt und die ihr zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt. Dem 
Verwaltungsrat sollten unter anderem die Befugnisse übertragen 
werden, das Jahres- und Mehrjahresarbeitsprogramm vorzuschla­
gen, bestimmte Haushaltsbefugnisse auszuüben, die Personalpoli­
tikplanung der Behörde anzunehmen, besondere Bestimmungen 
über das Recht auf Zugang zu Dokumenten anzunehmen und den 
Jahresbericht vorzuschlagen. 

(55) Die Behörde sollte von einem in Vollzeit beschäftigten Vorsit­
zenden vertreten werden, der vom Rat der Aufseher aufgrund 
eines von diesem veranstalteten und durchgeführten offenen Aus­
wahlverfahrens aufgrund seiner Verdienste, seiner Kompetenzen, 
seiner Kenntnis von Finanzinstituten und -märkten sowie seiner 
Erfahrungen im Bereich Finanzaufsicht und -regulierung ernannt 
wird; die Kommission unterstützt den Rat der Aufseher bei der 
Durchführung des Auswahlverfahrens. Für die Benennung des 
ersten Vorsitzenden der Behörde sollte die Kommission unter 
anderem eine Liste von Bewerbern aufgrund ihrer Verdienste, 
ihrer Kompetenzen, ihrer Kenntnis von Finanzinstituten und 
-märkten sowie ihrer Erfahrungen in den Bereichen Finanzauf­
sicht und -regulierung aufstellen. Für die nachfolgenden Benen­
nungen sollte die Möglichkeit, von der Kommission eine Liste 
aufstellen zu lassen, in dem gemäß dieser Verordnung zu erstel­
lenden Bericht überprüft werden. Vor dem Amtsantritt der aus­
gewählten Person und innerhalb eines Monats nach ihrer Aus­
wahl durch den Rat der Aufseher sollte das Europäische Par­
lament nach Anhörung der ausgewählten Person deren Ernennung 
widersprechen können. 

(56) Die Leitung der Behörde sollte ein Exekutivdirektor übernehmen, 
der an den Sitzungen des Rates der Aufseher und des Verwal­
tungsrats ohne Stimmrecht teilnehmen kann. 
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(57) Um die sektorübergreifende Kohärenz der Tätigkeiten der ESA 
zu gewährleisten, sollten diese eng im Rahmen des Gemeinsamen 
Ausschusses zusammenarbeiten und erforderlichenfalls gemein­
same Positionen festlegen. Der Gemeinsame Ausschuss sollte 
die Aufgaben der ESA in Bezug auf Finanzkonglomerate und 
andere sektorübergreifende Fragen koordinieren. Erforderlichen­
falls sollten Rechtsakte, die auch in den Zuständigkeitsbereich der 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichts­
behörde) oder der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) fallen, von den betref­
fenden Europäischen Aufsichtsbehörden parallel angenommen 
werden. Im Gemeinsamen Ausschuss sollten die Vorsitzenden 
der ESA für jeweils zwölf Monate im Wechsel den Vorsitz füh­
ren. Der Vorsitzende des Gemeinsamen Ausschusses sollte ein 
stellvertretender Vorsitzender des ESRB sein. Der Gemeinsame 
Ausschuss sollte über eigenes Personal verfügen, das von der 
ESA bereitgestellt wird, sodass ein informeller Informationsaus­
tausch und die Entwicklung einer gemeinsamen Aufsichtskultur 
der ESA ermöglicht werden. 

(58) Es muss gewährleistet sein, dass Beteiligte, die von Beschlüssen 
der Behörde betroffen sind, über angemessene Rechtsbehelfe ver­
fügen. Um die Rechte von Beteiligten wirksam zu schützen und 
im Interesse eines reibungslosen Verfahrensablaufs in Fällen, in 
denen die Behörde Beschlussfassungsbefugnisse hat, sollten die 
Beteiligten das Recht erhalten, einen Beschwerdeausschuss an­
zurufen. Aus Gründen der Effizienz und der Kohärenz sollte es 
sich bei dem Beschwerdeausschuss um ein gemeinsames Organ 
der ESA handeln, das von ihren Verwaltungs- und Regulierungs­
strukturen unabhängig ist. Die Beschlüsse des Beschwerdeaus­
schusses sollten vor dem Gerichtshof der Europäischen Union 
anfechtbar sein. 

(59) Um die volle Autonomie und Unabhängigkeit der Behörde zu 
gewährleisten, sollte dieser ein eigener Haushalt zur Verfügung 
gestellt werden, der im Wesentlichen aus Pflichtbeiträgen der 
nationalen Aufsichtsbehörden und aus dem Gesamthaushalt der 
Europäischen Union finanziert wird. Die Finanzierung der Be­
hörde durch die Union wird gemäß Nummer 47 der Interinstitu­
tionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Euro­
päischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haus­
haltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsführung ( 1 ) in einer 
Übereinkunft der Haushaltsbehörde geregelt. Das Haushaltsver­
fahren der Union sollte Anwendung finden. Die Rechnungsprü­
fung sollte durch den Rechnungshof erfolgen. Der gesamte Haus­
haltsplan unterliegt dem Entlastungsverfahren. 

(60) Die Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 25. Mai 1999 über die Untersuchun­
gen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) ( 2 ) 
sollte auf die Behörde Anwendung finden. Die Behörde sollte der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 25. Mai 1999 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften über die 
internen Untersuchungen des Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung (OLAF) ( 3 ) beitreten. 
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(61) Zur Gewährleistung offener und transparenter Beschäftigungs­
bedingungen und der Gleichbehandlung der Beschäftigten sollte 
das Personal der Behörde unter das Statut der Beamten und die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 
Gemeinschaften ( 1 ) fallen. 

(62) Der Schutz von Geschäftsgeheimnissen und sonstiger vertrauli­
cher Informationen ist von grundlegender Bedeutung. Deshalb 
sollten die der Behörde bereitgestellten und innerhalb des Netz­
werks ausgetauschten Informationen strengen und wirksamen 
Vertraulichkeitsregeln unterworfen werden. 

(63) Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr ( 2 ) und die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen­
bezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Ge­
meinschaft und zum freien Datenverkehr ( 3 ) finden auf die Ver­
arbeitung personenbezogener Daten für die Zwecke dieser Ver­
ordnung uneingeschränkt Anwendung. 

(64) Um eine transparente Arbeitsweise der Behörde zu gewährleisten, 
sollte die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des 
Rates und der Kommission ( 4 ) auf die Behörde Anwendung fin­
den. 

(65) Drittländer sollten sich auf der Grundlage entsprechender von der 
Union zu schließender Übereinkünfte an den Arbeiten der Be­
hörde beteiligen können. 

(66) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich die Verbesserung des 
Funktionierens des Binnenmarkts mittels der Gewährleistung ei­
nes hohen, wirksamen und kohärenten Maßes an Regulierung und 
Beaufsichtigung, des Schutzes von Versicherungsnehmern, Al­
tersversorgungsanwärtern und sonstigen Begünstigten, des Schut­
zes der Integrität, Effizienz und des ordnungsgemäßen Funktio­
nierens der Finanzmärkte, der Wahrung der Stabilität des Finanz­
systems und des Ausbaus der internationalen Koordinierung der 
Aufsicht, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend ver­
wirklicht werden können und daher wegen des Umfangs der 
Maßnahmen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, 
kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags 
über die Europäische Union niedergelegten Subsidiaritätsprinzip 
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht 
über das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 
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(67) Die Behörde sollte alle derzeitigen Aufgaben und Befugnisse des 
Ausschusses der europäischen Aufsichtsbehörden für das Ver­
sicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung überneh­
men. Der Beschluss 2009/79/EG sollte deshalb mit dem Tag der 
Einrichtung der Behörde aufgehoben werden und der Beschluss 
Nr. 716/2009/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. September 2009 zur Auflegung eines Gemeinschaftspro­
gramms zur Unterstützung spezifischer Tätigkeiten auf dem Ge­
biet der Finanzdienstleistungen, der Rechnungslegung und der 
Abschlussprüfung ( 1 ) sollte entsprechend geändert werden. Ange­
sichts der bestehenden Strukturen und Maßnahmen des Ausschus­
ses der europäischen Aufsichtsbehörden für das Versicherungs­
wesen und die betriebliche Altersversorgung ist es wichtig, für 
eine sehr enge Zusammenarbeit zwischen dem Ausschuss der 
europäischen Aufsichtsbehörden für das Versicherungswesen 
und die betriebliche Altersversorgung und der Kommission bei 
der Festlegung der geeigneten Übergangsregelungen zu sorgen, 
so dass sichergestellt wird, dass der Zeitraum, innerhalb dessen 
die Kommission für die administrative Einrichtung und die Auf­
nahme der administrativen Tätigkeiten der Behörde verantwort­
lich ist, möglichst begrenzt ist. 

(68) Für die Anwendung dieser Verordnung sollte eine Frist festgelegt 
werden, um zu gewährleisten, dass die Behörde für die Aufnahme 
ihrer Tätigkeiten angemessen vorbereitet ist und der Übergang 
vom Ausschuss der europäischen Aufsichtsbehörden für das Ver­
sicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung auf die 
Behörde reibungslos erfolgt. Die Behörde sollte mit angemesse­
nen Finanzmitteln ausgestattet sein. Zumindest sollte am Anfang 
sollte sie zu 40 % aus Unionsmitteln und zu 60 % durch Beiträge 
der Mitgliedstaaten finanziert werden, die nach Maßgabe der 
Stimmengewichtung gemäß Artikel 3 Absatz 3 des Protokolls 
(Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen entrichtet werden. 

(69) Damit die Behörde am 1. Januar 2011 errichtet werden kann, 
sollte diese Verordnung am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

EINRICHTUNG UND RECHTSSTELLUNG 

Artikel 1 

Einrichtung und Tätigkeitsbereich 

(1) Mit dieser Verordnung wird eine Europäische Aufsichtsbehörde 
(Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die be­
triebliche Altersversorgung, im Folgenden „Behörde“) eingerichtet. 
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(2) Die Behörde handelt im Rahmen der ihr durch diese Verordnung 
übertragenen Befugnisse und innerhalb des Anwendungsbereichs der 
Richtlinie 2009/138/EG mit Ausnahme des Titels IV, der Richtlinien 
2002/92/EG, 2003/41/EG, 2002/87/EG, 64/225/EWG, 73/239/EWG, 
73/240/EWG, 76/580/EWG, 78/473/EWG, 84/641/EWG, 87/344/EWG, 
88/357/EWG, 92/49/EWG, 98/78/EG, 2001/17/EG, 2002/83/EG, 
2005/68/EG und, soweit diese Rechtsvorschriften sich auf 
Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen, auf Einrichtungen 
der betrieblichen Altersversorgung und Versicherungsvermittler bezie­
hen, die einschlägigen Teile der Richtlinien 2005/60/EG und 
2002/65/EG, einschließlich sämtlicher Richtlinien, Verordnungen und 
Beschlüsse, die auf der Grundlage dieser Rechtsakte angenommen wur­
den, sowie aller weiteren verbindlichen Rechtsakte der Union, die der 
Behörde Aufgaben übertragen. 

(3) Die Behörde wird auch in den Tätigkeitsbereichen von 
Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen und Finanzkonglo­
meraten sowie von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 
und Versicherungsvermittlern im Zusammenhang mit Fragen tätig, die 
nicht unmittelbar von den in Absatz 2 genannten Rechtsakten abgedeckt 
werden, einschließlich Fragen der Unternehmensführung sowie der Re­
chungsprüfung und Rechnungslegung, vorausgesetzt solche Maßnahmen 
der Behörde sind erforderlich, um die wirksame und kohärente Anwen­
dung dieser Rechtsakte sicherzustellen. 

(4) In Bezug auf Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 
lassen die Maßnahmen der Behörde die nationalen sozial- und arbeits­
rechtlichen Vorschriften unberührt. 

(5) Die Bestimmungen dieser Verordnung berühren nicht die Befug­
nisse der Kommission, die ihr insbesondere aus Artikel 258 AEUV 
erwachsen, um die Einhaltung des Unionsrechts zu gewährleisten. 

(6) Das Ziel der Behörde besteht darin, das öffentliche Interesse zu 
schützen, indem sie für die Wirtschaft der Union, ihre Bürger und 
Unternehmen zur kurz-, mittel- und langfristigen Stabilität und Effizienz 
des Finanzsystems beiträgt. Die Behörde trägt zu Folgendem bei: 

a) Verbesserung des Funktionierens des Binnenmarkts, insbesondere 
mittels einer soliden, wirksamen und kohärenten Regulierung und 
Überwachung; 

b) Gewährleistung der Integrität, Transparenz, Effizienz und des ord­
nungsgemäßen Funktionierens der Finanzmärkte; 

c) Ausbau der internationalen Koordinierung der Aufsicht; 

d) Verhinderung von Aufsichtsarbitrage und Förderung gleicher Wett­
bewerbsbedingungen; 

e) Gewährleistung, dass die Übernahme von Risiken im Zusammen­
hang mit Tätigkeiten der Versicherung, Rückversicherung und be­
trieblichen Altersversorgung angemessen reguliert und beaufsichtigt 
wird, und 

f) Verbesserung des Verbraucherschutzes. 

Zu diesen Zwecken leistet die Behörde einen Beitrag zur Gewährleis­
tung der kohärenten, effizienten und wirksamen Anwendung der in 
Absatz 2 genannten Rechtsakte, fördert die Angleichung der Aufsicht, 
gibt Stellungnahmen für das Europäische Parlament, den Rat und die 
Kommission ab und führt wirtschaftliche Analysen der Märkte, die das 
Erreichen des Ziels der Behörde fördern sollen. 
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Bei der Wahrnehmung der ihr durch diese Verordnung übertragenen 
Aufgaben berücksichtigt die Behörde insbesondere die potenziellen Sys­
temrisiken, die von Finanzinstituten ausgehen, deren Zusammenbruch 
Auswirkungen auf das Finanzsystem oder die Realwirtschaft haben 
kann. 

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben handelt die Behörde unabhängig 
und objektiv und im alleinigen Interesse der Union. 

Artikel 2 

Europäisches System der Finanzaufsicht 

(1) Die Behörde ist Bestandteil eines Europäischen Systems der 
Finanzaufsicht (ESFS). Das Hauptziel des ESFS besteht darin, die an­
gemessene Anwendung der für den Finanzsektor geltenden Vorschriften 
zu gewährleisten, um die Finanzstabilität zu erhalten und für Vertrauen 
in das Finanzsystem insgesamt und für einen ausreichenden Schutz der 
Kunden, die Finanzdienstleistungen in Anspruch nehmen, zu sorgen. 

(2) Das ESFS besteht aus: 

a) dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken (ESRB) zur Wahr­
nehmung der Aufgaben gemäß Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 und 
der vorliegenden Verordnung; 

b) der Behörde; 

c) der durch die Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ) errichteten Europäischen Aufsichts­
behörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde); 

d) der durch die Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 2 ) errichteten Europäischen Aufsichts­
behörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde); 

e) dem Gemeinsamen Ausschuss der Europäischen Aufsichtsbehörden 
(„Gemeinsamer Ausschuss“) zur Wahrnehmung der Aufgaben gemäß 
den Artikeln 54 bis 57 der vorliegenden Verordnung, der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 und der Verordnung (EU) 
Nr. 1095/2010; 

f) den zuständigen Behörden oder Aufsichtsbehörden in den Mitglied­
staaten, die in den in Artikel 1 Absatz 2 der vorliegenden Verord­
nung, in der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 und der 
Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 genannten Rechtsakten der Union 
genannt sind. 

(3) Die Behörde arbeitet im Rahmen des Gemeinsamen Ausschusses 
regelmäßig und eng mit dem ESRB sowie der Europäischen Aufsichts­
behörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) und der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) 
zusammen und gewährleistet eine sektorübergreifende Kohärenz der 
Arbeiten und das Herbeiführen gemeinsamer Positionen im Bereich 
der Beaufsichtigung von Finanzkonglomeraten und zu anderen sektor­
übergreifenden Fragen. 

(4) Im Einklang mit dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit 
gemäß Artikel 4 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union 
arbeiten die Teilnehmer des ESFS vertrauensvoll und in uneinge­
schränktem gegenseitigen Respekt zusammen und stellen insbesondere 
die Weitergabe von angemessenen und zuverlässigen Informationen un­
tereinander sicher. 
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(5) Diese Aufsichtsbehörden, die zum ESFS gehören, sind verpflich­
tet, die in der Union tätigen Finanzinstitute gemäß den in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsakten zu beaufsichtigen. 

Artikel 3 

Rechenschaftspflicht der Behörden 

Die in Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a bis d genannten Behörden sind 
dem Europäischen Parlament und dem Rat gegenüber rechenschafts­
pflichtig. 

Artikel 4 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Finanzinstitute“ Unternehmen, Institute sowie natürliche und juris­
tische Personen, die einem der in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Gesetzgebungsakte unterliegen. In Bezug auf die Richtlinie 
2005/60/EG sind „Finanzinstitute“ lediglich Versicherungsunterneh­
men und Versicherungsvermittler im Sinne jener Richtlinie; 

2. „zuständige Behörden“: 

i) Aufsichtsbehörden im Sinne der Richtlinie 2009/138/EG und zu­
ständige Behörden im Sinne der Richtlinien 2003/41/EG und 
2002/92/EG; 

ii) in Bezug auf die Richtlinien 2002/65/EG und 2005/60/EG die 
Behörden, die dafür zuständig sind, die Einhaltung der Vorschrif­
ten dieser Richtlinien durch die Finanzinstitute im Sinne von 
Nummer 1 sicherzustellen. 

Artikel 5 

Rechtsstellung 

(1) Die Behörde ist eine Einrichtung der Union mit eigener Rechts­
persönlichkeit. 

(2) Die Behörde verfügt in jedem Mitgliedstaat über die weitestrei­
chende Rechtsfähigkeit, die juristischen Personen nach dem jeweiligen 
nationalen Recht zuerkannt wird. Sie kann insbesondere bewegliches 
und unbewegliches Vermögen erwerben und veräußern und ist vor Ge­
richt parteifähig. 

(3) Die Behörde wird von ihrem Vorsitzenden vertreten. 

Artikel 6 

Zusammensetzung 

Die Behörde besteht aus 

1. einem Rat der Aufseher, der die in Artikel 43 vorgesehenen Auf­
gaben wahrnimmt, 

2. einem Verwaltungsrat, der die in Artikel 47 vorgesehenen Aufgaben 
wahrnimmt, 

3. einem Vorsitzenden, der die in Artikel 48 vorgesehenen Aufgaben 
wahrnimmt, 
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4. einem Exekutivdirektor, der die in Artikel 53 vorgesehenen Auf­
gaben wahrnimmt, 

5. einem Beschwerdeausschuss, der die in Artikel 60 vorgesehenen 
Aufgaben wahrnimmt. 

Artikel 7 

Sitz 

Die Behörde hat ihren Sitz in Frankfurt am Main. 

KAPITEL II 

AUFGABEN UND BEFUGNISSE DER BEHÖRDE 

Artikel 8 

Aufgaben und Befugnisse der Behörde 

(1) Die Behörde hat folgende Aufgaben: 

a) Sie leistet einen Beitrag zur Festlegung qualitativ hochwertiger ge­
meinsamer Regulierungs- und Aufsichtsstandards und -praktiken, in­
dem sie insbesondere Stellungnahmen für die Organe der Union 
abgibt und Leitlinien, Empfehlungen sowie Entwürfe für technische 
Regulierungs- und Durchführungsstandards ausarbeitet, die sich auf 
die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Gesetzgebungsakte stützen; 

b) sie trägt zur kohärenten Anwendung der verbindlichen Rechtsakte 
der Union bei, indem sie eine gemeinsame Aufsichtskultur schafft, 
die kohärente, effiziente und wirksame Anwendung der in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsakte sicherstellt, eine Aufsichtsarbitrage 
verhindert, bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den zuständi­
gen Behörden vermittelt und diese beilegt, eine wirksame und ein­
heitliche Beaufsichtigung der Finanzinstitute sowie ein kohärentes 
Funktionieren der Aufsichtskollegien sicherstellt, unter anderem in 
Krisensituationen; 

c) sie regt die Delegation von Aufgaben und Zuständigkeiten unter 
zuständigen Behörden an und erleichtert diese; 

d) sie arbeitet eng mit dem ESRB zusammen, indem sie dem ESRB 
insbesondere die für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen 
Informationen übermittelt und angemessene Folgemaßnahmen für 
die Warnungen und Empfehlungen des ESRB sicherstellt; 

e) sie organisiert vergleichende Analysen („Peer Reviews“) der zustän­
digen Behörden organisieren und führt diese durch, einschließlich 
der Herausgabe von Leitlinien und Empfehlungen und der Bestim­
mung vorbildlicher Vorgehensweisen, um die Kohärenz der Ergeb­
nisse der Aufsicht zu stärken; 

f) sie überwacht und bewertet Marktentwicklungen in ihrem Zuständig­
keitsbereich; 

g) sie führt wirtschaftliche Analysen der Märkte, um bei der Wahrneh­
mung ihrer Aufgaben auf entsprechende Informationen zurückgreifen 
zu können; 

▼B 

2010R1094 — DE — 23.05.2014 — 001.001 — 24



 

h) sie fördert den Schutz der Versicherungsnehmer und Begünstigten; 

i) sie trägt im Einklang mit den Artikeln 21 bis 26 zur einheitlichen 
und kohärenten Funktionsweise der Aufsichtskollegien, zur Über­
wachung, Bewertung und Messung der Systemrisiken und zur Ent­
wicklung und Koordinierung von Sanierungs- und Abwicklungsplä­
nen bei und bietet ein hohes Schutzniveau für Versicherungsnehmer 
und Begünstige in der gesamten Union; 

j) sie erfüllt jegliche sonstigen Aufgaben, die in dieser Verordnung 
oder in anderen Gesetzgebungsakten festgelegt sind; 

k) sie veröffentlicht auf ihrer Website regelmäßig aktualisierte Informa­
tionen über ihren Tätigkeitsbereich, insbesondere innerhalb ihres Zu­
ständigkeitsbereichs über registrierte Finanzinstitute, um sicherzustel­
len, dass die Informationen für die Öffentlichkeit leicht zugänglich 
sind; 

l) sie übernimmt gegebenenfalls sämtliche bestehenden und laufenden Auf­
gaben des Ausschusses der Europäischen Aufsichtsbehörden für das Ver­
sicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (CEIOPS). 

(2) Um die in Absatz 1 festgelegten Aufgaben ausführen zu können, 
wird die Behörde mit den in dieser Verordnung vorgesehenen Befug­
nissen ausgestattet; dazu zählen insbesondere die Befugnisse: 

a) zur Entwicklung von Entwürfen technischer Regulierungsstandards 
in den in Artikel 10 genannten besonderen Fällen; 

b) zur Entwicklung von Entwürfen technischer Durchführungsstandards 
in den in Artikel 15 genannten besonderen Fällen; 

c) zur Herausgabe von Leitlinien und Empfehlungen gemäß Artikel 16; 

d) zur Abgabe von Empfehlungen in besonderen Fällen gemäß Arti­
kel 17 Absatz 3; 

e) zum Erlass von an die zuständigen Behörden gerichteten Beschlüsse 
im Einzelfall in den in Artikel 18 Absatz 3 und Artikel 19 Absatz 3 
genannten besonderen Fällen; 

f) in Fällen, die das unmittelbar anwendbare Unionsrecht betreffen, 
zum Erlass von an die Finanzinstitute gerichteten Beschlüsse im 
Einzelfall in den in Artikel 17 Absatz 6, in Artikel 18 Absatz 4 
und in Artikel 19 Absatz 4 genannten besonderen Fällen; 

g) zur Abgabe von Stellungnahmen an das Europäische Parlament, den 
Rat oder die Kommission gemäß Artikel 34; 

h) zur Einholung der erforderlichen Informationen zu Finanzinstituten 
gemäß Artikel 35; 

i) zur Entwicklung gemeinsamer Methoden zur Bewertung der Wirkun­
gen von Produktmerkmalen und Verteilungsprozessen auf die Fi­
nanzlage der Institute und den Verbraucherschutz; 

j) zur Bereitstellung einer zentral zugänglichen Datenbank der regis­
trierten Finanzinstitute in ihrem Zuständigkeitsbereich, sofern dies in 
den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten vorgesehen ist. 
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Artikel 9 

Aufgaben im Zusammenhang mit dem Verbraucherschutz und 
Finanztätigkeiten 

(1) Die Behörde übernimmt eine Führungsrolle bei der Förderung der 
Transparenz, Einfachheit und Fairness auf dem Markt für Finanzpro­
dukte und -dienstleistungen für Verbraucher im gesamten Binnenmarkt, 
und zwar unter anderem durch 

a) die Erfassung und Analyse von Verbrauchertrends und die Bericht­
erstattung über diese Trends; 

b) die Überprüfung und Koordinierung von Initiativen der zuständigen 
Behörden zur Vermittlung von Wissen und Bildung über Finanz­
fragen; 

c) die Entwicklung von Ausbildungsstandards für die Wirtschaft und 

d) die Mitwirkung an der Entwicklung allgemeiner Offenlegungsvor­
schriften. 

(2) Die Behörde überwacht neue und bestehende Finanztätigkeiten 
und kann Leitlinien und Empfehlungen annehmen, um die Sicherheit 
und Solidität der Märkte und die Angleichung im Bereich der der 
Regulierungspraxis zu fördern. 

(3) Die Behörde kann auch Warnungen herausgeben, wenn eine Fi­
nanztätigkeit eine ernsthafte Bedrohung für die in Artikel 1 Absatz 6 
festgelegten Ziele darstellt. 

(4) Die Behörde errichtet — als integralen Bestandteil der Behörde — 
einen Ausschuss für Finanzinnovationen, der alle einschlägigen zuständi­
gen nationalen Aufsichtsbehörden zusammen bringt, um eine koordinierte 
Herangehensweise an die regulatorische und aufsichtsrechtliche Behand­
lung neuer oder innovativer Finanztätigkeiten zu erreichen und der Be­
hörde Rat zu erteilen, den sie dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission vorlegt. 

(5) Die Behörde kann bestimmte Finanztätigkeiten, durch die das 
ordnungsgemäße Funktionieren und die Integrität der Finanzmärkte 
oder die Stabilität des Finanzsystems in der Union als Ganzes oder in 
Teilen gefährdet wird, in den Fällen und unter den Bedingungen, die in 
den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Gesetzgebungsakten festgelegt 
sind, beziehungsweise erforderlichenfalls im Krisenfall nach Maßgabe 
des Artikels 18 und unter den darin festgelegten Bedingungen vorüber­
gehend verbieten oder beschränken. 

Die Behörde überprüft den in Unterabsatz 1 genannten Beschluss in 
angemessenen Abständen, mindestens aber alle drei Monate. Wird der 
Beschluss nach Ablauf von drei Monaten nicht verlängert, so tritt er 
automatisch außer Kraft. 

Ein Mitgliedstaat kann die Behörde ersuchen, ihren Beschluss zu über­
prüfen. In diesem Fall beschließt die Behörde im Verfahren des Artikels 
44 Absatz 1 Unterabsatz 2, ob sie ihren Beschluss aufrechterhält. 

Die Behörde kann auch überprüfen, ob es notwendig ist, bestimmte 
Arten von Finanztätigkeiten zu verbieten oder zu beschränken, und, 
sollte dies notwendig sein, die Kommission informieren, um den Erlass 
eines Verbots oder einer Beschränkung zu erleichtern. 
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Artikel 10 

Technische Regulierungsstandards 

(1) Übertragen das Europäische Parlament und der Rat der Kommis­
sion die Befugnis, gemäß Artikel 290 AEUV technische Regulierungs­
standards mittels delegierter Rechtsakte zu erlassen, um eine kohärente 
Harmonisierung in den Bereichen zu gewährleisten, die in den in Ar­
tikel 1 Absatz 2 genannten Gesetzgebungsakten aufgeführt sind, so kann 
die Behörde Entwürfe technischer Regulierungsstandards erstellen. Die 
Behörde legt ihre Entwürfe der Standards der Kommission zur Billigung 
vor. 

Die technischen Regulierungsstandards sind technischer Art und bein­
halten keine strategischen oder politischen Entscheidungen, und ihr In­
halt wird durch die Gesetzgebungsakte, auf denen sie beruhen, begrenzt. 

Bevor sie die Standards der Kommission übermittelt, führt die Behörde 
offene öffentliche Anhörungen zu Entwürfen technischer Regulierungs­
standards durch und analysiert die potenziell anfallenden Kosten und 
den Nutzen, es sei denn, solche Anhörungen und Analysen sind im 
Verhältnis zum Anwendungsbereich und zu den Auswirkungen der be­
treffenden Entwürfe technischer Regulierungsstandards oder im Verhält­
nis zur besonderen Dringlichkeit der Angelegenheit unangemessen. Die 
Behörde holt auch die Stellungnahme der in Artikel 37 genannten ein­
schlägigen Interessengruppe ein. 

Legt die Behörde einen Entwurf eines technischen Regulierungsstan­
dards vor, so leitet die Kommission diesen umgehend an das Europäi­
sche Parlament und den Rat weiter. 

Innerhalb von drei Monaten nach Erhalt eines Entwurfs eines tech­
nischen Regulierungsstandards befindet die Kommission darüber, ob 
sie diesen billigt. Die Kommission kann den Entwurf technischer Re­
gulierungsstandards lediglich teilweise oder mit Änderungen billigen, 
sofern dies aus Gründen des Unionsinteresses erforderlich ist. 

Beabsichtigt die Kommission, einen Entwurf eines technischen Regulie­
rungsstandards nicht oder nur teilweise beziehungsweise mit Änderun­
gen zu billigen, so sendet sie den Entwurf technischer Regulierungs­
standards an die Behörde zurück und erläutert dabei, warum sie ihn 
nicht billigt, oder gegebenenfalls, warum sie Änderungen vorgenommen 
hat. Die Behörde kann den Entwurf technischer Regulierungsstandards 
anhand der Änderungsvorschläge der Kommission innerhalb eines Zeit­
raums von sechs Wochen ändern und ihn der Kommission in Form 
einer förmlichen Stellungnahme erneut vorlegen. Die Behörde übermit­
telt dem Europäischen Parlament und dem Rat eine Kopie ihrer förm­
lichen Stellungnahme. 

Hat die Behörde bei Ablauf dieser Frist von sechs Wochen keinen 
geänderten Entwurf eines technischen Regulierungsstandards vorgelegt 
oder hat sie einen Entwurf eines technischen Regulierungsstandards 
vorgelegt, der nicht in Übereinstimmung mit den Änderungsvorschlägen 
der Kommission geändert worden ist, so kann die Kommission den 
technischen Regulierungsstandard entweder mit den von ihr als wichtig 
erachteten Änderungen annehmen oder ihn ablehnen. 

Die Kommission darf den Inhalt eines von der Behörde ausgearbeiteten 
Entwurfs eines technischen Regulierungsstandards nicht ändern, ohne 
sich vorher mit der Behörde gemäß diesem Artikel abgestimmt zu ha­
ben. 

(2) Hat die Behörde keinen Entwurf eines technischen Regulierungs­
standards innerhalb der Frist, die in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Gesetzgebungsakten angegeben ist, vorgelegt, so kann die Kommission 
einen solchen Entwurf innerhalb einer neuen Frist anfordern. 
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(3) Nur wenn die Behörde der Kommission innerhalb der Frist ge­
mäß Absatz 2 keinen Entwurf eines technischen Regulierungsstandards 
vorlegt, kann die Kommission einen technischen Regulierungsstandard 
ohne Entwurf der Behörde mittels eines delegierten Rechtsakts erlassen. 

Die Kommission führt offene öffentliche Anhörungen zu Entwürfen 
technischer Regulierungsstandards durch und analysiert die potenziell 
anfallenden Kosten und den Nutzen, es sei denn, solche Anhörungen 
und Analysen sind im Verhältnis zum Anwendungsbereich und zu den 
Auswirkungen der betreffenden Entwürfe technischer Regulierungsstan­
dards oder im Verhältnis zur besonderen Dringlichkeit der Angelegen­
heit unangemessen. Die Kommission holt auch die Stellungnahme oder 
Empfehlung der in Artikel 37 genannten einschlägigen Interessengruppe 
ein. 

Die Kommission leitet den Entwurf des technischen Regulierungsstan­
dards umgehend an das Europäische Parlament und den Rat weiter. 

Die Kommission übermittelt der Behörde ihren Entwurf des technischen 
Regulierungsstandards. Die Behörde kann den Entwurf des technischen 
Regulierungsstandards innerhalb einer Frist von sechs Wochen ändern 
und ihn der Kommission in Form einer förmlichen Stellungnahme vor­
legen. Die Behörde übermittelt dem Europäischen Parlament und dem 
Rat eine Kopie ihrer förmlichen Stellungnahme. 

Hat die Behörde bei Ablauf der in Unterabsatz 4 genannten Frist von 
sechs Wochen noch keinen geänderten Entwurf des technischen Regu­
lierungsstandards vorgelegt, so kann die Kommission den technischen 
Regulierungsstandard annehmen. 

Hat die Behörde innerhalb der Frist von sechs Wochen einen geänderten 
Entwurf des technischen Regulierungsstandards vorgelegt, so kann die 
Kommission den Entwurf des technischen Regulierungsstandards auf 
der Grundlage der von der Behörde vorgeschlagenen Änderungen än­
dern oder den technischen Regulierungsstandard mit den von ihr als 
wichtig erachteten Änderungen annehmen. Die Kommission darf den 
Inhalt des von der Behörde ausgearbeiteten Entwurfs des technischen 
Regulierungsstandards nicht ändern, ohne sich vorher mit der Behörde 
gemäß diesem Artikel abgestimmt zu haben. 

(4) Die technischen Regulierungsstandards werden mittels Verord­
nungen oder Beschlüssen erlassen. Sie werden im Amtsblatt der Euro­
päischen Union veröffentlicht und treten an dem darin genannten Datum 
in Kraft. 

Artikel 11 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass der in Artikel 10 genannten technischen 
Regulierungsstandards wird der Kommission für einen Zeitraum von 
vier Jahren ab dem 16. Dezember 2010 übertragen. Die Kommission 
legt spätestens sechs Monate vor Ablauf des Zeitraums von vier Jahren 
einen Bericht über die übertragenen Befugnisse vor. Die Befugnisüber­
tragung verlängert sich automatisch um Zeiträume gleicher Länge, es sei 
denn, das Europäische Parlament oder der Rat widerrufen sie gemäß 
Artikel 14. 

(2) Sobald die Kommission einen technischen Regulierungsstandard 
erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und 
dem Rat. 

(3) Die der Kommission übertragene Befugnis zum Erlass tech­
nischer Regulierungsstandards unterliegt den in den Artikeln 12 bis 
14 genannten Bedingungen. 
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Artikel 12 

Widerruf der Befugnisübertragung 

(1) Die in Artikel 10 genannte Befugnisübertragung kann vom Eu­
ropäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. 

(2) Das Organ, das ein internes Verfahren eingeleitet hat, um zu 
beschließen, ob eine Befugnisübertragung widerrufen werden soll, be­
müht sich, das andere Organ und die Kommission innerhalb einer an­
gemessenen Frist vor der endgültigen Beschlussfassung zu unterrichten, 
unter Nennung der übertragenen Befugnis, die widerrufen werden 
könnte. 

(3) Der Beschluss über den Widerruf beendet die in diesem Be­
schluss angegebene Befugnisübertragung. Er wird sofort oder zu einem 
darin angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von tech­
nischen Regulierungsstandards, die bereits in Kraft sind, wird davon 
nicht berührt. Er wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
licht. 

Artikel 13 

Einwände gegen technische Regulierungsstandards 

▼M1 
(1) Das Europäische Parlament oder der Rat können gegen einen 
technischen Regulierungsstandard innerhalb einer Frist von drei Mona­
ten ab dem Datum der Übermittlung des von der Kommission erlasse­
nen technischen Regulierungsstandards Einwände erheben. Auf Initia­
tive des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um 
drei Monate verlängert. 

Erlässt die Kommission einen technischen Regulierungsstandard, bei 
dem es sich um den von der Behörde übermittelten Entwurf eines tech­
nischen Regulierungsstandards handelt, so beträgt der Zeitraum, in dem 
das Europäische Parlament und der Rat Einwände erheben können, 
einen Monat ab dem Datum der Übermittlung. Auf Initiative des Euro­
päischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um einen Monat 
verlängert. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates 
ist eine weitere Verlängerung dieser Frist um einen Monat möglich. 

▼B 
(2) Haben bei Ablauf der in Absatz 1 genannten Frist weder das 
Europäische Parlament noch der Rat Einwände gegen den technischen 
Regulierungsstandard erhoben, so wird dieser im Amtsblatt der Euro­
päischen Union veröffentlicht und tritt zu dem darin genannten Zeit­
punkt in Kraft. Der technische Regulierungsstandard kann vor Ablauf 
dieser Frist im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht werden 
und in Kraft treten, wenn das Europäische Parlament und der Rat beide 
der Kommission mitgeteilt haben, dass sie nicht die Absicht haben, 
Einwände zu erheben. 

(3) Erheben das Europäische Parlament oder der Rat innerhalb der in 
Absatz 1 genannten Frist Einwände gegen einen technischen Regulie­
rungsstandard, so tritt dieser nicht in Kraft. Gemäß Artikel 296 AEUV 
gibt das Organ, das Einwände erhebt, die Gründe für seine Einwände 
gegen den technischen Regulierungsstandard an. 
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Artikel 14 

Nichtannahme oder Änderung des Entwurfs eines technischen 
Regulierungsstandards 

(1) Nimmt die Kommission den Entwurf eines technischen Regulie­
rungsstandards nicht an oder ändert sie ihn gemäß Artikel 10 ab, so 
unterrichtet sie die Behörde, das Europäische Parlament und den Rat 
unter Angabe der Gründe dafür. 

(2) Das Europäische Parlament oder der Rat können gegebenenfalls 
den zuständigen Kommissar zusammen mit dem Vorsitzenden der Be­
hörde innerhalb eines Monats nach der in Absatz 1 genannten Unter­
richtung zu einer Ad-hoc-Sitzung des zuständigen Ausschusses des Eu­
ropäischen Parlaments oder des Rates zur Darlegung und Erläuterung 
ihrer Differenzen einladen. 

Artikel 15 

Technische Durchführungsstandards 

(1) Die Behörde kann technische Durchführungsstandards mittels 
Durchführungsrechtsakten gemäß Artikel 291 AEUV für die Bereiche 
entwickeln, die ausdrücklich in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Gesetzgebungsakten festgelegt sind. Die technischen Durchführungs­
standards sind technischer Art und beinhalten keine strategischen oder 
politischen Entscheidungen, und ihr Inhalt dient dazu, die Bedingungen 
für die Anwendung der genannten Gesetzgebungsakte festzulegen. Die 
Behörde legt ihre Entwürfe technischer Durchführungsstandards der 
Kommission zur Zustimmung vor. 

Bevor sie die Entwürfe technischer Durchführungsstandards der Kom­
mission übermittelt, führt die Behörde offene öffentliche Anhörungen 
durch und analysiert die potenziell anfallenden Kosten und den Nutzen, 
es sei denn, solche Anhörungen und Analysen sind im Verhältnis zum 
Anwendungsbereich und zu den Auswirkungen der betreffenden Ent­
würfe technischer Durchführungsstandards oder im Verhältnis zur be­
sonderen Dringlichkeit der Angelegenheit unangemessen. Die Behörde 
holt auch die Stellungnahme der in Artikel 37 genannten einschlägigen 
Interessengruppe ein. 

Legt die Behörde einen Entwurf eines technischen Durchführungsstan­
dards vor, so leitet die Kommission diesen umgehend an das Europäi­
sche Parlament und den Rat weiter. 

Innerhalb von drei Monaten nach Erhalt eines Entwurfs eines tech­
nischen Durchführungsstandards befindet die Kommission über seine 
Billigung. Die Kommission kann diese Frist um einen Monat verlän­
gern. Die Kommission kann den Entwurf des technischen Durchfüh­
rungsstandards lediglich teilweise oder mit Änderungen billigen, wenn 
dies aus Gründen des Unionsinteresses erforderlich ist. 

Beabsichtigt die Kommission, einen Entwurf eines technischen Durch­
führungsstandards nicht oder nur teilweise oder mit Änderungen an­
zunehmen, so sendet sie diesen zurück an die Behörde und erläutert 
dabei, warum sie ihn zu nicht billigen beabsichtigt, oder gegebenenfalls, 
warum sie Änderungen vorgenommen hat. Die Behörde kann den Ent­
wurf technischer Durchführungsstandards anhand der Änderungsvor­
schläge der Kommission innerhalb eines Zeitraums von sechs Wochen 
ändern und ihn der Kommission in Form einer förmlichen Stellung­
nahme erneut vorlegen. Die Behörde übermittelt dem Europäischen Par­
lament und dem Rat eine Kopie ihrer förmlichen Stellungnahme. 
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Hat die Behörde bei Ablauf der in Unterabsatz 5 genannten Frist von 
sechs Wochen keinen geänderten Entwurf des technischen Durchfüh­
rungsstandards vorgelegt oder einen Entwurf eines technischen Durch­
führungsstandards vorgelegt, der nicht in Übereinstimmung mit den 
Änderungsvorschlägen der Kommission abgeändert worden ist, so 
kann die Kommission den technischen Durchführungsstandard entweder 
mit den von ihr als wichtig erachteten Änderungen annehmen oder aber 
ihn ablehnen. 

Die Kommission darf den Inhalt eines von der Behörde ausgearbeiteten 
Entwurfs eines technischen Durchführungsstandards nicht ändern, ohne 
sich nicht vorher mit der Behörde gemäß diesem Artikel abgestimmt zu 
haben. 

(2) Hat die Behörde keinen Entwurf eines technischen Durchfüh­
rungsstandards innerhalb der Frist, die in den in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Gesetzgebungsakten angegeben ist, vorgelegt, so kann die 
Kommission einen solchen Entwurf innerhalb einer neuen Frist anfor­
dern. 

(3) Nur wenn die Behörde der Kommission innerhalb der Fristen 
nach Absatz 2 keinen Entwurf eines technischen Durchführungsstan­
dards vorlegt, kann die Kommission einen technischen Durchführungs­
standard ohne Entwurf der Behörde mittels eines Durchführungsrechts­
akts annehmen. 

Die Kommission führt offene öffentliche Anhörungen zu Entwürfen 
technischer Durchführungsstandards durch und analysiert die potenziell 
anfallenden Kosten und den Nutzen, es sei denn, solche Anhörungen 
und Analysen sind im Verhältnis zum Anwendungsbereich und zu den 
Auswirkungen der betreffenden Entwürfe technischer Durchführungs­
standards oder im Verhältnis zur besonderen Dringlichkeit der Angele­
genheit unangemessen. Die Kommission holt auch die Stellungnahme 
oder Empfehlung der in Artikel 37 genannten einschlägigen Interessen­
gruppe ein. 

Die Kommission leitet den Entwurf eines technischen Durchführungs­
standards umgehend an das Europäische Parlament und den Rat weiter. 

Die Kommission übersendet der Behörde den Entwurf eines technischen 
Durchführungsstandards. Die Behörde kann den Entwurf eines tech­
nischen Durchführungsstandards innerhalb einer Frist von sechs Wo­
chen ändern und ihn der Kommission in Form einer förmlichen Stel­
lungnahme erneut vorlegen. Die Behörde übermittelt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat eine Kopie ihrer förmlichen Stellungnahme. 

Hat die Behörde nach Ablauf der in Unterabsatz 4 genannten Frist von 
sechs Wochen noch keinen geänderten Entwurf des technischen Durch­
führungsstandard vorgelegt, so kann die Kommission den technischen 
Durchführungsstandard erlassen. 

Hat die Behörde innerhalb der Frist von sechs Wochen einen geänderten 
Entwurf des technischen Durchführungsstandards vorgelegt, so kann die 
Kommission den Entwurf des technischen Durchführungsstandards auf 
der Grundlage der von der Behörde vorgeschlagenen Änderungen än­
dern oder den technischen Durchführungsstandard mit den von ihr als 
wichtig erachteten Änderungen erlassen. 

Die Kommission darf den Inhalt des von der Behörde ausgearbeiteten 
Entwurfs des technischen Durchführungsstandards nicht ändern, ohne 
sich nicht vorher mit der Behörde gemäß diesem Artikel abgestimmt 
zu haben. 

(4) Die technischen Durchführungsstandards werden mittels Verord­
nungen oder Beschlüssen erlassen. Sie werden im Amtsblatt der Euro­
päischen Union veröffentlicht und treten an dem darin genannten Datum 
in Kraft. 
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Artikel 16 

Leitlinien und Empfehlungen 

(1) Um innerhalb des ESFS kohärente, effiziente und wirksame Auf­
sichtspraktiken zu schaffen und eine gemeinsame, einheitliche und ko­
härente Anwendung des Unionsrechts sicherzustellen, gibt die Behörde 
Leitlinien und Empfehlungen für die zuständigen Behörden und die 
Finanzinstitute heraus. 

(2) Die Behörde führt gegebenenfalls offene öffentliche Anhörungen 
zu den Leitlinien und Empfehlungen durch und analysiert die damit 
verbundenen potenziellen Kosten und den damit verbundenen potenziel­
len Nutzen. Diese Anhörungen und Analysen müssen im Verhältnis zu 
Umfang, Natur und Folgen der Leitlinien oder Empfehlungen angemes­
sen sein. Die Behörde holt gegebenenfalls auch die Stellungnahme oder 
den Rat der in Artikel 37 genannten relevanten Interessengruppe ein. 

(3) Die zuständigen Behörden und Finanzinstitute unternehmen alle 
erforderlichen Anstrengungen, um diesen Leitlinien und Empfehlungen 
nachzukommen. 

Binnen zwei Monaten nach der Herausgabe einer Leitlinie oder Emp­
fehlung bestätigt jede zuständige Behörde, ob sie dieser Leitlinie oder 
Empfehlung nachkommt oder nachzukommen beabsichtigt. Kommt eine 
zuständige Behörde der Leitlinie oder Empfehlung nicht nach oder be­
absichtigt sie nicht, dieser nachzukommen, teilt sie dies der Behörde 
unter Angabe der Gründe mit. 

Die Behörde veröffentlicht die Tatsache, dass eine zuständige Behörde 
dieser Leitlinie oder Empfehlung nicht nachkommt oder nicht nach­
zukommen beabsichtigt. Die Behörde kann zudem von Fall zu Fall 
die Veröffentlichung der von der zuständigen Behörde angegebenen 
Gründe für die Nichteinhaltung einer Leitlinie oder Empfehlung be­
schließen. Die zuständige Behörde wird im Voraus über eine solche 
Veröffentlichung informiert. 

Wenn dies gemäß dieser Leitlinie oder Empfehlung erforderlich ist, 
erstatten die Finanzinstitute auf klare und ausführliche Weise Bericht 
darüber, ob sie einer Leitlinie oder Empfehlung nachkommen. 

(4) In dem in Artikel 43 Absatz 5 genannten Bericht informiert die 
Behörde das Europäischen Parlament, den Rat und die Kommission 
darüber, welche Leitlinien und Empfehlungen herausgegeben worden 
sind und welche zuständigen Behörden diesen nicht nachgekommen 
sind, wobei auch erläutert wird, wie die Behörde beabsichtigt sicher­
zustellen, dass die betroffenen zuständigen Behörden den Empfehlungen 
und Leitlinien in Zukunft nachkommen werden. 

Artikel 17 

Verletzung von Unionsrecht 

(1) Hat eine zuständige Behörde die in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsakte der Union nicht angewandt oder diese so angewandt, dass 
eine Verletzung des Unionsrechts, einschließlich der technischen 
Regulierungs- und Durchführungsstandards, die nach den Artikeln 10 
bis 15 festgelegt werden, vorzuliegen scheint, insbesondere weil sie es 
versäumt hat sicherzustellen, dass ein Finanzinstitut den in den genann­
ten Rechtsakten festgelegten Anforderungen genügt, so nimmt die Be­
hörde die in den Absätzen 2, 3 und 6 des vorliegenden Artikels ge­
nannten Befugnisse wahr. 
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(2) Auf Ersuchen einer oder mehrerer zuständiger Behörden, des 
Europäischen Parlaments, des Rates, der Kommission oder der relevan­
ten Interessengruppe oder von Amts wegen und nach Unterrichtung der 
betroffenen zuständigen Behörde kann die Behörde eine Untersuchung 
der angeblichen Verletzung oder der Nichtanwendung des Unionsrechts 
durchführen. 

▼M1 
Unbeschadet der in Artikel 35 festgelegten Befugnisse übermittelt die 
zuständige Behörde der Behörde unverzüglich alle Informationen, die 
letztere für ihre Untersuchungen für erforderlich hält, einschließlich 
Informationen darüber, wie die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechts­
akte in Übereinstimmung mit dem Unionsrecht angewendet werden. 

▼B 
(3) Spätestens zwei Monate nach Beginn ihrer Untersuchungen kann 
die Behörde eine Empfehlung an die betroffene zuständige Behörde 
richten, in der die Maßnahmen erläutert werden, die zur Einhaltung 
des Unionsrechts ergriffen werden müssen. 

Die zuständige Behörde unterrichtet die Behörde innerhalb von zehn 
Arbeitstagen nach Eingang der Empfehlung über die Schritte, die sie 
unternommen hat oder zu unternehmen beabsichtigt, um die Einhaltung 
des Unionsrechts zu gewährleisten. 

(4) Sollte die zuständige Behörde das Unionsrecht innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Empfehlung der Behörde nicht einhalten, so 
kann die Kommission nach Unterrichtung durch die Behörde oder von 
Amts wegen hin eine förmliche Stellungnahme abgeben, in der die 
zuständige Behörde aufgefordert wird, die erforderlichen Maßnahmen 
zur Einhaltung des Unionsrechts zu ergreifen. Die förmliche Stellung­
nahme der Kommission trägt der Empfehlung der Behörde Rechnung. 

Die Kommission gibt diese förmliche Stellungnahme spätestens drei 
Monate nach Abgabe der Empfehlung ab. Die Kommission kann diese 
Frist um einen Monat verlängern. 

Die Behörde und die zuständigen Behörden übermitteln der Kommis­
sion alle erforderlichen Informationen. 

(5) Die zuständige Behörde unterrichtet die Kommission und die 
Behörde innerhalb von zehn Arbeitstagen nach Eingang der in Absatz 
4 genannten förmlichen Stellungnahme über die Schritte, die sie unter­
nommen hat oder zu unternehmen beabsichtigt, um dieser förmlichen 
Stellungnahme nachzukommen. 

(6) Unbeschadet der Befugnisse der Kommission nach Artikel 258 
AEUV kann die Behörde für den Fall, dass eine zuständige Behörde der 
in Absatz 4 genannten förmlichen Stellungnahme nicht innerhalb der 
dort gesetzten Frist nachkommt und dass es erforderlich ist, der Nicht­
einhaltung rechtzeitig ein Ende zu bereiten, um neutrale Wettbewerbs­
bedingungen auf dem Markt aufrechtzuerhalten oder wiederherzustellen 
beziehungsweise um das ordnungsgemäße Funktionieren und die Inte­
grität des Finanzsystems zu gewährleisten, und sofern die einschlägigen 
Anforderungen der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte der 
Union auf Finanzinstitute unmittelbar anwendbar sind, einen an ein 
Finanzinstitut gerichteten Beschluss im Einzelfall erlassen, der dieses 
zum Ergreifen der Maßnahmen verpflichtet, die zur Erfüllung seiner 
Pflichten im Rahmen des Unionsrechts erforderlich sind, einschließlich 
der Einstellung jeder Tätigkeit. 

Der Beschluss der Behörde muss mit der förmlichen Stellungnahme der 
Kommission gemäß Absatz 4 im Einklang stehen. 
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(7) Nach Absatz 6 erlassene Beschlüsse haben Vorrang vor allen von 
den zuständigen Behörden in gleicher Sache erlassenen früheren Be­
schlüssen. 

Ergreifen die zuständigen Behörden Maßnahmen in Bezug auf Sach­
verhalte, die Gegenstand einer förmlichen Stellungnahme nach Absatz 4 
oder eines Beschlusses nach Absatz 6 sind, müssen die zuständigen 
Behörden der förmlichen Stellungnahme beziehungsweise dem Be­
schluss nachkommen. 

(8) In dem in Artikel 43 Absatz 5 genannten Bericht legt die Be­
hörde dar, welche zuständigen Behörden und Finanzinstitute den in den 
den Absätzen 4 und 6 des vorliegenden Artikels genannten förmlichen 
Stellungnahmen oder Beschlüssen nicht nachgekommen sind. 

Artikel 18 

Maßnahmen im Krisenfall 

(1) Im Fall von ungünstigen Entwicklungen, die das ordnungsgemäße 
Funktionieren und die Integrität von Finanzmärkten oder die Stabilität 
des Finanzsystems in der Union als Ganzes oder in Teilen ernsthaft 
gefährden könnten, kann die Behörde sämtliche von den betreffenden 
zuständigen nationalen Aufsichtsbehörden ergriffenen Maßnahmen aktiv 
erleichtern und diese, sofern dies als notwendig erachtet wird, koor­
dinieren. 

Um diese Aufgabe des Erleichterns und Koordinierens von Maßnahmen 
wahrnehmen zu können, wird die Behörde über alle relevanten Entwick­
lungen in vollem Umfang unterrichtet und wird sie eingeladen, als Be­
obachterin an allen einschlägigen Zusammentreffen der betreffenden 
zuständigen nationalen Aufsichtsbehörden teilzunehmen. 

(2) Der Rat kann in Abstimmung mit der Kommission und dem 
ESRB sowie gegebenenfalls den ESA auf Ersuchen der Behörde, der 
Kommission oder des ESRB einen an die Behörde gerichteten Be­
schluss erlassen, in dem das Vorliegen einer Krisensituation im Sinne 
dieser Verordnung festgestellt wird. Der Rat überprüft diesen Beschluss 
in angemessenen Abständen, mindestens jedoch einmal pro Monat. 
Wird der Beschluss bei Ablauf der Frist von einem Monat nicht ver­
längert, so tritt er automatisch außer Kraft. Der Rat kann die Krisensi­
tuation jederzeit für beendet erklären. 

Sind der ESRB oder die Behörde der Auffassung, dass sich eine Kri­
sensituation abzeichnet, richten sie eine vertrauliche Empfehlung an den 
Rat und geben eine Lagebeurteilung ab. Der Rat beurteilt dann, ob es 
notwendig ist, eine Tagung einzuberufen. Hierbei ist darauf zu achten, 
dass die Vertraulichkeit gewahrt bleibt. 

Wenn der Rat das Vorliegen einer Krisensituation feststellt, so unter­
richtet er das Europäische Parlament und die Kommission ordnungs­
gemäß und unverzüglich davon. 

(3) Hat der Rat einen Beschluss nach Absatz 2 erlassen und liegen 
außergewöhnliche Umstände vor, die ein koordiniertes Vorgehen der 
nationalen Behörden erfordern, um auf ungünstige Entwicklungen zu 
reagieren, die das geordnete Funktionieren und die Integrität von Fi­
nanzmärkten oder die Stabilität des Finanzsystems in der Union als 
Ganzes oder in Teilen ernsthaft gefährden können, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden durch Erlass von Beschlüssen im Einzelfall 
dazu verpflichten, gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechts­
vorschriften die Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um auf 
solche Entwicklungen zu reagieren, indem sie sicherstellt, dass Finanz­
institute und zuständige Behörden die in den genannten Rechtsvorschrif­
ten festgelegten Anforderungen erfüllen. 
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(4) Unbeschadet der Befugnisse der Kommission nach Artikel 258 
AEUV kann die Behörde, wenn eine zuständige Behörde dem in Absatz 
3 genannten Beschluss nicht innerhalb der in diesem Beschluss genann­
ten Frist nachkommt und wenn die einschlägigen Anforderungen der in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten Gesetzgebungsakte, einschließlich der 
gemäß diesen Gesetzgebungsakten erlassenen technischen 
Regulierungs- und Durchführungsstandards, unmittelbar auf Finanzinsti­
tute anwendbar sind, einen an ein Finanzinstitut gerichteten Beschluss 
im Einzelfall erlassen, der dieses zum Ergreifen der Maßnahmen ver­
pflichtet, die zur Erfüllung seiner Pflichten im Rahmen dieser Rechts­
vorschriften erforderlich sind, einschließlich der Einstellung jeder Tätig­
keit. Dies gilt nur in Fällen, in denen die zuständige Behörde die in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten Gesetzgebungsakte, einschließlich der 
gemäß diesen Gesetzgebungsakten erlassenen technischen 
Regulierungs- und Durchführungsstandards, nicht anwendet oder in ei­
ner Weise anwendet, die eine eindeutige Verletzung dieser Rechtsakte 
darstellen dürfte, und sofern dringend eingeschritten werden muss, um 
das ordnungsgemäße Funktionieren und die Integrität der Finanzmärkte 
oder die Stabilität des Finanzsystems in der Union als Ganzes oder in 
Teilen wiederherzustellen. 

(5) Nach Absatz 4 erlassene Beschlüsse haben Vorrang vor allen von 
den zuständigen Behörden in gleicher Sache erlassenen früheren Be­
schlüssen. 

Jede Maßnahme der zuständigen Behörden im Zusammenhang mit Fra­
gen, die Gegenstand eines Beschlusses nach den Absätzen 3 oder 4 
sind, muss mit diesen Beschlüssen im Einklang stehen. 

Artikel 19 

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen zuständigen 
Behörden in grenzübergreifenden Fällen 

(1) Wenn eine zuständige Behörde in Fällen, die in den in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsakten festgelegt sind, mit dem Vorgehen oder 
dem Inhalt einer Maßnahme einer zuständigen Behörde eines anderen 
Mitgliedstaats oder deren Nichttätigwerden nicht einverstanden ist, kann 
die Behörde unbeschadet der Befugnisse nach Artikel 17 auf Ersuchen 
einer oder mehrerer der betroffenen zuständigen Behörden nach dem in 
den Absätzen 2 bis 4 des vorliegenden Artikels festgelegten Verfahren 
dabei helfen, eine Einigung zwischen den Behörden zu erzielen. 

Wenn in Fällen, die in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechts­
vorschriften festgelegt sind sind, unter Zugrundelegung objektiver Kri­
terien eine Meinungsverschiedenheit zwischen den zuständigen Behör­
den verschiedener Mitgliedstaaten festgestellt wird, kann die Behörde 
von sich aus im Einklang mit dem Verfahren nach den Absätzen 2 bis 4 
dabei helfen, eine Einigung zwischen den Behörden zu erzielen. 

(2) Die Behörde setzt den zuständigen Behörden für die Schlichtung 
ihrer Meinungsverschiedenheit eine Frist und trägt dabei allen relevan­
ten Fristen, die in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten 
festgelegt sind, sowie der Komplexität und Dringlichkeit der Angele­
genheit Rechnung. In diesem Stadium handelt die Behörde als Vermitt­
lerin. 

(3) Erzielen die zuständigen Behörden innerhalb der in Absatz 2 
genannten Schlichtungsphase keine Einigung, so kann die Behörde ge­
mäß dem Verfahren des Artikels 44 Absatz 1 Unterabsätze 3 und 4 
einen Beschluss mit verbindlicher Wirkung für die betreffenden zustän­
digen Behörden erlassen, mit dem die zuständigen Behörden dazu ver­
pflichtet werden, zur Beilegung der Angelegenheit bestimmte Maßnah­
men zu treffen oder von solchen abzusehen, um die Einhaltung des 
Unionsrechts zu gewährleisten. 
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(4) Unbeschadet der Befugnisse der Kommission nach Artikel 258 
AEUV kann die Behörde, wenn eine zuständige Behörde ihrem Be­
schluss nicht nachkommt und somit nicht sicherstellt, dass ein Finanz­
institut die Anforderungen erfüllt, die nach den in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsakten unmittelbar auf dieses anwendbar sind, einen 
Beschluss im Einzelfall an das betreffende Finanzinstitut richten und 
es so dazu verpflichten, die zur Einhaltung seiner Pflichten im Rahmen 
des Unionsrechts erforderlichen Maßnahmen zu treffen, einschließlich 
der Einstellung jeder Tätigkeit. 

(5) Nach Absatz 4 erlassene Beschlüsse haben Vorrang vor allen von 
den zuständigen Behörden in gleicher Sache erlassenen früheren Be­
schlüssen. Jede Maßnahme der zuständigen Behörden im Zusammen­
hang mit Sachverhalten, die Gegenstand eines Beschlusses nach den 
Absätzen 3 oder 4 sind, muss mit diesen Beschlüssen in Einklang 
stehen. 

(6) In dem in Artikel 50 Absatz 2 genannten Bericht legt der Vor­
sitzende der Behörde die Art der Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den zuständigen Behörden, die erzielten Einigungen und die zur Beile­
gung solcher Meinungsverschiedenheiten getroffenen Beschlüsse dar. 

Artikel 20 

Beilegung von sektorübergreifenden Meinungsverschiedenheiten 
zwischen zuständigen Behörden 

Der Gemeinsame Ausschuss legt gemäß dem Verfahren nach den Ar­
tikeln 19 und 56 sektorübergreifende Meinungsverschiedenheiten bei, 
die zwischen zuständigen Behörden im Sinne des Artikels 4 Nummer 
2 der vorliegenden Verordnung, der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
beziehungsweise der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 auftreten können. 

Artikel 21 

Aufsichtskollegien 

(1) Die Behörde trägt zur Förderung und Überwachung eines effi­
zienten, wirksamen und kohärenten Funktionierens der in der Richtlinie 
2009/138/EG genannten Aufsichtskollegien bei und fördert die kohä­
rente Anwendung des Unionsrechts in diesen Aufsichtskollegien. Im 
Hinblick auf eine Angleichung der bewährten Aufsichtspraktiken haben 
die Mitarbeiter der Behörde die Möglichkeit, sich an den Aktivitäten der 
Aufsichtskollegien zu beteiligen, einschließlich Prüfungen vor Ort, die 
gemeinsam von zwei oder mehr zuständigen Behörden durchgeführt 
werden. 

(2) Die Behörde übernimmt eine führende Rolle dabei, das einheit­
liche und kohärente Funktionieren der Aufsichtskollegien, die für in der 
Union grenzüberschreitend tätige Institute zuständig sind, sicherzustel­
len; dabei berücksichtigt sie das von Finanzinstituten ausgehende Sys­
temrisiko im Sinne des Artikels 23. 

Für die Zwecke des vorliegenden Absatzes und des Absatzes 1 dieses 
Artikels wird die Behörde als „zuständige Behörde“ im Sinne der ein­
schlägigen Rechtsvorschriften betrachtet. 

Die Behörde kann: 

a) in Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden alle relevanten 
Informationen erfassen und austauschen, um die Tätigkeit des Kol­
legiums zu erleichtern und ein zentrales System einrichten und ver­
walten, mit dem diese Informationen den zuständigen Behörden im 
Kollegium zugänglich gemacht werden; 
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b) die Durchführung unionsweiter Stresstests gemäß Artikel 32 ver­
anlassen und koordinieren, um die Widerstandsfähigkeit von Finanz­
instituten gegenüber insbesondere das von Finanzinstituten aus­
gehende Systemrisiko im Sinne des Artikels 23 bei ungünstigen 
Marktentwicklungen bewerten zu können; eine Beurteilung der po­
tenziellen Erhöhung des Systemrisikos in Stress-Situationen ver­
anlassen und koordinieren, wobei sicherzustellen ist, dass auf natio­
naler Ebene eine kohärente Methode für diese Tests angewendet 
wird, und gegebenenfalls eine Empfehlung an die zuständigen Be­
hörden aussprechen, Problempunkte zu beheben, die bei den Stress­
tests festgestellt wurden 

c) wirksame und effiziente Aufsichtstätigkeiten unterstützen, wozu auch 
die Beurteilung der Risiken gehört, denen Finanzinstitute gemäß den 
Erkenntnissen aus dem aufsichtlichen Überprüfungsverfahren oder in 
Stress-Situationen ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein könnten; 

d) im Einklang mit den in dieser Verordnung festgelegten Aufgaben 
und Befugnissen die Tätigkeiten der zuständigen Behörden beauf­
sichtigen und 

e) weitere Beratungen eines Aufsichtskollegiums in den Fällen fordern, 
in denen sie der Auffassung ist, dass der Beschluss in eine falsche 
Anwendung des Unionsrechts münden oder nicht zur Erreichung des 
Ziels der Angleichung der Aufsichtspraktiken beitragen würde. Die 
Behörde kann außerdem von der für die Gruppenaufsicht zuständi­
gen Behörde verlangen, eine Sitzung des Kollegiums anzusetzen 
oder einen zusätzlichen Tagesordnungspunkt in die Tagesordnung 
einer Sitzung aufzunehmen. 

(3) Die Behörde kann Entwürfe technischer Regulierungs- und 
Durchführungsstandards ausarbeiten, um einheitliche Anwendungs­
bedingungen im Hinblick auf die Vorschriften zur operativen Funktions­
weise der Aufsichtskollegien sicherzustellen; ferner kann sie gemäß 
Artikel 16 angenommene Leitlinien und Empfehlungen herausgeben, 
um die Angleichung der Funktionsweise der Aufsicht und der von 
den Aufsichtskollegien gewählten bewährten Aufsichtspraktiken zu för­
dern. 

(4) Die Behörde hat eine rechtlich verbindliche Aufgabe als Vermitt­
lerin, um Streitigkeiten zwischen den zuständigen Behörden nach dem 
Verfahren des Artikels 19 zu schlichten. Im Einklang mit Artikel 19 
kann die Behörde Aufsichtsbeschlüsse treffen, die direkt auf das betref­
fende Institut anwendbar sind. 

Artikel 22 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Behörde trägt dem Systemrisiko im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 gebührend Rechnung. Sie reagiert 
auf alle Risiken der Beeinträchtigung von Finanzdienstleistungen, die 

a) durch eine Störung des Finanzsystems insgesamt oder in Teilen ver­
ursacht werden und 

b) das Potenzial haben, schwerwiegende negative Folgen für den Bin­
nenmarkt und die Realwirtschaft führen können. 

Die Behörde berücksichtigt gegebenenfalls die Überwachung und Be­
wertung des Systemrisikos, die vom ESRB und der Behörde entwickelt 
wurden, und reagiert auf Warnungen und Empfehlungen des ESRB 
gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010. 
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(2) Die Behörde entwickelt in Zusammenarbeit mit dem ESRB und 
im Einklang mit Artikel 23 Absatz 1 einen gemeinsamen Ansatz für die 
Ermittlung und Messung der Systemrelevanz einschließlich quantitativer 
und qualitativer Indikatoren, soweit erforderlich. 

Diese Indikatoren sind ein wesentliches Element für die Festlegung von 
geeignetem aufsichtlichen Handeln. Die Behörde überwacht zur För­
derung eines gemeinsamen Ansatzes das Ausmaß an Konvergenz bei 
diesen Festlegungen. 

(3) Unbeschadet der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte 
formuliert die Behörde nach Bedarf zusätzliche Leitlinien und Empfeh­
lungen für Finanzinstitute, um dem von diesen ausgehenden Systemri­
siko Rechnung zu tragen. 

Die Behörde stellt sicher, dass dem von Finanzinstituten ausgehenden 
Systemrisiko bei der Ausarbeitung von Entwürfen technischer 
Regulierungs- und Durchführungsstandards in den Bereichen, die in 
den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Gesetzgebungsakten festgelegt 
sind, Rechnung getragen wird. 

(4) Die Behörde kann auf Ersuchen einer oder mehrerer zuständiger 
Behörden, des Europäischen Parlaments, des Rates oder der Kommis­
sion oder von Amts wegen eine Untersuchung in Bezug auf eine be­
stimmte Art von Finanzinstitut, Produkt oder Verhaltensweise durch­
führen, um die davon ausgehende potenzielle Bedrohung der Stabilität 
des Finanzsystems beurteilen zu können und den betreffenden zustän­
digen Behörden geeignete Empfehlungen für Maßnahmen geben zu 
können. 

Für diese Zwecke kann die Behörde die Befugnisse nutzen, die ihr 
durch diese Verordnung einschließlich des Artikels 35 übertragen wer­
den. 

(5) Der Gemeinsame Ausschuss stellt eine umfassende sektorenüber­
greifende Koordinierung der gemäß diesem Artikel ergriffenen Maßnah­
men sicher. 

Artikel 23 

Ermittlung und Messung des Systemrisikos 

(1) Die Behörde entwickelt in Abstimmung mit dem ESRB Kriterien 
für die Ermittlung und Messung des Systemrisikos sowie ein geeignetes 
Verfahren zur Durchführung von Stresstests, mit dem sich beurteilen 
lässt, wie hoch das Potenzial ist, dass sich das von Finanzinstituten 
ausgehende Systemrisiko in Stress-Situationen erhöht. 

Die Behörde entwickelt ein geeignetes Verfahren zur Durchführung von 
Stresstests, um dabei zu helfen, solche Finanzinstitute zu identifizieren, 
von denen ein Systemrisiko ausgehen könnte. Diese Institute werden 
Gegenstand einer verschärften Aufsicht und, sofern erforderlich, der 
Sanierungs- und Abwicklungsverfahren gemäß Artikel 25. 

(2) Bei der Entwicklung der Kriterien für die Ermittlung und Mes­
sung des Systemrisikos, das von Instituten der Versicherung, Rückver­
sicherung und betrieblichen Altersversorgung ausgehen kann, trägt die 
Behörde den einschlägigen internationalen Konzepten, einschließlich der 
vom Finanzstabilitätsrat, vom Internationalen Währungsfonds, von der 
Internationalen Vereinigung der Versicherungsaufseher und von der 
Bank für internationalen Zahlungsausgleich ausgearbeiteten Konzepte, 
uneingeschränkt Rechnung. 
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Artikel 24 

Dauerhafte Fähigkeit zur Reaktion auf Systemrisiken 

(1) Die Behörde stellt sicher, dass sie dauerhaft über die fachliche 
Kapazität verfügt, die es erlaubt, effizient auf das tatsächliche Eintreten 
eines Systemrisikos im Sinne der Artikel 22 und 23 und insbesondere in 
Bezug auf Institute, von denen ein Systemrisiko ausgeht, zu reagieren. 

(2) Die Behörde erfüllt alle ihr in dieser Verordnung und in den in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften übertragenen Aufgaben 
und trägt dazu bei, eine kohärente und koordinierte Regelung zum Kri­
senmanagement und zur Krisenbewältigung in der Union sicherzustellen. 

Artikel 25 

Sanierungs- und Abwicklungsverfahren 

(1) Die Behörde trägt dazu bei, dass wirksame und kohärente 
Sanierungs- und Abwicklungspläne, Verfahren im Krisenfall und Prä­
ventivmaßnahmen zur Minimierung von systemischen Auswirkungen 
von Insolvenzen entwickelt und aufeinander abgestimmt werden, und 
beteiligt sich aktiv daran. 

(2) Die Behörde kann bewährte Praktiken und Vorgehensweisen auf­
zeigen, die darauf abzielen, die Abwicklung von insolvenzbedrohten 
Instituten und insbesondere von grenzüberschreitend tätigen Gruppen 
dergestalt zu erleichtern, dass das Insolvenzrisiko nicht weitergegeben 
und zugleich sichergestellt wird, dass geeignete Instrumente einschließ­
lich ausreichender Mittel zur Verfügung stehen, die eine geordnete, 
kosteneffiziente und rasche Abwicklung des Instituts oder der Gruppe 
ermöglichen. 

(3) Die Behörde kann technische Regulierungs- und Durchführungs­
standards nach Maßgabe der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Gesetz­
gebungsakte gemäß dem in den Artikeln 10 bis 15 festgelegten Ver­
fahren ausarbeiten. 

Artikel 26 

Entwicklung eines europäischen Netzwerks von nationalen 
Sicherungssystemen für Versicherungen 

Die Behörde kann einen Beitrag zur Beurteilung der Notwendigkeit 
eines mit angemessenen Finanzmitteln ausgestatteten und ausreichend 
harmonisierten europäischen Netzwerks von nationalen Sicherungssys­
temen für Versicherungen leisten. 

Artikel 27 

Verhütung, Management und Bewältigung von Krisen 

Die Behörde kann von der Kommission ersucht werden, einen Beitrag zu 
der Bewertung gemäß Artikel 242 der Richtlinie 2009/138/EG zu leisten, 
unter besonderer Berücksichtigung der Kooperation der Aufsichtsbehör­
den innerhalb des Aufsichtskollegiums sowie dessen Funktionsweise, der 
Aufsichtspraktiken bei der Festsetzung der Kapitalaufschläge, des Nut­
zens einer verstärkten Gruppenaufsicht und eines verstärkten Kapitalma­
nagements innerhalb einer Gruppe von Versicherungs- oder Rückver­
sicherungsunternehmen, einschließlich möglicher Maßnahmen zur Stär­
kung eines intakten grenzüberschreitenden Managements von Versiche­
rungsgruppen, insbesondere im Hinblick auf Risiken und Vermögensver­
waltung, und sie kann Bericht erstatten über neue Entwicklungen und 
Fortschritte hinsichtlich 

a) eines harmonisierten Rahmens für frühzeitige Interventionen; 
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b) der Verfahren für das zentrale Risikomanagement der Gruppe, der 
Funktionsweise gruppeninterner Modelle, einschließlich Stresstests; 

c) gruppeninterner Transaktionen und Risikokonzentrationen; 

d) der längerfristigen Entwicklung von Diversifizierungs- und Konzen­
trationseffekten; 

e) eines harmonisierten Rahmens für die Übertragung von Vermögens­
werten und für Insolvenz- und Liquidationsverfahren, durch den die 
relevanten nationalen gesellschaftsrechtlichen Hindernisse für die 
Übertragung von Vermögenswerten beseitigt werden; 

f) eines gleichwertigen Schutzes der Versicherungsnehmer und Begüns­
tigten von Unternehmen der gleichen Gruppe, insbesondere in Kri­
sensituationen; 

g) einer harmonierten und angemessen finanzierten unionsweiten Rege­
lung für Garantiesysteme zum Schutz der Versicherten. 

Bezüglich Buchstabe f kann die Behörde auch Bericht erstatten über 
neue Entwicklungen und Fortschritte hinsichtlich eines Bündels von 
koordinierten nationalen Krisenbewältigungsvorkehrungen, einschließ­
lich darüber, ob ein System kohärenter und glaubwürdiger Finanzie­
rungsmechanismen mit geeigneten Finanzierungsinstrumenten notwen­
dig ist oder nicht. 

Bei der Überprüfung dieser Verordnung gemäß Artikel 81 wird ins­
besondere die Möglichkeit einer Stärkung der Rolle der Behörde im 
Rahmen der Verhütung, des Managements und der Bewältigung von 
Krisen geprüft. 

Artikel 28 

Delegation von Aufgaben und Pflichten 

(1) Die zuständigen Behörden können — mit Zustimmung der Be­
vollmächtigten — Aufgaben und Pflichten vorbehaltlich der in diesem 
Artikel genannten Voraussetzungen an die Behörde oder andere zustän­
dige Behörden delegieren. Die Mitgliedstaaten können spezielle Rege­
lungen für die Delegation von Pflichten festlegen, die erfüllt werden 
müssen, bevor ihre zuständigen Behörden solche Delegationsverein­
barungen schließen, und sie können den Umfang der Delegation auf 
das für die wirksame Beaufsichtigung von grenzübergreifend tätigen 
Finanzinstituten oder grenzübergreifend tätigen Gruppen erforderliche 
Maß begrenzen. 

(2) Die Behörde fördert und erleichtert die Delegation von Aufgaben 
und Pflichten zwischen zuständigen Behörden, indem sie ermittelt, wel­
che Aufgaben und Pflichten delegiert oder gemeinsam erfüllt werden 
können, und indem sie empfehlenswerte Praktiken fördert. 

(3) Die Delegation von Pflichten führt zu einer Neuzuweisung der 
Zuständigkeiten, die in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten 
festgelegt sind. Das Recht der bevollmächtigten Behörde ist maßgeblich 
für das Verfahren, die Durchsetzung und die verwaltungsrechtliche und 
gerichtliche Überprüfung in Bezug auf die delegierten Pflichten. 

(4) Die zuständigen Behörden unterrichten die Behörde über die von 
ihnen beabsichtigten Delegationsvereinbarungen. Sie setzen diese Ver­
einbarungen frühestens einen Monat nach Unterrichtung der Behörde in 
Kraft. 

Die Behörde kann innerhalb eines Monats nach ihrer Unterrichtung zu 
der beabsichtigten Vereinbarung Stellung nehmen. 

Um eine angemessene Unterrichtung aller Betroffenen zu gewährleisten, 
werden alle von den zuständigen Behörden geschlossenen Delegations­
vereinbarungen von der Behörde in geeigneter Weise veröffentlicht. 
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Artikel 29 

Gemeinsame Aufsichtskultur 

(1) Die Behörde spielt bei der Schaffung einer gemeinsamen Auf­
sichtskultur in der Union und einer Kohärenz der Aufsichtspraktiken 
sowie bei der Gewährleistung einheitlicher Verfahren und kohärenter 
Vorgehensweisen in der gesamten Union eine aktive Rolle. Die Behörde 
hat zumindest folgende Aufgaben: 

a) Sie gibt Stellungnahmen an die zuständigen Behörden ab, 

b) sie fördert einen effizienten bi- und multilateralen Informationsaus­
tausch zwischen den zuständigen Behörden, wobei sie den nach den 
einschlägigen Rechtsvorschriften der Union geltenden 
Geheimhaltungs- und Datenschutzbestimmungen in vollem Umfang 
Rechnung trägt, 

c) sie trägt zur Entwicklung qualitativ hochwertiger, einheitlicher Auf­
sichtsstandards einschließlich Berichterstattungsstandards sowie in­
ternationaler Rechnungslegungsstandards gemäß Artikel 1 Absatz 3 
bei, 

d) sie überprüft die Anwendung der von der Kommission festgelegten 
einschlägigen technischen Regulierungs- und Durchführungsstan­
dards und der von der Behörde herausgegebenen Leitlinien und 
Empfehlungen und schlägt gegebenenfalls Änderungen vor und 

e) sie richtet sektorspezifische und sektorübergreifende Schulungspro­
gramme ein, erleichtert den Personalaustausch und ermutigt die zu­
ständigen Behörden, in verstärktem Maße Personal abzuordnen und 
ähnliche Instrumente einzusetzen. 

(2) Die Behörde kann zur Förderung gemeinsamer Aufsichtskonzepte 
und -praktiken gegebenenfalls neue praktische Hilfsmittel und Instru­
mente entwickeln, die die Angleichung erhöhen. 

Artikel 30 

Vergleichende Analyse der zuständigen Behörden 

(1) Um bei den Ergebnissen der Aufsicht eine größere Angleichung 
zu erreichen, unterzieht die Behörde alle oder einige Tätigkeiten der 
zuständigen Behörden regelmäßig einer von ihr organisierten verglei­
chenden Analyse („Peer Review“). Hierzu entwickelt die Behörde Me­
thoden, die eine objektive Bewertung und einen objektiven Vergleich 
zwischen den überprüften Behörden ermöglichen. Bei der Durchführung 
der vergleichenden Analyse werden die in Bezug auf die betreffende 
zuständige Behörde vorhandenen Informationen und bereits vorgenom­
menen Bewertungen berücksichtigt. 

(2) Bei der vergleichenden Analyse wird unter anderem, aber nicht 
ausschließlich Folgendes bewertet: 

a) die Angemessenheit der Regelungen hinsichtlich der Ausstattung und 
der Leitung der zuständigen Behörde mit besonderem Augenmerk 
auf der wirksamen Anwendung der technischen Regulierungs- und 
Durchführungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 15 und der in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakte und der Fähigkeit, auf 
Marktentwicklungen zu reagieren, 
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b) der Grad der Angleichung, der bei der Anwendung des Unionsrechts 
und bei den Aufsichtspraktiken, einschließlich der nach den Artikeln 
10 bis 15 und 16 festgelegten technischen Regulierungs- und Durch­
führungsstandards, Leitlinien und Empfehlungen, erzielt wurde, so­
wie der Umfang, in dem mit den Aufsichtspraktiken die im Unions­
recht gesetzten Ziele erreicht werden; 

c) vorbildliche Vorgehensweisen einiger zuständiger Behörden, deren 
Übernahme für andere zuständige Behörden von Nutzen sein könnte; 

d) die Wirksamkeit und der Grad an Angleichung, die in Bezug auf die 
Durchsetzung der im Rahmen der Durchführung des Unionsrechts 
erlassenen Bestimmungen, wozu auch Verwaltungsmaßnahmen und 
Strafen gegen Personen, die für die Nichteinhaltung dieser Bestim­
mungen verantwortlich sind, gehören, erreicht wurden. 

(3) Ausgehend von einer vergleichenden Analyse kann die Behörde 
Leitlinien und Empfehlungen gemäß Artikel 16 herausgeben. Im Ein­
klang mit Artikel 16 Absatz 3 bemühen sich die zuständigen Behörden, 
den Leitlinien oder Empfehlungen der Behörde nachzukommen. Die 
Behörde berücksichtigt das Ergebnis der vergleichenden Analyse, 
wenn sie technische Regulierungs- und Durchführungsstandards gemäß 
den Artikeln 10 bis 15 entwickelt. 

(4) Die Behörde veröffentlicht die im Zuge dieser vergleichenden 
Analysen ermittelten bewährten Praktiken. Darüber hinaus können alle 
anderen Ergebnisse der vergleichenden Analysen öffentlich bekannt ge­
macht werden, vorbehaltlich der Zustimmung der zuständigen Behörde, 
die der vergleichenden Analyse unterzogen wurde. 

Artikel 31 

Koordinatorfunktion 

Die Behörde wird allgemein als Koordinatorin zwischen den zuständi­
gen Behörden tätig, insbesondere in Fällen, in denen ungünstige Ent­
wicklungen die geordnete Funktionsweise und die Integrität von Finanz­
märkten oder die Stabilität des Finanzsystems in der Union gefährden 
könnten. 

Die Behörde fördert ein abgestimmtes Vorgehen auf Unionsebene, in­
dem sie unter anderem 

a) den Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden er­
leichtert, 

b) den Umfang der Informationen, die alle betroffenen zuständigen 
Behörden erhalten sollten, bestimmt und — sofern möglich und 
zweckmäßig — die Zuverlässigkeit dieser Informationen überprüft, 

c) unbeschadet des Artikels 19 auf Ersuchen der zuständigen Behörden 
oder von Amts wegen eine nicht bindende Vermittlertätigkeit wahr­
nimmt, 

d) den ESRB unverzüglich auf jeden potenziellen Krisenfall aufmerk­
sam macht, 
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e) sämtliche erforderlichen Maßnahmen ergreift, um die Koordinierung 
der Tätigkeiten der jeweils zuständigen Behörden zu erleichtern, 
wenn Entwicklungen eintreten, die das Funktionieren der Finanz­
märkte gefährden können, 

f) Informationen zentralisiert, die sie von zuständigen Behörden gemäß 
den Artikeln 21 und 35 als Ergebnis der Berichterstattungspflichten 
im Regulierungsbereich, die für Institute gelten, die in mehr als 
einem Mitgliedstaat tätig sind, erhält. Die Behörde stellt diese Infor­
mationen auch den anderen betroffenen zuständigen Behörden zur 
Verfügung. 

Artikel 32 

Bewertung von Marktentwicklungen 

(1) Die Behörde verfolgt und bewertet die in ihren Zuständigkeits­
bereich fallenden Marktentwicklungen und unterrichtet die Europäische 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) und die Euro­
päische Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichts­
behörde), den ESRB sowie das Europäische Parlament, den Rat und die 
Kommission erforderlichenfalls über die einschlägigen Trends im Rah­
men der Mikroaufsicht, über potenzielle Risiken und Schwachstellen. 
Die Behörde nimmt in ihre Bewertungen eine wirtschaftliche Analyse 
der Märkte, auf denen Finanzinstitute tätig sind, sowie eine Abschät­
zung der Folgen potenzieller Marktentwicklungen auf diese Institute auf. 

(2) In Zusammenarbeit mit dem ESRB initiiert und koordiniert die 
Behörde unionsweite Bewertungen der Widerstandsfähigkeit von Fi­
nanzinstituten bei ungünstigen Marktentwicklungen. Zu diesem Zweck 
entwickelt sie für die Anwendung durch die zuständigen Behörden 

a) gemeinsame Methoden zur Bewertung der Auswirkungen ökonomi­
scher Szenarien auf die Finanzlage eines Instituts, 

b) gemeinsame Vorgehensweisen für die Bekanntgabe der Ergebnisse 
dieser Bewertungen der Widerstandsfähigkeit von Finanzinstituten, 

c) gemeinsame Methoden für die Bewertung der Wirkungen von be­
stimmten Produkten oder Absatzwegen auf die Finanzlage eines In­
stituts und auf Informationen für die Versicherungsnehmer, Alters­
versorgungsanwärtern, Begünstigten und Verbraucher. 

(3) Unbeschadet der in der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 fest­
gelegten Aufgaben des ESRB legt die Behörde dem Europäischen Par­
lament, dem Rat, der Kommission und dem ESRB mindestens einmal 
jährlich, bei Bedarf aber auch häufiger, für ihren Zuständigkeitsbereich 
eine Bewertung von Trends, potenziellen Risiken und Schwachstellen 
vor. 

In diesen Bewertungen nimmt die Behörde auch eine Einstufung der 
größten Risiken und Schwachstellen vor und empfiehlt bei Bedarf Prä­
ventiv- oder Abhilfemaßnahmen. 

(4) Die Behörde sorgt durch enge Zusammenarbeit mit der Europäi­
schen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) und der 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Markt­
aufsichtsbehörde) über den Gemeinsamen Ausschuss dafür, dass sektor­
übergreifende Entwicklungen, Risiken und Schwachstellen bei den Be­
wertungen angemessen abgedeckt sind. 
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Artikel 33 

Internationale Beziehungen 

(1) Unbeschadet der jeweiligen Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten 
und der Organe der Union kann die Behörde Kontakte zu den Auf­
sichtsbehörden, internationalen Organisationen und den Verwaltungen 
von Drittländern knüpfen und Verwaltungsvereinbarungen mit ihnen 
schließen. Durch diese Vereinbarungen entstehen keine rechtlichen Ver­
pflichtungen der Union und ihrer Mitgliedstaaten, und diese Verein­
barungen hindern die Mitgliedstaaten und ihre zuständigen Behörden 
auch nicht daran, bilaterale oder multilaterale Vereinbarungen mit diesen 
Drittländern zu schließen. 

(2) Die Behörde hilft gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsakten bei der Vorbereitung von Beschlüssen, in denen die Gleich­
wertigkeit der Aufsichtsregelungen von Drittländern festgestellt wird. 

(3) In dem Bericht gemäß Artikel 43 Absatz 5 legt die Behörde die 
Verwaltungsvereinbarungen dar, die mit internationalen Organisationen 
oder Verwaltungen von Drittländern getroffen wurden, sowie die Unter­
stützung, welche sie bei der Vorbereitung von Beschlüssen zur Gleich­
wertigkeit geleistet hat. 

Artikel 34 

Sonstige Aufgaben 

(1) Die Behörde kann auf Ersuchen des Europäischen Parlaments, 
des Rates oder der Kommission oder von Amts wegen zu allen in ihren 
Zuständigkeitsbereich fallenden Fragen Stellungnahmen an das Europäi­
sche Parlament, den Rat und die Kommission richten. 

(2) Im Hinblick auf die aufsichtsrechtliche Beurteilung von Zusam­
menschlüssen und Übernahmen, die in den Anwendungsbereich der 
Richtlinie 92/49/EWG und der Richtlinien 2002/83/EG und 2005/68/EG 
in der durch die Richtlinie 2007/44/EG geänderten Fassung fallen und 
den genannten Richtlinien entsprechend eine Konsultation zwischen den 
zuständigen Behörden aus zwei oder mehr Mitgliedstaaten erfordern, 
kann die Behörde auf Antrag einer der betroffenen zuständigen Behör­
den zu einer aufsichtsrechtlichen Beurteilung eine Stellungnahme abge­
ben und diese veröffentlichen, außer in Zusammenhang mit den Krite­
rien in Artikel 15b Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 92/49/EWG, 
Artikel 15b Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 2002/83/EG und Ar­
tikel 19a Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 2005/68/EG. Die Stel­
lungnahme wird unverzüglich und in jedem Fall vor Ablauf des Beur­
teilungszeitraums gemäß der Richtlinie 2006/48/EG in der durch die 
Richtlinie 2007/44/EG geänderten Fassung abgegeben. Artikel 35 gilt 
für die Bereiche, zu denen die Behörde eine Stellungnahme abgeben 
kann. 

Artikel 35 

Einholen von Informationen 

(1) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten stellen der Be­
hörde auf Verlangen alle Informationen zur Verfügung, die sie zur 
Wahrnehmung der ihr durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben 
benötigt, vorausgesetzt, sie haben rechtmäßigen Zugang zu den ein­
schlägigen Informationen und das Informationsgesuch ist angesichts 
der Art der betreffenden Aufgabe erforderlich. 

(2) Die Behörde kann ebenfalls verlangen, dass ihr diese Informatio­
nen in regelmäßigen Abständen und in vorgegebenen Formaten zur 
Verfügung gestellt werden. Für diese Gesuche werden soweit möglich 
gemeinsame Berichtsformate verwendet. 
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(3) Auf hinreichend begründeten Antrag einer zuständigen Behörde 
eines Mitgliedstaats kann die Behörde sämtliche Informationen vor­
legen, die erforderlich sind, damit die zuständige Behörde ihre Auf­
gaben wahrnehmen kann, und zwar im Einklang mit den Verpflichtun­
gen aufgrund des Berufsgeheimnisses gemäß den sektoralen Rechtsvor­
schriften und Artikel 70. 

(4) Bevor die Behörde Informationen gemäß diesem Artikel anfordert, 
berücksichtigt sie — zur Vermeidung doppelter Berichtspflichten — ein­
schlägige bestehende Statistiken, die vom Europäischen Statistischen Sys­
tem und vom Europäischen System der Zentralbanken erstellt und ver­
breitet werden. 

(5) Stehen diese Informationen nicht zur Verfügung oder werden sie 
von den zuständigen Behörden nicht rechtzeitig übermittelt, so kann die 
Behörde ein gebührend gerechtfertigtes und mit Gründen versehenes 
Ersuchen um Informationen an andere Aufsichtsbehörden, an das für 
Finanzen zuständige Ministerium — sofern dieses über aufsichtsrecht­
liche Informationen verfügt —, an die nationale Zentralbank oder an das 
statistische Amt des betreffenden Mitgliedstaats richten. 

(6) Stehen diese Informationen nicht zur Verfügung oder werden sie 
nicht rechtzeitig gemäß Absatz 1 oder Absatz 5 übermittelt, so kann die 
Behörde ein gebührend gerechtfertigtes und mit Gründen versehenes 
Ersuchen direkt an die betreffenden Finanzinstitute richten. In dem 
mit Gründen versehenen Ersuchen wird erläutert, weshalb die Informa­
tionen über die einzelnen Finanzinstitute notwendig sind. 

Die Behörde setzt die jeweils zuständigen Behörden gemäß dem vor­
liegenden Absatz und gemäß Absatz 5 von den Ersuchen in Kenntnis. 

Die zuständigen Behörden unterstützen die Behörde auf Verlangen bei 
der Einholung der Informationen. 

(7) Die Behörde darf vertrauliche Informationen, die sie im Rahmen 
dieses Artikels erhält, nur für die Wahrnehmung der ihr durch diese 
Verordnung übertragenen Aufgaben verwenden. 

Artikel 36 

Verhältnis zum ESRB 

(1) Die Behörde arbeitet eng und regelmäßig mit dem ESRB zusam­
men. 

(2) Sie liefert dem ESRB regelmäßig und rechtzeitig die Informatio­
nen, die dieser zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt. Alle Angaben, 
die der ESRB zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt und die nicht in 
zusammengefasster oder aggregierter Form vorliegen, werden dem 
ESRB gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 auf be­
gründeten Antrag hin unverzüglich vorgelegt. Die Behörde sorgt in 
Zusammenarbeit mit dem ESRB für angemessene interne Verfahren 
für die Übermittlung vertraulicher Informationen, insbesondere Informa­
tionen über einzelne Finanzinstitute. 

(3) Die Behörde gewährleistet gemäß den Absätzen 4 und 5 an­
gemessene Folgemaßnahmen zu den in Artikel 16 der Verordnung (EU) 
Nr. 1092/2010 genannten Warnungen und Empfehlungen des ESRB. 

(4) Erhält die Behörde vom ESRB eine an sie gerichtete Warnung 
oder Empfehlung, so beruft die Behörde unverzüglich eine Sitzung des 
Rates der Aufseher ein und bewertet, inwieweit sich diese Warnung 
oder Empfehlung auf die Erfüllung ihrer Aufgaben auswirkt. 
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Sie beschließt nach dem einschlägigen Verfahren über die Maßnahmen, 
die nach Maßgabe der ihr durch diese Verordnung übertragenen Befug­
nisse zu treffen sind, um auf die in den Warnungen und Empfehlungen 
genannten Probleme zu reagieren. 

Lässt die Behörde einer Empfehlung keine Maßnahmen folgen, so legt 
sie dem ESRB und dem Rat ihre Gründe hierfür dar. 

(5) Erhält die Behörde eine Warnung oder Empfehlung, die der 
ESRB an eine zuständige nationale Aufsichtsbehörde gerichtet hat, so 
macht sie gegebenenfalls von den ihr durch diese Verordnung über­
tragenen Befugnissen Gebrauch, um rechtzeitige Folgemaßnahmen zu 
gewährleisten. 

Beabsichtigt der Adressat, der Empfehlung des ESRB nicht zu folgen, 
so teilt er dem Rat der Aufseher die Gründe für sein Nichthandeln mit 
und erörtert sie mit dem Rat der Aufseher. 

Unterrichtet die zuständige Behörde den Rat und den ESRB gemäß 
Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010, so trägt sie den Stand­
punkten des Rates der Aufseher angemessen Rechnung. 

(6) Bei der Erfüllung der in dieser Verordnung festgelegten Auf­
gaben trägt die Behörde den Warnungen und Empfehlungen des 
ESRB in größtmöglichem Umfang Rechnung. 

Artikel 37 

Interessengruppe Versicherung und Rückversicherung und 
Interessengruppe betriebliche Altersversorgung 

(1) Um die Konsultation von Interessenvertretern in Bereichen, die 
für die Aufgaben der Behörde relevant sind, zu erleichtern, werden eine 
Interessengruppe Versicherung und Rückversicherung und eine Interes­
sengruppe betriebliche Altersversorgung (im Folgenden gemeinsam „die 
Interessengruppen“ genannt) eingesetzt. Die Interessengruppen werden 
zu Maßnahmen konsultiert, die gemäß den Artikeln 10 bis 15 in Bezug 
auf technische Regulierungs- und Durchführungsstandards und, soweit 
sie nicht einzelne Finanzinstitute betreffen, gemäß Artikel 16 in Bezug 
auf Leitlinien und Empfehlungen ergriffen werden. Müssen Maßnahmen 
sofort ergriffen werden und sind Konsultationen nicht möglich, so wer­
den die Interessengruppen schnellstmöglich informiert. 

Die Interessengruppen treten mindestens viermal jährlich zusammen. Sie 
können Angelegenheiten von gegenseitigem Interesse gemeinsam be­
handeln und setzen einander von den übrigen behandelten Angelegen­
heiten in Kenntnis. 

Die Mitglieder der einen Interessengruppe können auch Mitglied der 
anderen Interessengruppe sein. 

(2) Die Interessengruppe Versicherung und Rückversicherung setzt 
sich aus 30 Mitgliedern zusammen, die in ausgewogenem Verhältnis 
in der Union tätige Versicherungs- und Rückversicherungsgesellschaften 
und Versicherungsvermittler, Vertreter von deren Beschäftigten sowie 
Verbraucher und Nutzer von Versicherungs- und Rückversicherungsleis­
tungen, Vertreter von KMU und Vertreter einschlägiger Berufsverbände 
vertreten. Mindestens fünf ihrer Mitglieder sind renommierte unabhän­
gige Wissenschaftler. Zehn ihrer Mitglieder vertreten Versicherungs­
gesellschaften, Rückversicherungsgesellschaften oder Versicherungsver­
mittler, von denen drei Mitglieder genossenschaftliche Versicherungen 
oder Rückversicherungen beziehungsweise Versicherungsvereine oder 
Rückversicherungsvereine auf Gegenseitigkeit vertreten. 

▼B 

2010R1094 — DE — 23.05.2014 — 001.001 — 46



 

(3) Die Interessengruppe Betriebliche Altersversorgung setzt sich aus 
30 Mitgliedern zusammen, die in ausgewogenem Verhältnis in der 
Union tätige Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung, Beschäf­
tigtenvertreter, Vertreter der Begünstigten, Vertreter von KMU sowie 
Vertreter einschlägiger Berufsverbände vertreten. Mindestens fünf ihrer 
Mitglieder sind renommierte unabhängige Wissenschaftler. Zehn ihrer 
Mitglieder vertreten Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung. 

(4) Die Mitglieder der Interessengruppen werden auf Vorschlag der 
jeweiligen Interessenvertreter vom Rat der Aufseher ernannt. Bei seinem 
Beschluss sorgt der Rat der Aufseher soweit wie möglich für eine an­
gemessene geografische und geschlechtsbezogene Verteilung und Ver­
tretung der Interessenvertreter aus der gesamten Union. 

(5) Die Behörde legt — vorbehaltlich des Berufsgeheimnisses gemäß 
Artikel 70 — alle erforderlichen Informationen vor und gewährleistet, 
dass die Interessengruppen angemessene Unterstützung für die Abwick­
lung der Sekretariatsgeschäfte erhalten. Diejenigen Mitglieder der Inte­
ressengruppen, die gemeinnützige Einrichtungen vertreten, erhalten eine 
angemessene Aufwandsentschädigung, Vertreter der Wirtschaft sind 
hiervon ausgenommen. Die Interessengruppen können Arbeitsgruppen 
zu technischen Fragen einrichten. Die Mitglieder der Interessengruppen 
bleiben zweieinhalb Jahre im Amt; nach Ablauf dieses Zeitraums findet 
ein neues Auswahlverfahren statt. 

Die Amtszeit der Mitglieder der Interessengruppen kann einmal verlän­
gert werden. 

(6) Die Interessengruppen können zu jedem Thema, das mit den 
Aufgaben der Behörde zusammenhängt, der Behörde gegenüber Stel­
lung nehmen oder Ratschläge erteilen; der Schwerpunkt liegt dabei auf 
den in den Artikeln 10 bis 16 sowie den Artikeln 29, 30 und 32 fest­
gelegten Aufgaben. 

(7) Die Interessengruppen geben sich mit Zustimmung einer Zwei­
drittelmehrheit ihrer jeweiligen Mitglieder eine Geschäftsordnung. 

(8) Die Stellungnahmen und Ratschläge der Interessengruppen und 
die Ergebnisse ihrer Konsultationen werden von der Behörde veröffent­
licht. 

Artikel 38 

Schutzmaßnahmen 

(1) Die Behörde gewährleistet, dass kein nach den Artikeln 18 oder 
19 erlassener Beschluss in die haushaltspolitischen Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten eingreift. 

(2) Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass sich ein nach Artikel 19 
Absatz 3 erlassener Beschluss auf seine haushaltspolitischen Zuständig­
keiten auswirkt, so kann er der Behörde und der Kommission innerhalb 
von zwei Wochen, nachdem die zuständige Behörde über den Beschluss 
der Behörde in Kenntnis gesetzt wurde, mitteilen, dass die zuständige 
Behörde den Beschluss nicht umsetzen wird. 

In seiner Mitteilung erläutert der Mitgliedstaat unmissverständlich und 
konkret, warum und in welcher Weise der Beschluss in seine haushalts­
politischen Zuständigkeiten eingreift. 

In Falle einer solchen Mitteilung wird der Beschluss der Behörde aus­
gesetzt. 
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Die Behörde setzt den Mitgliedstaat innerhalb eines Monats nach seiner 
Mitteilung darüber in Kenntnis, ob sie an ihrem Beschluss festhält, ihn 
ändert oder aufhebt. Wird der Beschluss aufrechterhalten oder geändert, 
so erklärt die Behörde, dass haushaltspolitische Zuständigkeiten nicht 
berührt werden. 

Hält die Behörde an ihrem Beschluss fest, so fasst der Rat auf einer 
seiner Tagungen, jedoch spätestens zwei Monate, nachdem die Behörde 
den Mitgliedstaat gemäß Unterabsatz 4 unterrichtet hat, mit der Mehr­
heit der abgegebenen Stimmen einen Beschluss, ob der Beschluss der 
Behörde aufrechterhalten wird. 

Fasst der Rat nach Prüfung der Angelegenheit gemäß Unterabsatz 5 
keinen Beschluss, den Beschluss der Behörde aufrechtzuerhalten, so 
erlischt der Beschluss der Behörde. 

(3) Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass ein nach Artikel 18 
Absatz 3 erlassener Beschluss in seine haushaltspolitischen Zuständig­
keiten eingreift, so kann er der Behörde, der Kommission und dem Rat 
innerhalb von drei Arbeitstagen nach der Bekanntgabe des Beschlusses 
der Behörde an die zuständige Behörde mitteilen, dass die zuständige 
Behörde den Beschluss nicht umsetzen wird. 

In seiner Mitteilung erläutert der Mitgliedstaat eindeutig und konkret, 
warum und in welcher Weise der Beschluss in seine haushaltspoliti­
schen Zuständigkeiten eingreift. 

Im Fall einer solchen Mitteilung wird der Beschluss der Behörde aus­
gesetzt. 

Der Rat beruft innerhalb von zehn Arbeitstagen eine Tagung ein und 
fasst mit der einfachen Mehrheit seiner Mitglieder einen Beschluss, ob 
der Beschluss der Behörde aufgehoben wird. 

Fasst der Rat nach Erörterung der Angelegenheit gemäß Unterabsatz 4 
keinen Beschluss, den Beschluss der Behörde aufzuheben, so endet die 
Aussetzung des Beschlusses. 

(4) Hat der Rat gemäß Absatz 3 den Beschluss gefasst, den Be­
schluss der Behörde im Zusammenhang mit Artikel 18 Absatz 3 nicht 
aufzuheben, und ist der betreffende Mitgliedstaat weiterhin der Auffas­
sung, dass der Beschluss der Behörde in seine haushaltspolitischen Zu­
ständigkeiten eingreift, so kann dieser Mitgliedstaat der Kommission 
und der Behörde dies mitteilen und den Rat ersuchen, die Angelegenheit 
erneut zu prüfen. Der betreffende Mitgliedstaat begründet seine Ableh­
nung des Beschlusses des Rates eindeutig. 

Innerhalb von vier Wochen nach der Mitteilung gemäß Unterabsatz 1 
bestätigt der Rat seinen ursprünglichen Beschluss oder fasst einen neuen 
Beschluss gemäß Absatz 3. 

Der Rat kann die Frist von vier Wochen um weitere vier Wochen ver­
längern, falls die besonderen Umstände des Falls dies erfordern. 

(5) Jeder Missbrauch dieses Artikels, insbesondere im Zusammen­
hang mit einem Beschluss der Behörde, der keine signifikanten oder 
wesentlichen haushaltspolitischen Auswirkungen hat, ist mit dem Bin­
nenmarkt unvereinbar und verboten. 
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Artikel 39 

Beschlussfassung 

(1) Bevor die Behörde die in dieser Verordnung vorgesehenen Be­
schlüsse erlässt, teilt sie dem benannten Adressaten ihre diesbezügliche 
Absicht mit und setzt eine Frist, innerhalb derer der Adressat zu der 
Angelegenheit Stellung nehmen kann und die der Dringlichkeit, der 
Komplexität und den möglichen Folgen der Angelegenheit in vollem 
Umfang Rechnung trägt. Dies gilt für Empfehlungen gemäß Artikel 17 
Absatz 3 entsprechend. 

(2) Die Beschlüsse der Behörde sind zu begründen. 

(3) Die Adressaten von Beschlüssen der Behörde werden über die im 
Rahmen dieser Verordnung zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe be­
lehrt. 

(4) Hat die Behörde einen Beschluss nach Artikel 18 Absatz 3 oder 
Absatz 4 erlassen, überprüft sie diesen Beschluss in angemessenen Ab­
ständen. 

(5) Die von der Behörde nach den Artikeln 17, 18 oder 19 erlassenen 
Beschlüsse werden unter Nennung der betroffenen zuständigen Behörde 
beziehungsweise des betroffenen Finanzinstituts und unter Angabe ihres 
wesentlichen Inhalts veröffentlicht, es sei denn, dass die Veröffent­
lichung im Widerspruch zu dem legitimen Interesse der Finanzinstitute 
am Schutz ihrer Geschäftsgeheimnisse steht oder das ordnungsgemäße 
Funktionieren und die Integrität der Finanzmärkte oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Union als Ganzes oder in Teilen ernsthaft gefähr­
den könnte. 

KAPITEL III 

ORGANISATION 

ABSCHNITT 1 

Rat der Aufseher 

Artikel 40 

Zusammensetzung 

(1) Der Rat der Aufseher besteht aus 

a) dem nicht stimmberechtigten Vorsitzenden, 

b) dem Leiter der für die Beaufsichtigung von Finanzinstituten zustän­
digen nationalen Behörde jedes Mitgliedstaats, der mindestens zwei­
mal im Jahr persönlich erscheint, 

c) einem nicht stimmberechtigten Vertreter der Kommission, 

d) einem nicht stimmberechtigten Vertreter des ESRB, 

e) je einem nicht stimmberechtigten Vertreter der beiden anderen Eu­
ropäischen Aufsichtsbehörden. 
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(2) Der Rat der Aufseher organisiert regelmäßig und mindestens 
zweimal jährlich Sitzungen mit den Interessengruppen ein. 

(3) Jede zuständige Behörde benennt aus ihren Reihen einen hoch­
rangigen Stellvertreter, der das in Absatz 1 Buchstabe b genannte Mit­
glied des Rates der Aufseher bei Verhinderung vertreten kann. 

(4) In Mitgliedstaaten, in denen mehr als eine Behörde für die Auf­
sicht gemäß dieser Verordnung verantwortlich sind, einigen sich diese 
Behörden auf einen gemeinsamen Vertreter. Muss der Rat der Aufseher 
jedoch einen Punkt erörtern, der nicht in die Zuständigkeit der nationa­
len Behörde fällt, die von dem in Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Mitglied vertreten wird, so kann dieses Mitglied einen nicht stimm­
berechtigten Vertreter der betreffenden nationalen Behörde hinzuziehen. 

(5) Der Rat der Aufseher kann beschließen, Beobachter zuzulassen. 

Der Exekutivdirektor kann ohne Stimmrecht an den Sitzungen des Rates 
der Aufseher teilnehmen. 

Artikel 41 

Interne Ausschüsse und Gremien 

(1) Der Rat der Aufseher kann für bestimmte, ihm zugewiesene Auf­
gaben interne Ausschüsse und Gremien einsetzen und die Delegation 
bestimmter, genau festgelegter Aufgaben und Beschlüsse auf interne 
Ausschüsse und Gremien, den Verwaltungsrat oder den Vorsitzenden 
vorsehen. 

(2) Der Rat der Aufseher beruft für die Zwecke des Artikels 19 ein 
unabhängiges Gremium ein, um eine unparteiische Beilegung der Mei­
nungsverschiedenheit zu erleichtern; dieses Gremium besteht aus dem 
Vorsitzenden und zwei Mitgliedern des Rates der Aufseher, bei denen 
es sich nicht um Vertreter der zuständigen Behörden handelt, zwischen 
denen die Meinungsverschiedenheit besteht und deren Interessen durch 
den Konflikt nicht berührt werden und die keine direkten Verbindungen 
zu den betreffenden zuständigen Behörden haben. 

(3) Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 schlägt das Gremium dem 
Rat der Aufseher einen Beschluss zur endgültigen Annahme nach dem 
Verfahren gemäß Artikel 44 Absatz 1 Unterabsatz 3 vor. 

(4) Der Rat der Aufseher gibt dem in Absatz 2 genannten Gremium 
eine Geschäftsordnung. 

Artikel 42 

Unabhängigkeit 

Bei der Wahrnehmung der ihnen durch diese Verordnung übertragenen 
Aufgaben handeln der Vorsitzende und die stimmberechtigten Mitglie­
der des Rates der Aufseher unabhängig und objektiv im alleinigen 
Interesse der Union als Ganzes und dürfen von Organen oder Einrich­
tungen der Union, von der Regierung eines Mitgliedstaats oder von 
öffentlichen oder privaten Stellen keine Weisungen anfordern oder ent­
gegennehmen. 

Weder die Mitgliedstaaten noch die Organe oder Einrichtungen der 
Union noch andere öffentliche oder private Stellen versuchen, die Mit­
glieder des Rates der Aufseher bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu 
beeinflussen. 
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Artikel 43 

Aufgaben 

(1) Der Rat der Aufseher gibt die Leitlinien für die Arbeiten der 
Behörde vor und erlässt die in Kapitel II genannten Beschlüsse. 

(2) Der Rat der Aufseher gibt die in Kapitel II genannten Stellung­
nahmen und Empfehlungen ab, erlässt die dort genannten Beschlüsse 
und erteilt die dort genannten Ratschläge. 

(3) Der Rat der Aufseher ernennt den Vorsitzenden. 

(4) Der Rat der Aufseher legt vor dem 30. September jedes Jahres 
auf Vorschlag des Verwaltungsrats das Arbeitsprogramm der Behörde 
für das darauffolgende Jahr fest und übermittelt es zur Kenntnisnahme 
dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission. 

Das Arbeitsprogramm wird unbeschadet des jährlichen Haushaltsverfah­
rens angenommen und öffentlich bekannt gemacht. 

(5) Der Rat der Aufseher beschließt auf der Grundlage des in Arti­
kel 53 Absatz 7 genannten Entwurfs und auf Vorschlag des Verwal­
tungsrats den Jahresbericht über die Tätigkeiten der Behörde, einschließ­
lich über die Ausführung der Aufgaben des Vorsitzenden, und über­
mittelt diesen Bericht bis zum 15. Juni jedes Jahres dem Europäischen 
Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Rechnungshof und dem 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss. Der Bericht wird ver­
öffentlicht. 

(6) Der Rat der Aufseher beschließt das mehrjährige Arbeitspro­
gramm der Behörde und übermittelt es zur Kenntnisnahme dem Euro­
päischen Parlament, dem Rat und der Kommission. 

Das mehrjährige Arbeitsprogramm wird unbeschadet des jährlichen 
Haushaltsverfahrens angenommen und öffentlich bekannt gemacht. 

(7) Der Rat der Aufseher erlässt gemäß Artikel 63 den Haushalts­
plan. 

(8) Der Rat der Aufseher hat die Disziplinargewalt über den Vor­
sitzenden und den Exekutivdirektor und kann diese gemäß Artikel 48 
Absatz 5 beziehungsweise Artikel 51 Absatz 5 ihres Amtes entheben. 

Artikel 44 

Beschlussfassung 

(1) Der Rat der Aufseher trifft seine Beschlüsse mit einfacher Mehr­
heit. Jedes Mitglied verfügt über eine Stimme. 

In Bezug auf die in den Artikeln 10 bis 16 genannten Rechtsakte und 
die gemäß Artikel 9 Absatz 5 Unterabsatz 3 und Kapitel VI erlassenen 
Maßnahmen und Beschlüsse trifft der Rat der Aufseher abweichend von 
Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes seine Beschlüsse mit qualifi­
zierter Mehrheit seiner Mitglieder im Sinne des Artikels 16 Absatz 4 des 
Vertrags über die Europäische Union und des Artikels 3 des Protokolls 
(Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen. 
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In Bezug auf Beschlüsse nach Artikel 19 Absatz 3 gilt für Beschlüsse 
der Gruppenaufsicht der von dem Gremium vorgeschlagene Beschluss 
als angenommen, wenn er mit einfacher Mehrheit gebilligt wird, es sei 
denn, er wird von Mitgliedern, die eine Sperrminorität gemäß Artikel 16 
Absatz 4 des Vertrags über die Europäische Union und gemäß Artikel 3 
des Protokolls (Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen bilden, abge­
lehnt. 

Bei allen anderen Beschlüssen nach Artikel 19 Absatz 3 wird der von 
dem Gremium vorgeschlagene Beschluss mit einfacher Mehrheit der 
Mitglieder des Rates der Aufseher angenommen. Jedes Mitglied verfügt 
über eine Stimme. 

(2) Die Sitzungen des Rates der Aufseher werden vom Vorsitzenden 
von Amts wegen oder auf Antrag eines Drittels der Mitglieder einberu­
fen; der Vorsitzende leitet die Sitzungen. 

(3) Der Rat der Aufseher gibt sich eine Geschäftsordnung und ver­
öffentlicht diese. 

(4) Die Geschäftsordnung legt die Abstimmungsmodalitäten im Ein­
zelnen fest und enthält, soweit dies angebracht ist, Bestimmungen zur 
Beschlussfähigkeit. Mit Ausnahme des Vorsitzenden und des Exekutiv­
direktors nehmen weder die nicht stimmberechtigten Mitglieder noch die 
Beobachter an Beratungen des Rates der Aufseher über einzelne Finanz­
institute teil, es sei denn, Artikel 75 Absatz 3 oder die in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsakte sehen etwas anderes vor. 

ABSCHNITT 2 

Verwaltungsrat 

Artikel 45 

Zusammensetzung 

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich aus dem Vorsitzenden und sechs 
weiteren Mitgliedern zusammen, die von den stimmberechtigten Mit­
gliedern des Rates der Aufseher und aus ihrem Kreis gewählt werden. 

Mit Ausnahme des Vorsitzenden hat jedes Mitglied des Verwaltungsrats 
einen Stellvertreter, der es bei Verhinderung vertreten kann. 

Die Amtszeit der vom Rat der Aufseher gewählten Mitglieder beträgt 
zweieinhalb Jahre. Die Amtszeit kann einmal verlängert werden. Die 
Zusammensetzung des Verwaltungsrats muss ausgewogen und verhält­
nismäßig sein und die Union als Ganzes widerspiegeln. Die Mandate 
überschneiden sich, und es gilt eine angemessene Rotationsregelung. 

(2) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden mit einfacher Mehr­
heit der anwesenden Mitglieder gefasst. Jedes Mitglied verfügt über eine 
Stimme. 

Der Exekutivdirektor und ein Vertreter der Kommission nehmen ohne 
Stimmrecht an den Sitzungen des Verwaltungsrats teil. 

Der Vertreter der Kommission ist in den in Artikel 63 genannten Fragen 
stimmberechtigt. 

Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung und veröffentlicht 
diese. 
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(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden vom Vorsitzenden 
von Amts wegen oder auf Ersuchen von mindestens einem Drittel seiner 
Mitglieder einberufen; der Vorsitzende leitet die Sitzungen. 

Der Verwaltungsrat tritt vor jeder Sitzung des Rates der Aufseher und 
so oft der Verwaltungsrat es für notwendig hält zusammen. Er tritt 
mindestens fünfmal jährlich zusammen. 

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrats können vorbehaltlich der Ge­
schäftsordnung von Beratern oder Sachverständigen unterstützt werden. 
Die nicht stimmberechtigten Mitglieder mit Ausnahme des Exekutivdi­
rektors nehmen nicht an Beratungen des Verwaltungsrats über einzelne 
Finanzinstitute teil. 

Artikel 46 

Unabhängigkeit 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats handeln unabhängig und objektiv 
im alleinigen Interesse der Union als Ganzes und dürfen von Organen 
oder Einrichtungen der Union, von der Regierung eines Mitgliedstaats 
oder von öffentlichen oder privaten Stellen weder Weisungen anfordern 
noch entgegennehmen. 

Weder die Mitgliedstaaten, Organe oder Einrichtungen der Union noch 
andere öffentliche oder private Stellen versuchen, die Mitglieder des 
Verwaltungsrats bei der Erledigung ihrer Aufgaben zu beeinflussen. 

Artikel 47 

Aufgaben 

(1) Der Verwaltungsrat gewährleistet, dass die Behörde ihren Auftrag 
ausführt und die ihr durch diese Verordnung zugewiesenen Aufgaben 
wahrnimmt. 

(2) Der Verwaltungsrat schlägt dem Rat der Aufseher das Jahres- und 
das mehrjährige Arbeitsprogramm zur Annahme vor. 

(3) Der Verwaltungsrat übt seine Haushaltsbefugnisse nach Maßgabe 
der Artikel 63 und 64 aus. 

(4) Der Verwaltungsrat nimmt die Personalplanung der Behörde an 
und erlässt gemäß Artikel 68 Absatz 2 die nach dem Statut der Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften (im Folgenden „Statut“) notwendigen 
Durchführungsbestimmungen. 

(5) Der Verwaltungsrat erlässt gemäß Artikel 72 die besonderen Be­
stimmungen über das Recht auf Zugang zu den Dokumenten der Be­
hörde. 

(6) Der Verwaltungsrat schlägt dem Rat der Aufseher auf der Grund­
lage des Berichtsentwurfs gemäß Artikel 53 Absatz 7 einen Jahres­
bericht über die Tätigkeiten der Behörde, einschließlich über die Auf­
gaben des Vorsitzenden, zur Billigung vor. 

(7) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung und ver­
öffentlicht diese. 

(8) Der Verwaltungsrat bestellt und entlässt die Mitglieder des Be­
schwerdeausschusses gemäß Artikel 58 Absätze 3 und 5. 
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ABSCHNITT 3 

Vorsitzender 

Artikel 48 

Ernennung und Aufgaben 

(1) Die Behörde wird durch einen Vorsitzenden vertreten, der dieses 
Amt unabhängig und als Vollzeitbeschäftigter wahrnimmt. 

Der Vorsitzende bereitet die Arbeiten des Rates der Aufseher vor und 
leitet die Sitzungen des Rates der Aufseher und des Verwaltungsrats. 

(2) Der Vorsitzende wird vom Rat der Aufseher im Anschluss an ein 
offenes Auswahlverfahren aufgrund seiner Verdienste, seiner Kompeten­
zen, seiner Kenntnis über Finanzinstitute und -märkte sowie seiner Er­
fahrungen im Bereich Finanzaufsicht und -regulierung ernannt. 

Vor dem Amtsantritt des Kandidaten und innerhalb eines Monats nach 
seiner Auswahl durch den Rat der Aufseher kann das Europäische Par­
lament nach Anhörung des Kandidaten dessen Ernennung widerspre­
chen. 

Der Rat der Aufseher wählt aus den Reihen seiner Mitglieder einen 
Stellvertreter, der bei Abwesenheit des Vorsitzenden dessen Aufgaben 
wahrnimmt. Dieser Stellvertreter wird nicht aus den Mitgliedern des 
Verwaltungsrats gewählt. 

(3) Die Amtszeit des Vorsitzenden beträgt fünf Jahre und kann ein­
mal verlängert werden. 

(4) In den neun Monaten vor Ablauf der fünfjährigen Amtszeit des 
Vorsitzenden beurteilt der Rat der Aufseher 

a) welche Ergebnisse in der ersten Amtszeit erreicht und mit welchen 
Mitteln sie erzielt wurden, 

b) welche Aufgaben und Anforderungen in den folgenden Jahren auf 
die Behörde zukommen. 

Unter Berücksichtigung dieser Beurteilung und vorbehaltlich der Bestä­
tigung durch das Europäische Parlament kann der Rat der Aufseher die 
Amtszeit des Vorsitzenden einmal verlängern. 

(5) Der Vorsitzende kann nur durch das Europäische Parlament im 
Anschluss an einen Beschluss des Rates der Aufseher seines Amtes 
enthoben werden. 

Der Vorsitzende darf den Rat der Aufseher nicht daran hindern, ihn 
betreffende Angelegenheiten, insbesondere die Notwendigkeit seiner 
Abberufung, zu erörtern, und nimmt an derartigen Beratungen nicht teil. 

Artikel 49 

Unabhängigkeit 

Unbeschadet der Rolle, die der Rat der Aufseher im Zusammenhang mit 
den Aufgaben des Vorsitzenden spielt, darf der Vorsitzende von den 
Organen oder Einrichtungen der Union, von der Regierung eines Mit­
gliedstaats oder von anderen öffentlichen oder privaten Stellen keine 
Weisungen anfordern oder entgegennehmen. 

Weder die Mitgliedstaaten noch die Organe oder Einrichtungen der 
Union noch andere öffentliche oder private Stellen versuchen, den Vor­
sitzenden bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zu beeinflussen. 
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Gemäß dem in Artikel 68 genannten Statut ist der Vorsitzende nach 
dem Ausscheiden aus dem Dienst verpflichtet, bei der Annahme gewis­
ser Tätigkeiten oder Vorteile ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. 

Artikel 50 

Bericht 

(1) Das Europäische Parlament und der Rat können den Vorsitzenden 
oder seinen Stellvertreter unter uneingeschränkter Achtung ihrer Un­
abhängigkeit auffordern, eine Erklärung abzugeben. Der Vorsitzende 
gibt vor dem Europäischen Parlament eine Erklärung ab und stellt 
sich den Fragen seiner Mitglieder, wenn hierum ersucht wird, 

(2) Der Vorsitzende legt dem Europäischen Parlament einen schrift­
lichen Bericht über die wichtigsten Tätigkeiten der Behörde, wenn er 
dazu aufgefordert wird und spätestens 15 Tage vor Abgabe der in Ab­
satz 1 genannten Erklärung. 

(3) Neben den in den Artikeln 11 bis 18 sowie den Artikeln 20 und 
33 genannten Informationen enthält der Bericht auch sämtliche relevan­
ten Informationen, die vom Europäischen Parlament ad hoc angefordert 
werden. 

ABSCHNITT 4 

Exekutivdirektor 

Artikel 51 

Ernennung 

(1) Die Behörde wird von einem Exekutivdirektor geleitet, der sein 
Amt unabhängig und als Vollzeitbeschäftigter wahrnimmt. 

(2) Der Exekutivdirektor wird vom Rat der Aufseher im Anschluss 
an ein offenes Auswahlverfahren und nach Bestätigung durch das Eu­
ropäische Parlament auf der Grundlage seiner Verdienste, Fähigkeiten, 
Kenntnis über Finanzinstitute und -märkte sowie seiner Erfahrung im 
Bereich der Finanzaufsicht und -regulierung und seiner Erfahrung als 
Führungskraft ernannt. 

(3) Die Amtszeit des Exekutivdirektors beträgt fünf Jahre und kann 
einmal verlängert werden. 

(4) In den neun Monaten vor Ende der Amtszeit des Exekutivdirek­
tors beurteilt der Rat der Aufseher insbesondere, 

a) welche Ergebnisse in der ersten Amtszeit erreicht und mit welchen 
Mitteln sie erzielt wurden, 

b) welche Aufgaben und Anforderungen in den folgenden Jahren auf 
die Behörde zukommen. 

Der Rat der Aufseher kann die Amtszeit des Exekutivdirektors unter 
Berücksichtigung der in Unterabsatz 1 genannten Beurteilung einmal 
verlängern. 

(5) Der Exekutivdirektor kann seines Amtes nur durch einen Be­
schluss des Rates der Aufseher enthoben werden. 
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Artikel 52 

Unabhängigkeit 

Unbeschadet der Rolle, die der Verwaltungsrat und der Rat der Auf­
seher im Zusammenhang mit den Aufgaben des Exekutivdirektors spie­
len, darf der Exekutivdirektor von Organen der Einrichtungen der 
Union, von der Regierung eines Mitgliedstaats und von anderen öffent­
lichen oder privaten Stellen Weisungen weder anfordern noch entgegen­
nehmen. 

Weder die Mitgliedstaaten noch die Organe oder Einrichtungen der 
Union noch andere öffentliche oder private Einrichtungen versuchen, 
den Exekutivdirektor bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zu beein­
flussen. 

Gemäß dem in Artikel 68 genannten Statut ist der Exekutivdirektor nach 
dem Ausscheiden aus dem Dienst verpflichtet, bei der Annahme gewis­
ser Tätigkeiten oder Vorteile ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. 

Artikel 53 

Aufgaben 

(1) Der Exekutivdirektor ist für die Leitung der Behörde verantwort­
lich und bereitet die Arbeiten des Verwaltungsrats vor. 

(2) Der Exekutivdirektor ist für die Durchführung des Jahresarbeits­
programms der Behörde verantwortlich, wobei der Rat der Aufseher 
eine Beratungs- und Lenkungsfunktion übernimmt und der Verwal­
tungsrat die administrative Kontrolle ausübt. 

(3) Der Exekutivdirektor trifft alle erforderlichen Maßnahmen und 
erlässt insbesondere interne Verwaltungsanweisungen und veröffentlicht 
Mitteilungen, um das Funktionieren der Behörde gemäß dieser Verord­
nung zu gewährleisten. 

(4) Der Exekutivdirektor erstellt das in Artikel 47 Absatz 2 genannte 
mehrjährige Arbeitsprogramm. 

(5) Der Exekutivdirektor erstellt jedes Jahr bis zum 30. Juni das in 
Artikel 47 Absatz 2 genannte Arbeitsprogramm für das folgende Jahr. 

(6) Der Exekutivdirektor erstellt einen Vorentwurf des Haushalts­
plans der Behörde gemäß Artikel 63 und führt den Haushaltsplan der 
Behörde gemäß Artikel 64 aus. 

(7) Der Exekutivdirektor erstellt alljährlich einen Berichtsentwurf, der 
einen Abschnitt über die Regulierungs- und Aufsichtstätigkeiten der 
Behörde und einen Abschnitt über finanzielle und administrative Ange­
legenheiten enthält. 

(8) Der Exekutivdirektor übt gegenüber dem Personal der Behörde 
die in Artikel 68 niedergelegten Befugnisse aus und regelt Personal­
angelegenheiten. 
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KAPITEL IV 

GEMEINSAME GREMIEN DER EUROPÄISCHEN AUFSICHTSBEHÖR­
DEN 

ABSCHNITT 1 

Gemeinsamer Ausschuss der Europäischen Aufsichtsbehörden 

Artikel 54 

Einrichtung 

(1) Hiermit wird der Gemeinsame Ausschuss der Europäischen Auf­
sichtsbehörden errichtet. 

(2) Der Gemeinsame Ausschuss dient als Forum für die regelmäßige 
und enge Zusammenarbeit mit der Europäischen Aufsichtsbehörde (Eu­
ropäische Bankenaufsichtsbehörde) und der Europäischen Aufsichts­
behörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) und ge­
währleistet eine sektorübergreifende Abstimmung mit diesen, insbeson­
dere in Bezug auf: 

— Finanzkonglomerate; 

— Rechnungslegung und Rechnungsprüfung; 

— mikroprudentielle Analysen sektorübergreifender Entwicklungen, Ri­
siken und Schwachstellen für die Finanzstabilität; 

— Anlageprodukte für Kleinanleger; 

— Maßnahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche und 

— Informationsaustausch mit dem ESRB sowie Ausbau der Verbindun­
gen zwischen dem ESRB und den ESA. 

(3) Der Gemeinsame Ausschuss verfügt über eigenes Personal, das 
von den ESA bereitgestellt wird und das die Aufgaben eines Sekretariats 
wahrnimmt. Die Behörde stellt angemessene Ressourcen für die Aus­
gaben für Verwaltungs-, Infrastruktur- und Betriebsaufwendungen bereit. 

(4) Ist ein Finanzinstitut sektorübergreifend tätig, so regelt der Ge­
meinsame Ausschuss Meinungsverschiedenheiten gemäß Artikel 56. 

Artikel 55 

Zusammensetzung 

(1) Der Gemeinsame Ausschuss setzt sich aus den Vorsitzenden der 
ESA sowie gegebenenfalls dem Vorsitzenden jedes gemäß Artikel 57 
eingerichteten Unterausschusses zusammen. 

(2) Der Exekutivdirektor, ein Vertreter der Kommission und der 
ESRB werden zu den Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses und 
den Sitzungen der in Artikel 57 genannten Unterausschüsse als Be­
obachter geladen. 

(3) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Ausschusses wird unter jähr­
licher Rotation aus den Reihen der Vorsitzenden der ESA ernannt. Der 
Vorsitzende des Gemeinsamen Ausschusses ist ein stellvertretender Vor­
sitzender des ESRB. 

(4) Der Gemeinsame Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung und 
veröffentlicht diese. Darin können weitere Teilnehmer der Sitzungen des 
Gemeinsamen Ausschusses bestimmt werden. 

Der Gemeinsame Ausschuss tritt mindestens einmal alle zwei Monate 
zusammen. 
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Artikel 56 

Gemeinsame Positionen und gemeinsame Maßnahmen 

Die Behörde führt im Rahmen ihrer Aufgaben nach Kapitel II und — 
sofern einschlägig — insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung der 
Richtlinie 2002/87/EG gemeinsame Positionen mit der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) und der Euro­
päischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktauf­
sichtsbehörde) herbei. 

Maßnahmen gemäß den Artikeln 10 bis 15, 17, 18 oder 19 dieser 
Verordnung in Bezug auf die Anwendung der Richtlinie 2002/87/EG 
und anderer in Artikel 1 Absatz 2 genannter Rechtsakte der Union, die 
auch in den Zuständigkeitsbereich der Europäischen Aufsichtsbehörde 
(Europäische Bankenaufsichtsbehörde) oder der Europäischen Aufsichts­
behörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) fallen, 
werden von der Behörde, der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Bankenaufsichtsbehörde) und der Europäischen Aufsichtsbehörde 
(Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), sofern an­
gebracht, parallel angenommen. 

Artikel 57 

Unterausschüsse 

(1) Für die Zwecke des Artikels 56 wird innerhalb des Gemeinsamen 
Ausschusses ein Unterausschuss für Finanzkonglomerate eingerichtet. 

(2) Der Unterausschuss setzt sich aus den in Artikel 55 Absatz 1 
genannten Personen und einem hochrangigen Vertreter des Personals 
der betreffenden zuständigen Behörde jedes Mitgliedstaats zusammen. 

(3) Der Unterausschuss wählt aus seinen Mitgliedern einen Vorsit­
zenden, der auch Mitglied des Gemeinsamen Ausschusses ist. 

(4) Der Gemeinsame Ausschuss kann weitere Unterausschüsse ein­
richten. 

ABSCHNITT 2 

Beschwerdeausschuss 

Artikel 58 

Zusammensetzung und Arbeitsweise 

(1) Der Beschwerdeausschuss ist ein gemeinsames Gremium der 
ESA. 

(2) Der Beschwerdeausschuss besteht aus sechs Mitgliedern und 
sechs stellvertretenden Mitgliedern, die einen ausgezeichneten Ruf ge­
nießen und nachweislich über einschlägige Kenntnisse und berufliche — 
einschließlich aufsichtliche — Erfahrungen auf ausreichend hoher Ebene 
in den Sektoren Banken, Versicherungen, betriebliche Altersversorgung 
und Wertpapiere oder andere Finanzdienstleistungen verfügen und nicht 
zum aktuellen Personal der zuständigen Behörden oder anderer nationa­
ler Einrichtungen oder Einrichtungen der Union gehören, die an den 
Tätigkeiten der Behörde beteiligt sind. Der Beschwerdeausschuss 
muss über ausreichende Rechtskenntnisse verfügen, um die Behörde 
bei der Ausübung ihrer Befugnisse sachkundig rechtlich beraten zu 
können. 

Der Beschwerdeausschuss ernennt seinen Vorsitzenden. 

▼B 

2010R1094 — DE — 23.05.2014 — 001.001 — 58



 

(3) Zwei Mitglieder des Beschwerdeausschusses und zwei stellver­
tretende Mitglieder werden vom Verwaltungsrat der Behörde aus einer 
Auswahlliste ernannt, die die Kommission im Anschluss an eine öffent­
liche Aufforderung zur Interessenbekundung, die im Amtsblatt der Eu­
ropäischen Union veröffentlicht wird, und nach Anhörung des Rates der 
Aufseher vorschlägt. 

Die anderen Mitglieder werden gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 und der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 ernannt. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Beschwerdeausschusses beträgt 
fünf Jahre. Diese Amtszeit kann einmal verlängert werden. 

(5) Ein vom Verwaltungsrat der Behörde ernanntes Mitglied des Be­
schwerdeausschusses kann während seiner Amtszeit nur dann seines 
Amtes enthoben werden, wenn es sich eines schweren Fehlverhaltens 
schuldig gemacht hat und der Verwaltungsrat nach Anhörung des Rates 
der Aufseher einen entsprechenden Beschluss gefasst hat. 

(6) Die Beschlüsse des Beschwerdeausschusses werden mit einer 
Mehrheit von mindestens vier der sechs Mitglieder gefasst. Fällt der 
angefochtene Beschluss in den Geltungsbereich dieser Verordnung, so 
muss die Beschlussmehrheit mindestens eines der beiden von der Be­
hörde ernannten Mitglieder des Beschwerdeausschusses umfassen. 

(7) Der Beschwerdeausschuss wird von seinem Vorsitzenden bei Be­
darf einberufen. 

(8) Die ESA gewährleisten, dass der Beschwerdeausschuss durch den 
Gemeinsamen Ausschuss angemessene Unterstützung für die Abwick­
lung der Betriebs- und Sekretariatsgeschäfte erhält. 

Artikel 59 

Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 

(1) Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses sind in ihren Be­
schlüssen unabhängig. Sie sind an keinerlei Weisungen gebunden. Sie 
dürfen keine anderen Aufgaben für die Behörde, den Verwaltungsrat 
oder den Verwaltungsrat oder den Rat der Aufseher wahrnehmen. 

(2) Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses dürfen nicht an einem 
Beschwerdeverfahren mitwirken, wenn dieses Verfahren ihre persönli­
chen Interessen berührt, wenn sie vorher als Vertreter eines Verfahrens­
beteiligten tätig gewesen sind oder wenn sie an dem Beschluss mit­
gewirkt haben, gegen den Beschwerde eingelegt wurde. 

(3) Ist ein Mitglied des Beschwerdeausschusses aus einem der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Gründe oder aus einem sonstigen Grund 
der Ansicht, dass ein anderes Mitglied nicht an einem Beschwerdever­
fahren mitwirken sollte, so teilt es dies dem Beschwerdeausschuss mit. 

(4) Jeder am Beschwerdeverfahren Beteiligte kann die Mitwirkung 
eines Mitglieds des Beschwerdeausschusses aus einem der in den Ab­
sätzen 1 und 2 genannten Gründe oder wegen des Verdachts der Be­
fangenheit ablehnen. 

Eine Ablehnung aufgrund der Staatsangehörigkeit eines Mitglieds ist 
ebenso unzulässig wie eine Ablehnung in dem Fall, dass der am Be­
schwerdeverfahren Beteiligte eine Verfahrenshandlung vorgenommen 
hat, ohne die Zusammensetzung des Beschwerdeausschusses abzuleh­
nen, obwohl er den Ablehnungsgrund kannte. 
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(5) Der Beschwerdeausschuss beschließt über das Vorgehen in den in 
den Absätzen 1 und 2 genannten Fällen ohne Mitwirkung des betroffe­
nen Mitglieds. 

Das betroffene Mitglied wird bei diesem Beschluss durch seinen Stell­
vertreter im Beschwerdeausschuss vertreten. Befindet sich der Stellver­
treter in einer ähnlichen Situation, so benennt der Vorsitzende eine 
Person aus dem Kreis der verfügbaren Stellvertreter. 

(6) Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses verpflichten sich, un­
abhängig und im öffentlichen Interesse zu handeln. 

Zu diesem Zweck geben sie eine Verpflichtungserklärung sowie eine 
Interessenerklärung ab, aus der hervorgeht, dass entweder keinerlei In­
teressen bestehen, die als ihre Unabhängigkeit beeinträchtigend angese­
hen werden können, oder dass keine mittelbaren oder unmittelbaren 
Interessen vorhanden sind, die als ihre Unabhängigkeit beeinträchtigend 
angesehen werden könnten. 

Diese Erklärungen werden jedes Jahr schriftlich abgegeben und öffent­
lich bekannt gemacht. 

KAPITEL V 

RECHTSBEHELF 

Artikel 60 

Beschwerden 

(1) Eine natürliche oder juristische Person, einschließlich der zustän­
digen Behörden, kann gegen einen gemäß den Artikeln 17, 18 und 19 
getroffenen Beschluss der Behörde, gegen jeden anderen von der Be­
hörde gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Rechtsakten der 
Union getroffenen, an sie gerichteten Beschluss sowie gegen Be­
schlüsse, die an eine andere Person gerichtet sind, sie aber unmittelbar 
und individuell betreffen, Beschwerde einlegen. 

(2) Die Beschwerde ist samt Begründung innerhalb von zwei Mona­
ten nach dem Tag der Bekanntgabe des Beschlusses an die betreffenden 
Person oder, sofern eine Bekanntgabe nicht erfolgt ist, innerhalb von 
zwei Monaten ab dem Tag, an dem die Behörde ihren Beschluss ver­
öffentlicht hat, schriftlich bei der Behörde einzulegen. 

Der Beschwerdeausschuss beschließt über Beschwerden innerhalb von 
zwei Monaten nach deren Einreichung. 

(3) Eine Beschwerde nach Absatz 1 hat keine aufschiebende Wir­
kung. 

Der Beschwerdeausschuss kann jedoch den Vollzug des angefochtenen 
Beschlusses aussetzen, wenn die Umstände dies nach seiner Auffassung 
erfordern. 

(4) Ist die Beschwerde zulässig, so prüft der Beschwerdeausschuss, 
ob sie begründet ist. Er fordert die am Beschwerdeverfahren Beteiligten 
auf, innerhalb bestimmter Fristen eine Stellungnahme zu den von ihm 
selbst abgegebenen Mitteilungen oder zu den Schriftsätzen der anderen 
am Beschwerdeverfahren Beteiligten einzureichen. Die am Beschwerde­
verfahren Beteiligten haben das Recht, mündliche Erklärungen abzuge­
ben. 

(5) Der Beschwerdeausschuss kann entweder den Beschluss der zu­
ständigen Stelle der Behörde bestätigen oder die Angelegenheit an die 
zuständige Stelle der Behörde zurückverweisen. Diese Stelle ist an den 
Beschluss des Beschwerdeausschusses gebunden und trifft einen geän­
derten Beschluss zu der betreffenden Angelegenheit. 
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(6) Der Beschwerdeausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung und 
veröffentlicht diese. 

(7) Die Beschlüsse en des Beschwerdeausschusses werden begründet 
und von der Behörde veröffentlicht. 

Artikel 61 

Klagen vor dem Gerichtshof der Europäischen Union 

(1) Im Einklang mit Artikel 263 AEUV kann vor dem Gerichtshof 
der Europäischen Union Klage gegen einen Beschluss des Beschwerde­
ausschusses oder, in Fällen, in denen kein Rechtsbehelf beim Beschwer­
deausschuss möglich ist, der Behörde erhoben werden. 

(2) Im Einklang mit Artikel 263 AEUV können die Mitgliedstaaten 
und die Organe der Union sowie jede natürliche oder juristische Person 
Klage vor dem Gerichtshof der Europäischen Union gegen Beschlüsse 
der Behörde erheben. 

(3) Nimmt die Behörde trotz der Verpflichtung, tätig zu werden, 
keinen Beschluss an, so kann vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Union eine Untätigkeitsklage nach Artikel 265 AEUV erhoben werden. 

(4) Die Behörde muss die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um 
dem Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union nachzukommen. 

KAPITEL VI 

FINANZVORSCHRIFTEN 

Artikel 62 

Haushalt der Behörde 

(1) Die Einnahmen der Behörde, einer europäischen Einrichtung ge­
mäß Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des 
Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamt­
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften ( 1 ) (im Folgenden 
„Haushaltsordnung“), bestehen insbesondere aus einer Kombination 
der folgenden Einnahmen: 

a) Pflichtbeiträge der nationalen Behörden, die für die Aufsicht über 
Finanzinstitute zuständig sind, die gemäß einer Formel geleistet wer­
den, die auf der Stimmengewichtung nach Artikel 3 Absatz 3 des 
Protokolls (Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen beruht. Für die 
Zwecke dieses Artikels gilt Artikel 3 Absatz 3 des Protokolls (Nr. 36) 
über die Übergangsbestimmungen über den darin festgelegten Stich­
tag 31. Oktober 2014 hinaus; 

b) Zuschuss der Union aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Union (Einzelplan Kommission); 

c) Gebühren, die in den in den einschlägigen Instrumenten des Unions­
rechts beschriebenen Fällen an die Behörde gezahlt werden. 

(2) Die Ausgaben der Behörde umfassen zumindest die Personalauf­
wendungen, Entgelte, die Verwaltungs- und Infrastrukturausgaben, die 
Ausgaben für berufliche Fortbildung und die Betriebskosten. 
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(3) Einnahmen und Ausgaben müssen ausgeglichen sein. 

(4) Alle Einnahmen und Ausgaben der Behörde sind Gegenstand von 
Vorausschätzungen für jedes Haushaltsjahr und werden im Haushalts­
plan der Behörde ausgewiesen; das Haushaltsjahr fällt mit dem Kalen­
derjahr zusammen. 

Artikel 63 

Aufstellung des Haushaltsplans 

(1) Der Exekutivdirektor erstellt spätestens zum 15. Februar jeden 
Jahres einen Entwurf des Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben 
der Behörde für das nachfolgende Haushaltsjahr und übermittelt ihn 
dem Verwaltungsrat und dem Rat der Aufseher zusammen mit dem 
Stellenplan. Der Rat der Aufseher stellt auf der Grundlage des vom 
Verwaltungsrat genehmigten Entwurfs des Voranschlags des Exekutiv­
direktors jedes Jahr einen Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben 
der Behörde für das nachfolgende Haushaltsjahr auf. Dieser Vor­
anschlag, der auch einen Entwurf des Stellenplans umfasst, wird der 
Kommission bis zum 31. März vom Rat der Aufseher zugeleitet. Vor 
Annahme des Voranschlags wird der vom Exekutivdirektor erstellte 
Entwurf vom Verwaltungsrat genehmigt. 

(2) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusammen mit dem 
Entwurf des Haushaltsplans der Europäischen Union dem Europäischen 
Parlament und dem Rat (im Folgenden zusammen „Haushaltsbehörde“). 

(3) Die Kommission stellt auf der Grundlage des Voranschlags die 
mit Blick auf den Stellenplan für erforderlich erachteten Mittel und den 
Betrag des aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union ge­
mäß Artikel 313 und 314 AEUV zu zahlenden Zuschusses in den Ent­
wurf des Haushaltsplans der Europäischen Union ein. 

(4) Die Haushaltsbehörde nimmt den Stellenplan der Behörde an. Die 
Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den Zuschuss für die Behörde. 

(5) Der Haushaltsplan der Behörde wird vom Rat der Aufseher er­
lassen. Er wird endgültig, wenn der Gesamthaushaltsplan der Europäi­
schen Union endgültig erlassen ist. Erforderlichenfalls wird er entspre­
chend angepasst. 

(6) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushaltsbehörde unverzüg­
lich über alle von ihm geplanten Vorhaben, die erhebliche finanzielle 
Auswirkungen auf die Finanzierung seines Haushaltsplans haben könn­
ten, insbesondere im Hinblick auf Immobilienvorhaben wie die Anmie­
tung oder den Erwerb von Gebäuden. Er setzt die Kommission von 
diesen Vorhaben in Kenntnis. Beabsichtigt einer der beiden Teile der 
Haushaltsbehörde, eine Stellungnahme abzugeben, so teilt er der Be­
hörde innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt der Informationen über 
das Projekt diese Absicht mit. Bleibt eine Antwort aus, so kann die 
Behörde mit dem geplanten Projekt fortfahren. 

(7) In Bezug auf das am 31. Dezember 2011 endende erste Tätig­
keitsjahr der Behörde unterliegt die Finanzierung der Behörde durch die 
Union einer Einigung der Haushaltsbehörde gemäß Nummer 47 der 
Interinstitutionellen Vereinbarung 2006 über die Haushaltsdisziplin 
und die wirtschaftliche Haushaltsführung. 
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Artikel 64 

Ausführung und Kontrolle des Haushaltsplans 

(1) Der Exekutivdirektor handelt als Anweisungsbefugter und führt 
den Haushaltsplan der Behörde aus. 

(2) Der Rechnungsführer der Behörde übermittelt dem Rechnungsfüh­
rer der Kommission und dem Rechnungshof bis zum 1. März nach Ab­
schluss jedes Haushaltsjahres die vorläufigen Rechnungen unter Beifü­
gung des Berichts über die Haushaltsführung und das Finanzmanagement 
für das abgeschlossene Haushaltsjahr. Ferner übermittelt der Rechnungs­
führer der Behörde den Bericht über die Haushaltsführung und das Fi­
nanzmanagement bis zum 31. März des folgenden Jahres den Mitgliedern 
des Rates der Aufseher, dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

Der Rechnungsführer der Kommission konsolidiert die vorläufigen 
Rechnungen der Organe und dezentralen Einrichtungen gemäß Arti­
kel 128 der Haushaltsordnung. 

(3) Nach Übermittlung der Anmerkungen des Rechnungshofs zu den 
vorläufigen Rechnungen der Behörde gemäß Artikel 129 der Haushalts­
ordnung erstellt der Exekutivdirektor in eigener Verantwortung den 
endgültigen Jahresabschluss der Behörde und übermittelt diesen dem 
Verwaltungsrat zur Stellungnahme. 

(4) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den endgültigen 
Jahresabschlüssen der Behörde ab. 

(5) Der Exekutivdirektor übermittelt den endgültigen Jahresabschluss 
zusammen mit der Stellungnahme des Verwaltungsrates bis zum 1. Juli 
nach Ende des Haushaltsjahres den Mitgliedern des Rates der Aufseher, 
dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und dem Rech­
nungshof. 

(6) Der endgültige Jahresabschluss wird veröffentlicht. 

(7) Der Exekutivdirektor übermittelt dem Rechnungshof bis zum 30. 
September eine Antwort auf seine Bemerkungen. Er übermittelt dem 
Verwaltungsrat und der Kommission auch eine Kopie dieser Antwort. 

(8) Der Exekutivdirektor unterbreitet dem Europäischen Parlament 
auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der Haushaltsordnung 
alle Informationen, die für die ordnungsgemäße Durchführung des Ent­
lastungsverfahrens für das betreffende Haushaltsjahr erforderlich sind. 

(9) Das Europäische Parlament erteilt der Behörde auf Empfehlung 
des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt, bis zum 15. Mai 
des Jahres N + 2 Entlastung für die Ausführung des Haushaltsplans, 
einschließlich der Einnahmen aus dem Gesamthaushaltsplan der Euro­
päischen Union und der zuständigen Behörden, für das Haushaltsjahr N. 
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Artikel 65 

Finanzregelung 

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommission die für 
die Behörde geltende Finanzregelung. Diese Regelung darf von den 
Bestimmungen der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der Kom­
mission vom 19. November 2002 betreffend die Rahmenfinanzregelung 
für Einrichtungen gemäß Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamt­
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften ( 1 ) nur dann abweichen, 
wenn die besonderen Erfordernisse der Arbeitsweise der Behörde dies 
verlangen und sofern die Kommission zuvor ihre Zustimmung erteilt 
hat. 

Artikel 66 

Betrugsbekämpfungsmaßnahmen 

(1) Zur Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechts­
widrigen Handlungen wird die Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 ohne 
Einschränkung auf die Behörde angewendet. 

(2) Die Behörde tritt der Interinstitutionellen Vereinbarung über die 
internen Untersuchungen OLAF bei und erlässt unverzüglich die ent­
sprechenden Vorschriften, die Geltung für sämtliche Mitarbeiter der 
Behörde haben. 

(3) Die Finanzierungsbeschlüsse und Vereinbarungen sowie die da­
ran geknüpften Umsetzungsinstrumente sehen ausdrücklich vor, dass der 
Rechnungshof und bei den Empfängern der von der Behörde ausgezahl­
ten Gelder sowie bei den für die Zuweisung der Gelder Verantwort­
lichen OLAF bei Bedarf Kontrollen vor Ort durchführen können. 

KAPITEL VII 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 67 

Vorrechte und Befreiungen 

Das dem Vertrag über die Europäische Union und dem AEUV bei­
gefügte Protokoll (Nr. 7) über die Vorrechte und Befreiungen der Eu­
ropäischen Union findet auf die Behörde und ihr Personal Anwendung. 

Artikel 68 

Personal 

(1) Für das Personal der Behörde, einschließlich ihres Exekutivdirek­
tors und ihres Vorsitzenden, gelten das Statut und die Beschäftigungs­
bedingungen für die sonstigen Bediensteten sowie die von den Organen 
der Union gemeinsam erlassenen Regelungen für deren Anwendung. 

(2) Der Verwaltungsrat legt im Einvernehmen mit der Kommission 
die erforderlichen Durchführungsbestimmungen gemäß Artikel 110 des 
Statuts fest. 
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(3) Die Behörde übt in Bezug auf ihr Personal die Befugnisse aus, 
die der Anstellungsbehörde durch das Statut und der vertragsschließen­
den Behörde durch die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten übertragen wurden. 

(4) Der Verwaltungsrat erlässt Vorschriften für das Hinzuziehen na­
tionaler Sachverständiger, die von den Mitgliedstaaten zur Behörde ab­
geordnet werden. 

Artikel 69 

Haftung der Behörde 

(1) Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt die Behörde 
durch sie oder ihre Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit ver­
ursachte Schäden nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind. Für Entscheidun­
gen in Schadensersatzstreitigkeiten ist der Gerichtshof der Europäischen 
Union zuständig. 

(2) Für die persönliche finanzielle Haftung und disziplinarische Ver­
antwortung der Bediensteten der Behörde gegenüber der Behörde gelten 
die einschlägigen Regeln für das Personal der Behörde. 

Artikel 70 

Berufsgeheimnis 

(1) Mitglieder des Rates der Aufseher und des Verwaltungsrats, der 
Exekutivdirektor und die Mitglieder des Personals der Behörde, ein­
schließlich der von den Mitgliedstaaten vorübergehend abgeordneten 
Beamten und aller weiteren Personen, die auf vertraglicher Grundlage 
für die Behörde Aufgaben durchführen, unterliegen auch nach Beendi­
gung ihrer Amtstätigkeit den Anforderungen des Berufsgeheimnisses 
gemäß Artikel 339 AEUV und den einschlägigen Bestimmungen des 
Unionsrechts. 

Artikel 16 des Statuts findet auf sie Anwendung. 

Im Einklang mit dem Statut ist das Personal nach dem Ausscheiden aus 
dem Dienst verpflichtet, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder 
Vorteile ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. 

Die Mitgliedstaaten, die Organe oder Einrichtungen der Union sowie 
alle anderen öffentlichen oder privaten Stellen versuchen nicht, die Mit­
glieder des Personals der Behörde bei der Ausübung ihrer Aufgaben zu 
beeinflussen. 

(2) Unbeschadet der Fälle, die unter das Strafrecht fallen, dürfen 
vertrauliche Informationen, die die unter Absatz 1 genannten Personen 
in ihrer beruflichen Eigenschaft erhalten, an keine Person oder Behörde 
weitergegeben werden, es sei denn in zusammengefasster oder aggre­
gierter Form, so dass einzelne Finanzinstitute nicht bestimmbar sind. 

Die Verpflichtung gemäß Absatz 1 und Unterabsatz 1 des vorliegenden 
Absatzes hindert die Behörde und die nationalen Aufsichtsbehörden 
nicht daran, die Informationen für die Durchsetzung der in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsakte und insbesondere für die Verfahren zum 
Erlass von Beschlüssen zu nutzen. 
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(3) Die Absätze 1 und 2 hindern die Behörde nicht daran, im Ein­
klang mit dieser Verordnung und anderen auf Finanzinstitute anwend­
baren Rechtsvorschriften der Union mit nationalen Aufsichtsbehörden 
Informationen auszutauschen. 

Diese Informationen unterliegen den Bedingungen des Berufsgeheim­
nisses gemäß den Absätzen 1 und 2. Die Behörde legt in ihren internen 
Verfahrensvorschriften die praktischen Vorkehrungen für die Anwen­
dung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Geheimhaltungsregelun­
gen fest. 

(4) Die Behörde wendet den Beschluss 2001/844/EG, EGKS, Eura­
tom der Kommission vom 29. November 2001 zur Änderung ihrer 
Geschäftsordnung ( 1 ) an. 

Artikel 71 

Datenschutz 

Diese Verordnung berührt weder die aus der Richtlinie 95/46/EG er­
wachsenden Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Ver­
arbeitung personenbezogener Daten noch die aus der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 erwachsenden Verpflichtungen der Behörde hinsichtlich der 
Verarbeitung personenbezogener Daten bei der Erfüllung ihrer Auf­
gaben. 

Artikel 72 

Zugang zu Dokumenten 

(1) Für die Dokumente, die sich im Besitz der Behörde befinden, gilt 
die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001. 

(2) Der Verwaltungsrat erlässt bis zum 31. Mai 2011 praktische 
Maßnahmen zur Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001. 

(3) Gegen Beschlüsse der Behörde gemäß Artikel 8 der Verord­
nung (EG) Nr. 1049/2001 kann gegebenenfalls nach einer Beschwerde 
beim Beschwerdeausschuss, nach Maßgabe von Artikel 228 beziehungs­
weise 263 AEUV Beschwerde beim Bürgerbeauftragten beziehungs­
weise Klage beim Gerichtshof der Europäischen Union erhoben werden. 

Artikel 73 

Sprachenregelung 

(1) Für die Behörde gilt die Verordnung Nr. 1 des Rates zur Rege­
lung der Sprachenfrage für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ( 2 ). 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt über die interne Sprachenregelung 
der Behörde. 

(3) Die für die Arbeit der Behörde erforderlichen Übersetzungs­
dienste werden vom Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der 
Europäischen Union erbracht. 
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Artikel 74 

Sitzabkommen 

Die notwendigen Vorkehrungen hinsichtlich der Unterbringung der Be­
hörde in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz hat, und hinsichtlich 
der Ausstattung, die von diesem Staat zur Verfügung zu stellen sind, 
sowie die speziellen Vorschriften, die in diesem Sitzstaat für den Exe­
kutivdirektor, die Mitglieder des Verwaltungsrats, das Personal der Be­
hörde und dessen Familienangehörige gelten, werden in einem Sitz­
abkommen festgelegt, das nach Billigung durch den Verwaltungsrat 
zwischen der Behörde und dem betreffenden Mitgliedstaat geschlossen 
wird. 

Der betreffende Mitgliedstaat gewährleistet die bestmöglichen Bedin­
gungen für ein reibungsloses Funktionieren der Behörde, einschließlich 
eines mehrsprachigen und europäisch ausgerichteten schulischen Ange­
bots und geeigneter Verkehrsanbindungen. 

Artikel 75 

Beteiligung von Drittländern 

(1) Die Beteiligung an der Arbeit der Behörde steht Drittländern 
offen, die mit der Union Abkommen geschlossen haben, denen zufolge 
sie das Unionsrecht in den in Artikel 1 Absatz 2 genannten Zuständig­
keitsbereichen der Behörde übernommen haben und anwenden. 

(2) Die Behörde kann mit Drittländern gemäß Absatz 1 zusammen­
arbeiten, die Rechtsvorschriften anwenden, die in den in Artikel 1 Ab­
satz 2 genannten Zuständigkeitsbereichen der Behörde als gleichwertig 
anerkannt wurden, wie in den von der Union gemäß Artikel 216 AEUV 
geschlossenen internationalen Abkommen vorgesehen. 

(3) Nach den einschlägigen Bestimmungen der in den Absätzen 1 
und 2 genannten Abkommen werden insbesondere die Modalitäten für 
Art und Umfang der Beteiligung dieser in Absatz 1 genannten Länder 
an der Arbeit der Behörde und die verfahrenstechnischen Aspekte fest­
gelegt, einschließlich Bestimmungen zu Finanzbeiträgen und Personal. 
Eine Vertretung im Rat der Aufseher mit Beobachterstatus kann vor­
gesehen werden, wobei jedoch sicherzustellen ist, dass diese Länder 
nicht an Beratungen über einzelne Finanzinstitute teilnehmen, es sei 
denn, es besteht ein unmittelbares Interesse. 

KAPITEL VIII 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 76 

Vorbereitende Maßnahmen 

(1) Nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung und vor der Errichtung 
der Behörde bereitet der CEIOPS in enger Zusammenarbeit mit der 
Kommission seine Ersetzung durch die Behörde vor. 

(2) Wenn die Behörde eingerichtet ist, ist die Kommission für die 
administrative Errichtung und die Aufnahme der administrativen Tätig­
keiten der Behörde verantwortlich, bis die Behörde einen Exekutivdi­
rektor ernannt hat. 
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Die Kommission kann zu diesem Zweck einen Beamten benennen, der 
die Aufgaben des Exekutivdirektors übergangsweise wahrnimmt, bis 
dieser nach seiner Ernennung durch den Rat der Aufseher gemäß Ar­
tikel 51 die Amtsgeschäfte aufnimmt. Dieser Zeitraum ist auf die zur 
Ernennung eines Exekutivdirektors der Behörde notwendige Zeit be­
grenzt. 

Der Interims-Exekutivdirektor kann alle Zahlungen genehmigen, für die 
Haushaltsmittel der Behörde zur Verfügung stehen und nachdem die 
Genehmigung des Verwaltungsrats vorliegt, und Verträge schließen, 
einschließlich Arbeitsverträge nach Annahme des Stellenplans der Be­
hörde. 

(3) Die Absätze 1 und 2 berühren nicht die Befugnisse des Rates der 
Aufseher und des Verwaltungsrats. 

(4) Die Behörde wird als Rechtsnachfolgerin des CEIOPS betrachtet. 
Zum Zeitpunkt der Errichtung der Behörde gehen alle Vermögenswerte 
und Verbindlichkeiten sowie alle laufenden Tätigkeiten des CEIOPS 
automatisch auf die Behörde über. CEIOPS erstellt eine Aufstellung 
seiner Vermögenswerte und Verbindlichkeiten zum Zeitpunkt des Über­
gangs. Diese Aufstellung wird von CEIOPS und von der Kommission 
geprüft und genehmigt. 

Artikel 77 

Übergangsbestimmungen für das Personal 

(1) Abweichend von Artikel 68 laufen sämtliche Arbeitsverträge und 
Abordnungsvereinbarungen, die von CEIOPS oder dessen Sekretariat 
abgeschlossen wurden und am 1. Januar 2011 gültig sind, bis zum 
Vertragsende. Sie können nicht verlängert werden. 

(2) Personalmitgliedern mit einem unter Absatz 1 genannten Arbeits­
vertrag wird der Abschluss eines Vertrags als Bediensteter auf Zeit im 
Sinne von Artikel 2 Buchstabe a der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten in einem im Stellenplan der Behörde beschrie­
benen Dienstgrad angeboten. 

Nach Inkrafttreten dieser Verordnung richtet die zum Abschluss von 
Verträgen ermächtigte Behörde ein internes Auswahlverfahren für Per­
sonalmitglieder aus, die einen Vertrag mit dem CEIOPS oder dessen 
Sekretariat abgeschlossen haben, um Fähigkeiten, Effizienz und Integri­
tät der Personen zu prüfen, die eingestellt werden sollen. Im Rahmen 
des internen Auswahlverfahrens werden die durch die Leistungen des 
Einzelnen vor der Einstellung erwiesenen Fähigkeiten und Erfahrungen 
umfassend berücksichtigt. 

(3) Je nach Art und Niveau der wahrzunehmenden Aufgaben wird 
den erfolgreichen Bewerbern ein Vertrag als Bediensteter auf Zeit an­
geboten, dessen Laufzeit mindestens genauso lang ist wie die noch 
verbleibende Laufzeit des vorherigen Vertrags. 

(4) Für Personalmitglieder mit früheren Verträgen, die beschließen, 
sich nicht für einen Vertrag als Bediensteter auf Zeit zu bewerben, oder 
denen kein Vertrag als Bediensteter auf Zeit gemäß Absatz 2 angeboten 
wird, gelten weiterhin das einschlägige nationale Recht, das auf Arbeits­
verträge anwendbar ist, sowie andere einschlägige Instrumente. 
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Artikel 78 

Nationale Vorkehrungen 

Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Vorkehrungen, um die wirk­
same Anwendung dieser Verordnung zu gewährleisten. 

Artikel 79 

Änderungen 

Der Beschluss Nr. 716/2009/EG wird insoweit geändert, als der CEI­
OPS von der Liste der Begünstigten in Abschnitt B des Anhangs des 
Beschlusses gestrichen wird. 

Artikel 80 

Aufhebung 

Der Beschluss 2009/79/EG zur Einsetzung des CEIOPS wird mit Wir­
kung vom 1. Januar 2011 aufgehoben. 

Artikel 81 

Überprüfung 

(1) Die Kommission veröffentlicht bis zum 2. Januar 2014 und da­
nach alle drei Jahre einen allgemeinen Bericht über die Erfahrungen aus 
den Tätigkeiten der Behörde und über die in dieser Verordnung fest­
gelegten Verfahren. In diesem Bericht wird unter anderem Folgendes 
bewertet: 

a) die Angleichung, die von den zuständigen Behörden in Bezug auf 
die angewandten Aufsichtspraktiken erreicht wurde; 

i) das Maß der Angleichung bei der funktionellen Unabhängigkeit 
der zuständigen Behörden und bei Standards, die Regeln der 
guten Unternehmensführung gleichwertig sind; 

ii) die Unparteilichkeit, Objektivität und Autonomie der Behörde; 

b) das Funktionieren der Aufsichtskollegien; 

c) die Fortschritte, die im Hinblick auf die Angleichung in den Berei­
chen Verhütung, Management und Bewältigung von Krisen erzielt 
wurden, einschließlich Finanzierungsmechanismen der Union; 

d) die Rolle der Behörde hinsichtlich des Systemrisikos; 

e) die Anwendung der Schutzklausel gemäß Artikel 38; 

f) die Anwendung der verbindlichen Vermittlerrolle gemäß Artikel 19. 

(2) In dem Bericht nach Absatz 1 wird ebenfalls geprüft, ob 

a) es zweckmäßig ist, Banken, Versicherungen, die betriebliche Alters­
versorgung, Wertpapiere und Finanzmärkte weiterhin getrennt zu 
beaufsichtigen; 

b) es zweckmäßig ist, prudentielle Aufsicht und Aufsicht über Ge­
schäftsverhalten zu trennen oder durch dieselbe Aufsichtsbehörde 
vorzunehmen; 
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c) es zweckmäßig ist, die Strukturen des ESFS zu vereinfachen und zu 
stärken, um Kohärenz zwischen Makro- und Mikroebenen und zwi­
schen den ESA zu erhöhen; 

d) die Entwicklung des ESFS im Einklang mit der globalen Entwick­
lung verläuft; 

e) innerhalb des ESFS ausreichend Vielfalt und Kompetenz besteht; 

f) Rechenschaftspflicht und Transparenz den Offenlegungserfordernis­
sen gerecht werden; 

g) die Behörde mit ausreichenden Mitteln zur Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben ausgestattet ist; 

h) es angemessen ist, den Sitz der Behörde beizubehalten oder die ESA 
an einem einzigen Sitz anzusiedeln, um eine bessere Koordinierung 
untereinander zu fördern. 

(3) Zur Frage der direkten Beaufsichtigung von Finanzinstituten oder 
Infrastrukturen mit europaweiten Bezügen wird die Kommission unter 
Berücksichtigung der Marktentwicklungen jährlich einen Bericht dazu 
erstellen, ob es zweckmäßig ist, der Behörde weitere Aufsichtsaufgaben 
in diesem Bereich zu übertragen. 

(4) Der Bericht und etwaige begleitende Vorschläge werden dem 
Europäischen Parlament und dem Rat übermittelt. 

Artikel 82 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Januar 2011; hiervon ausgenommen sind Artikel 76 und 
Artikel 77 Absätze 1 und 2, die ab dem Tag des Inkrafttretens der 
Verordnung gelten. 

Die Behörde wird am 1. Januar 2011 errichtet. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 
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